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Die Deutsche Rentenversicherung 
stärkt die Altersvorsorgekompetenz

Die richtige Vorsorge für das Alter ist eine höchst individuelle  
Angelegenheit. Die Deutsche Rentenversicherung gibt in ver-
schiedenen Programmen einen Überblick über gesetzliche, be-
triebliche und private Altersvorsorgeangebote.

Die Deutsche Rentenversicherung unterstützt Versicherte auf dem 
Weg zur individuell angepassten Altersvorsorge und ist dabei als 
„neutraler Lotse“ produkt- und anbieterunabhängig. Mit der jähr-
lichen Renteninformation erhält jeder Arbeitnehmer über 27 Jahre 
eine Darstellung der bereits erarbeiteten Höhe der Altersrente 
oder Rente wegen Erwerbsminderung sowie der maximal bis zum 
67. Lebensjahr hochgerechneten Rente. Fragen dazu werden in 
den Auskunfts- und Beratungsstellen sowie am kostenfreien Ser-
vicetelefon der Rentenversicherung beantwortet. Darüber hinaus 
bietet die Rentenversicherung in ihren Auskunfts- und Beratungs-
stellen bzw. auf Wunsch auch in Firmen oder Vereinen Vorträge zu 
Themen der Rentenversicherung, aber auch spezielle Veranstal-
tungen zu Fragen der Altersvorsorge an. In Kooperation mit vielen 
unterschiedlichen Partnern gestaltet die Rentenversicherung 
Kampagnen, um die Altersvorsorgekompetenz ihrer Kunden zu 
stärken (www.ihre-vorsorge.de, www.infonetz-altersvorsorge.de).

Altervorsorge macht Schule
In der Bildungskampagne „Altersvorsorge macht Schule“ (www.
altersvorsorge-macht-schule.de/Kursfinder) vermitteln seit An-
fang 2007 bundesweit Fachleute an den Volkshochschulen um-
fassendes Wissen zur Altersvorsorge. Der hohe Stellenwert dieses 
Bildungsauftrags zeigt sich an der Teilnahme der Bundesministe-
rien für Arbeit und Soziales, für Finanzen und für Ernährung sowie 
des Bundesverbandes der Verbraucherzentralen. Sie wird zudem 
durch den Deutschen Gewerkschaftsbund und die Bundesvereini-
gung Deutscher Arbeitgeberverbände unterstützt. Von 96 Prozent 
der bisherigen Kursteilnehmer werden diese Kurse als geeignete 
Hilfe zur Planung der eigenen Altersvorsorge eingestuft. 
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„Rentenblicker“
Um die Vorteile aller Angebote der Altersvorsorge zu verstehen 
und nutzen zu können, so die Einschätzung aller Experten, sollte 
möglichst früh mit der Altersvorsorge begonnen werden. Die Deut-
sche Rentenversicherung arbeitet daher seit Mitte 2007 aktiv mit 
Schulen zusammen. Sie stellt Schülern und Lehrern an allgemein-
bildenden Schulen und Berufsschulen umfangreiche Unterrichts-
materialien zur Rentenversicherung und Altersvorsorge zur Verfü-
gung. Im Rahmen dieser Kampagne „Rentenblicker“ (www.renten-
blicker.de) erhalten die Lehrer auf Wunsch auch Unterstützung 
durch Referenten der Deutschen Rentenversicherung.

Betriebsveranstaltungen
Anfang 2009 startet bundesweit eine weitere Zusammenarbeit mit 
den Tarifpartnern der chemischen Industrie, der Industriegewerk-
schaft Bergbau, Chemie, Energie (IG BCE) und des Arbeitgeberver-
bandes Chemie (BAVC). In gemeinsamen Betriebsveranstaltungen 
werden die Möglichkeiten der Altersvorsorge im Allgemeinen und 
die konkreten Angebote des jeweiligen Betriebs den Beschäftigen 
vorgestellt und erläutert. Durch das Zusammenwirken der Akteure 
Deutsche Rentenversicherung, der zuständigen Gewerkschaft, des 
Arbeitgeberverbandes und des Unternehmens können die Arbeit-
nehmer direkt im Betrieb über die verschiedenen Säulen der 
Altersvorsorge und die ihnen allgemein und speziell offenstehen-
den Förderwege informiert werden.

Die Deutsche Rentenversicherung übt ihre Wegweiserfunktion in 
vielfältiger Weise aus, um die Altersvorsorgekompetenz der Bevöl-
kerung zu stärken und die individuelle Auswahl der geeigneten 
Altersvorsorgeprodukte zu erleichtern.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Pendlerpauschale gilt wieder: 
Fahrtkostenzuschüsse sind beitragsfrei

Das Bundesverfassungsgericht (BVerfG) hat am 9. Dezember 2008 
die durch das Steueränderungsgesetz 2007 erfolgte Begrenzung 
der Pendlerpauschale wegen Verstoßes gegen das Gebot der Gleich- 
behandlung für unwirksam erklärt. Die Entscheidung hat auch 
Auswirkungen auf die beitragsrechtliche Behandlung der Fahrt-
kostenzuschüsse des Arbeitgebers.

Der Arbeitgeber kann seinen Arbeitnehmern gewährte Fahrtkos-
tenzuschüsse für Fahrten zwischen Wohnung und regelmäßiger 
Arbeitsstätte pauschal versteuern, soweit sie den Betrag nicht 
überschreiten, den Arbeitnehmer als Werbungskosten (Pendler-
pauschale) geltend machen können (§ 40 Abs. 2 Satz 2 EStG). Diese 
Einnahmen sind nicht zum Arbeitsentgelt in der Sozialversiche-
rung zu zählen und demnach beitragsfrei. Durch das Steuerände-
rungsgesetz 2007 wurde die Möglichkeit der Arbeitnehmer, diese 
Aufwendungen als Werbungskosten geltend zu machen, für Zeiten 
ab 1. Januar 2007 auf Entfernungen ab dem 21. Entfernungskilo-
meter begrenzt (§ 9 Abs. 2 EStG). Demzufolge wurde ab diesem 
Zeitpunkt auch die Beitragsfreiheit der Fahrtkostenzuschüsse be-
schränkt. Sofern Arbeitgeber dennoch für Zeiten ab 2007 Fahrt-
kostenzuschüsse ab dem ersten Entfernungskilometer pauschal 
versteuert hatten, konnte dies sozialversicherungsrechtlich ledig-
lich für Entfernungen ab dem 21. Kilometer berücksichtigt werden.

Steuerlich gilt altes Recht
Aufgrund der Entscheidung des BVerfG vom 9. Dezember 2008 fin-
det das am 31. Dezember 2006 geltende Recht mit sofortiger Wir-
kung wieder Anwendung. Dies gilt auch für die Fälle, in denen be-
reits eine Lohnsteuerbescheinigung für das Jahr 2007 oder 2008 
übermittelt wurde (Schreiben des Bundesfinanzministeriums vom 
30. 12. 2008 – IV C 5 – S 2351/08/10005).
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Beitragserstattung bei Fahrtkostenzuschüssen
Die Sozialversicherungsträger hatten bereits im November 2007 er-
klärt, dass bei einer entsprechenden Entscheidung des BVerfG und 
der Zulassung der rückwirkenden Pauschalversteuerung von Fahrt-
kostenzuschüssen ab dem ersten Entfernungskilometer eine in der 
Vergangenheit erfolgte Beitragszahlung aus Fahrtkostenzuschüs-
sen für die ersten 20 Entfernungskilometer nur dann unrechtmäßig 
sind, wenn der Arbeitgeber auch tatsächlich von der rückwirkenden 
Pauschalversteuerung Gebrauch macht. In diesen Fällen besteht 
ein Anspruch auf Erstattung der dann zu Unrecht entrichteten Bei-
träge zur Sozialversicherung, sofern aufgrund dieser Beiträge keine 
entgeltabhängigen Leistungen (z. B. Krankengeld, Übergangsgeld) 
gewährt wurden.

Verrechnung
Zur unbürokratischen Abwicklung der Beitragserstattung haben 
sich die Sozialversicherungsträger bereit erklärt, in diesen Fällen 
entgegen den Gemeinsamen Grundsätzen für die Verrechnung und 
Erstattung zu Unrecht gezahlter Beiträge zur Kranken-, Pflege-, 
Renten- und Arbeitslosenversicherung vom 21. November 2006 aus
nahmsweise eine Verrechnung über den Zeitraum von 24 Monaten 
hinaus zuzulassen. Dies gilt aber nur, wenn diese spätestens bis 
zum 31. Dezember 2009 erfolgt. Die Arbeitgeber haben allerdings 
sicherzustellen, dass Verrechnungen nur für Arbeitnehmer erfol-
gen, denen zwischenzeitlich keine entgeltabhängigen Leistungen 
durch die Sozialversicherungsträger gewährt worden sind. Andern-
falls muss eine Beitragserstattung bei der zuständigen Einzugsstelle 
beantragt werden.

Korrektur-Beitragsnachweise einreichen
Aufgrund der Einführung des Gesundheitsfonds zum 1. Januar 2009 
ist zu beachten, dass die Verrechnungen für Zeiten vor dem 1. Januar 
2009 nicht in den laufenden Beitragsnachweis aufgenommen wer-
den können. Sie müssen unter Angabe des Zeitraums, auf den die 
Beiträge entfallen, in einem Korrektur-Beitragsnachweis gesondert 
nachgewiesen werden.
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Statusfeststellungsverfahren:  
Obligatorisch oder auf Antrag?

Ein Statusfeststellungsverfahren kann auf zweierlei Arten initi-
iert werden. Einerseits löst die Anmeldung des beim Arbeitgeber 
beschäftigten Ehegatten bzw. eingetragenen Lebenspartners oder 
geschäftsführenden Gesellschafters einer GmbH sowie eines 
mitarbeitenden Abkömmlings des Arbeitgebers ein obligatorisches 
Statusfeststellungsverfahren bei der Clearingstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund aus. Daneben gibt es bereits seit mehr 
als zehn Jahren die Möglichkeit, bei der Clearingstelle einen An-
trag auf Statusklärung zu stellen.

Obligatorisches Statusfeststellungsverfahren 
Seit dem 1. Januar 2005 müssen Arbeitgeber und Abrechnungs-
stellen in der Anmeldung eines Beschäftigungsverhältnisses an-
geben, ob ein Beschäftigter geschäftsführender Gesellschafter 
einer GmbH oder Ehegatte bzw. Lebenspartner des Arbeitgebers 
ist. Aufgrund dieser Angabe in der Anmeldung wird zwingend – das 
heißt obligatorisch – ein Statusfeststellungsverfahren durchge-
führt. Ziel ist es unter anderem, für spätere Leistungsansprüche 
rechtsverbindlich festzustellen, ob ein Beschäftigungsverhältnis 
besteht (§ 7 a Abs. 1 Satz 2 SGB IV). 

Abkömmlinge
Mit dem Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetz-
buch und anderer Gesetze vom 19. Dezember 2007 wurde mit Wir-
kung zum 1. Januar 2008 geregelt, dass der Arbeitgeber bei der 
Anmeldung auch angeben muss, ob der von ihm Beschäftigte sein 
Abkömmling ist. Als Abkömmlinge des Arbeitgebers gelten die

Kinder,ÆÆ
weiteren Nachkommen einer Person, die in gerader Linie ÆÆ
voneinander abstammen (z. B. Enkel und Urenkel), und
Adoptivkinder. ÆÆ

Stief- und Pflegekinder gelten nicht als Abkömmlinge. Für diesen 
Personenkreis wird daher kein obligatorisches Statusfeststellungs
verfahren durchgeführt. 
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Das obligatorische Statusfeststellungsverfahren wird für Ab-
kömmlinge durchgeführt, die nach dem 31. Dezember 2007 vom 
Arbeitgeber als Beschäftigte angemeldet werden. Nach der Geset-
zesbegründung soll insbesondere bei Handwerksbetrieben Rechts-
sicherheit hergestellt werden, ob der vom Arbeitgeber angemeldete 
Abkömmling im Rahmen eines sozialversicherungspflichtigen Be-
schäftigungsverhältnisses tätig ist oder wegen einer bestehenden 
Mitunternehmereigenschaft nicht der Versicherungs- und Bei-
tragspflicht unterliegt.

Meldung löst Verfahren aus
Bei Beschäftigten, die zum Arbeitgeber als Ehegatte, Lebenspart-
ner bzw. Abkömmling in einer Beziehung stehen, wird in der An-
meldung das Statuskennzeichen „1“ verwendet. Geschäftsführende 
Gesellschafter einer GmbH werden mit dem Statuskennzeichen 
„2“ angemeldet. Aufgrund des in der Anmeldung verwendeten Sta-
tuskennzeichens wird dem Arbeitgeber ein Feststellungsbogen mit 
Fragen zum Beschäftigungsverhältnis übersandt, um die inhalt
liche Richtigkeit der Meldung zu prüfen. Das obligatorische Status
feststellungsverfahren wird beendet, indem die Clearingstelle eine 
statusrechtliche Feststellung in Form eines Bescheides trifft. 

Für Ehegatten und Lebenspartner – nicht hingegen für Abkömm-
linge und für geschäftsführende Gesellschafter einer GmbH – wird 
derzeit das obligatorische Statusfeststellungsverfahren in besonde-
ren Fällen von den Einzugsstellen durchgeführt. 

Statusfeststellung auf Antrag 
Bestehen bei den Beteiligten eines Auftragsverhältnisses Zweifel 
darüber, ob eine Tätigkeit selbstständig oder im Rahmen eines  
sozialversicherungspflichtigen Beschäftigungsverhältnisses aus-
geübt wird, kann von jedem Beteiligten eine rechtsverbindliche 
Statusfeststellung bei der Clearingstelle beantragt werden (§ 7 a 
Abs. 1 Satz 1 SGB IV). Der für dieses Statusfeststellungsverfahren 
erforderliche  Antragsvordruck nebst Erläuterungen kann bei der 
bundesweiten Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung 
Bund, 10704 Berlin, per Post oder über das Internet unter  
www.deutsche-rentenversicherung.de (Formulare R Versicherung 
R Statusfeststellung) angefordert werden. 
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Verfahrensablauf
Neben dem Antragsteller wird stets der jeweils betroffene Ver-
tragspartner in das Verwaltungsverfahren einbezogen. Die Clea-
ringstelle trifft in Form eines Bescheides die Feststellung, ob die 
statusrechtlich zu beurteilende Tätigkeit im Rahmen eines Be-
schäftigungsverhältnisses ausgeübt wird und ob der Erwerbstätige 
dem Grunde nach der Versicherungspflicht in der Renten-, Kran-
ken-, Pflege- und Arbeitslosenversicherung unterliegt. Die Durch-
führung eines Statusfeststellungsverfahrens setzt voraus, dass die 
zu beurteilende Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird. Wird eine Status- 
feststellung für eine noch nicht aufgenommene Tätigkeit bean-
tragt, erstellt die Clearingstelle eine gutachterliche Stellungnahme. 
Es erfolgt jedoch keine rechtsverbindliche Feststellung, da ungewiss 
ist, wie die zu beurteilende Tätigkeit tatsächlich ausgeübt wird.

Ein Statusfeststellungsverfahren auf Antrag entfällt, wenn die be-
antragte Statusfeststellung einen Erwerbstätigen betrifft, für den 
eine Einzugsstelle oder ein Rentenversicherungsträger bereits ein 
Verfahren zur versicherungsrechtlichen Beurteilung eingeleitet 
oder durchgeführt hat. Kündigt zum Beispiel ein Rentenversiche-
rungsträger gegenüber dem Arbeitgeber eine Betriebsprüfung 
nach § 28 p Abs. 1 SGB IV an, wird hierdurch ein Verfahren zur Fest-
stellung einer Beschäftigung anhängig, welches ein Statusverfah-
ren auf Antrag ausschließt.

Beginn der Versicherungspflicht kann hinausgeschoben werden
Wird eine Statusfeststellung innerhalb eines Monats nach Auf-
nahme der Tätigkeit beantragt und stellt die Clearingstelle ein Be-
schäftigungsverhältnis fest, hat ausschließlich der Beschäftigte 
die Möglichkeit, den Eintritt der Versicherungspflicht auf den Zeit-
punkt ab Bekanntgabe der Statusfeststellung zu verschieben (§ 7 a 
Abs. 6 Satz 1 SGB IV). Dies setzt voraus, dass der Beschäftigte dem 
späteren Eintritt der Versicherungspflicht zustimmt und über eine 
finanzielle Absicherung gegen das Risiko von Krankheit und zur 
Altersvorsorge verfügt, die der Art nach den Leistungen der ge-
setzlichen Kranken- und Rentenversicherung entspricht. Bei einer 
späteren Antragstellung sowie im Rahmen einer Arbeitgeberprüfung 
ist im Fall der Feststellung eines Beschäftigungsverhältnisses eine 
Verschiebung des Beginns der Versicherungspflicht nicht möglich.
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Leistungsrechtliche Bindung der Bundesagentur für Arbeit
Wird im Rahmen eines obligatorischen oder beantragten Status-
feststellungsverfahrens durch Bescheid die Versicherungspflicht 
zur Arbeitslosenversicherung festgestellt, ist die Bundesagentur 
für Arbeit an diese Feststellung nach § 336 SGB III leistungsrecht-
lich gebunden. Die leistungsrechtliche Bindung dient der Rechts
sicherheit der Erwerbstätigen, die statusrechtlich als Beschäftigte 
beurteilt wurden und Beiträge zur Arbeitslosenversicherung im 
Vertrauen auf die damit verbundene soziale Absicherung im Fall 
der Arbeitslosigkeit entrichtet haben.

Künstlersozialabgabe: 
Wann sind Eigenwerber abgabepflichtig?

In früheren Ausgaben von SUMMA SUMMARUM (Ausgaben 3 und 
4/2007 sowie 3/2008) wurde bereits über die Übernahme der Prü-
fung der Zahlung der Künstlersozialabgabe durch die Deutsche 
Rentenversicherung berichtet. Die mittlerweile vorliegenden Er-
kenntnisse der Rentenversicherungsträger aus dieser Prüfung 
zeigen, dass darüber hinaus insbesondere zu den Eigenwerbern 
weiterer Informationsbedarf besteht. Außerdem wird aufgrund 
gesetzlicher Neuregelungen ein geändertes Verfahren zur Vor-
auszahlung der Künstlersozialabgabe zum Einsatz kommen. 

Eigenwerber
Nach § 24 Abs. 1 Satz 2 Künstlersozialversicherungsgesetz (KSVG) 
sind Unternehmer zur Künstlersozialabgabe verpflichtet, die für 
Zwecke ihres eigenen Unternehmens Werbung oder Öffentlichkeits
arbeit betreiben (sog. Eigenwerber) und dabei nicht nur gelegentlich 
Aufträge an selbstständige Künstler oder Publizisten erteilen. 

In der Praxis kann die Beurteilung, ob Aufträge an selbstständige 
Künstler oder Publizisten „nicht nur gelegentlich“ erteilt werden, 
im jeweiligen Einzelfall schwierig sein. Dies insbesondere deswe-
gen, weil hier ein unbestimmter Rechtsbegriff Verwendung findet, 
da das Gesetz für viele verschiedene Fälle in allen Wirtschafts-
branchen gilt. Sinn und Zweck der Regelung ist es, die Verwertung 
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künstlerischer Leistungen über den Kreis der typischen Verwerter 
in § 24 Abs. 1 Satz 1 KSVG hinaus auch bei solchen Unternehmen 
zu erfassen, die derartige Leistungen in vergleichbarem Maße in 
Anspruch nehmen. 

Kriterien für das Merkmal „nicht nur gelegentlich“ sind 

eine gewisse Regelmäßigkeit und Dauerhaftigkeit  ÆÆ
der Auftragserteilung sowie 
deren wirtschaftliches Ausmaß.  ÆÆ

So werden von der Abgabepflicht Aufträge erfasst, die wiederholend 
zu bestimmten Zeitpunkten, Anlässen oder in bestimmten Inter-
vallen erteilt werden. Erforderlich ist insofern eine bestimmte, ins-
besondere jährliche Auftragshäufigkeit. Ergibt sich bereits aus der 
Häufigkeit der Aufträge, dass das Merkmal „nicht nur gelegentlich“ 
erfüllt ist, tritt das wirtschaftliche Ausmaß in den Hintergrund. 

Auf das wirtschaftliche Ausmaß kommt es jedoch in den Fällen an, 
in denen sich aus der Prüfung der Regelmäßigkeit oder Dauerhaf-
tigkeit allein noch keine Entscheidung über die Abgabepflicht tref-
fen lässt. Dies kann zum Beispiel dann der Fall sein, wenn die Auf-
tragserteilung nur einmal jährlich erfolgt. Ist in diesen Fällen das 
wirtschaftliche Ausmaß der erteilten Aufträge für das Unter
nehmen nicht unerheblich, kann auch mit nur einem Auftrag pro 
Kalenderjahr das Merkmal der nicht nur gelegentlichen Auftrags
erteilung erfüllt sein. 

Die Entscheidung über die Abgabepflicht hängt somit bei Eigen-
werbern von den jeweiligen Umständen des Einzelfalles ab. 

Vorauszahlung
Nach § 27 Abs. 2 KSVG müssen die abgabepflichtigen Unternehmen 
eine Vorauszahlung auf die Künstlersozialabgabe leisten. Im bis-
herigen Verfahren erstellt die Deutsche Rentenversicherung – neben 
dem Abgabebescheid, in dem die Künstlersozialabgabe ihrer Höhe 
nach für den jeweiligen Prüfzeitraum festgesetzt wird – hierzu  
lediglich ein Informationsschreiben zur Vorauszahlung. Inhalt dieses 
Schreibens sind die Ausführungen zur grundsätzlichen Vorauszah-
lungspflicht, die Informationen zu den Berechnungsfaktoren und 

Typische Verwerter

1. 	Buch-, Presse-  
	 und sonstige Verlage,  
	 Presseagenturen

2. 	Theater, Orchester,  
	 Chöre und vergleich- 
	 bare Unternehmen

3. 	Theater-, Konzert- und  
	 Gastspieldirektionen

4. 	Rundfunk, Fernsehen

5. 	Herstellung  
	 von bespielten Bild- 
	 und Tonträgern

6. 	Galerien  
	 und Kunsthandel

7. 	Werbung und  
	 Öffentlichkeitsarbeit  
	 für Dritte

8. 	Varieté- und  
	 Zirkusunternehmen,  
	 Museen

9. 	Aus- und Fort- 
	 bildungseinrichtungen  
	 für künstlerische und  
	 publizistische  
	 Tätigkeiten
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der zukünftigen Vorauszahlungshöhe sowie zum Beginn und Ende 
der monatlichen Vorauszahlung. Darüber hinaus wird auf die Ver-
pflichtung zur Meldung der an selbstständige Künstler und Publi-
zisten gezahlten Entgelte hingewiesen. 

Rentenversicherung erlässt Bescheide
Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch und anderer Gesetze vom 21. Dezember 2008 wurden 
unter anderem § 28 p Abs. 1 a SGB IV und § 27 KSVG dahingehend 
ergänzt, dass die Rentenversicherungsträger nunmehr auch die 
Bescheide zur Vorauszahlung erlassen und über eingelegte Wider-
sprüche entscheiden. 

Für das Verwaltungsverfahren im Rahmen der Arbeitgeberprüfung 
hat das zur Folge, dass die derzeitige Trennung der beiden The-
menkomplexe „Nacherhebung der Künstlersozialabgabe“ und  „Voraus
zahlung“ aufgegeben wird. Im zukünftigen Verfahren wird für diese 
Prüfung ein einziger Bescheid mit beiden Inhalten erlassen. Damit 
beinhaltet dieser Bescheid neben der Höhe der Künstlersozialab-
gabe und der Vorauszahlung auch die bis zum Erlass des Beschei-
des schon fällig gewordenen monatlichen Vorauszahlungsbeträge. 
Diese werden ebenso wie die Künstlersozialabgabe als Gesamt-
summe ausgewiesen.

Weiterführende Informationen
Weiteres Informationsmaterial rund um die Künstlersozialabgabe 
steht unter www.deutsche-rentenversicherung.de (R Formulare 
und Publikationen R Formulare R Künstlersozialabgabe) zur Ver-
fügung. Darüber hinaus informiert die Künstlersozialkasse unter 
www.kuenstlersozialkasse.de ausführlich über sämtliche Bereiche 
des Künstlersozialversicherungsgesetzes.



12 SUMMA SUMMARUM 1·2009 · Studiengebühren

Übernahme von Studiengebühren:  
Müssen Arbeitgeber SV-Beiträge entrichten?

Arbeitnehmer nehmen immer häufiger im Rahmen bestehender 
Beschäftigungsverhältnisse Studiengänge zur beruflichen Weiter
bildung auf. Zur Förderung dieser Weiterbildungsmaßnahmen 
verpflichten sich die Arbeitgeber im Arbeitsvertrag zur Übernahme 
der Studiengebühren. Im Gegenzug besteht die arbeitnehmer
seitige Verpflichtung zur Rückzahlung dieser Gebühren, wenn die 
Arbeitnehmer das Unternehmen innerhalb eines bestimmten 
Zeitraumes verlassen.

Nach § 14 Abs. 1 Satz 1 SGB IV sind als Arbeitsentgelt alle laufen-
den oder einmaligen Einnahmen aus einer Beschäftigung anzu
sehen, gleichgültig, ob ein Rechtsanspruch auf die Einnahmen 
besteht, unter welcher Bezeichnung oder in welcher Form sie ge-
leistet werden und ob sie unmittelbar aus der Beschäftigung oder 
im Zusammenhang mit ihr erzielt werden. Zum Arbeitsentgelt ge-
hören demnach auch Vorteile, die dem Arbeitnehmer aus seinem 
Beschäftigungsverhältnis erwachsen, es sei denn, dass aufgrund 
der Regelungen der Sozialversicherungsentgeltverordnung keine 
Zurechnung zum Arbeitsentgelt vorzunehmen ist.

Im Steuerrecht werden die im Rahmen eines Beschäftigungsver-
hältnisses vom studierenden Arbeitnehmer geschuldeten und vom 
Arbeitgeber übernommenen Studiengebühren für den Besuch einer 
Berufsakademie nach einer Entscheidung der obersten Finanzbe-
hörden der Länder aufgrund des ganz überwiegenden betrieblichen 
Interesses des Arbeitgebers nicht als Arbeitslohn angesehen.

Dieser Praxis der Finanzverwaltung, die darauf begründet ist, dass 
der Arbeitnehmer die Kosten sonst als Werbungskosten geltend 
machen könnte, wird in der Sozialversicherung nicht gefolgt. Leis-
tungen des Arbeitgebers, mit denen er Werbungskosten des Arbeit
nehmers ersetzt, mindern nicht das beitragspflichtige Arbeitsentgelt.

Die Übernahme von Studiengebühren jeglicher Art durch den Arbeit
geber für den Arbeitnehmer stellt im Sozialversicherungsrecht 
einen geldwerten Vorteil und somit beitragspflichtiges Arbeitsent-
gelt dar.
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Geringfügige Beschäftigung:  
Rückwirkende Versicherungspflicht ist möglich

Arbeitgeber können nachträglich zur Zahlung von Pflichtbeiträgen 
verpflichtet werden, wenn sie bei Einstellung eines geringfügig 
Beschäftigten vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt haben, 
den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung der 
Beschäftigung aufzuklären. Diese Möglichkeit besteht aufgrund 
einer Klarstellung im Zweiten Gesetz zur Änderung des Vierten 
Buches Sozialgesetzbuch und anderer Gesetze vom 21. Dezem-
ber 2008 (BGBl I S. 2933).

In § 8 Abs. 2 Satz 3 SGB IV ist seit dem 1. April 2003 geregelt, dass 
im Fall des Überschreitens der Geringfügigkeitsgrenze durch Zu-
sammenrechnung

mehrerer geringfügig entlohnter Beschäftigungen,ÆÆ
einer geringfügig entlohnten Beschäftigung – mit Ausnahme ÆÆ
der ersten geringfügig entlohnten Beschäftigung – mit einer 
nicht geringfügigen Beschäftigung oder
mehrerer kurzfristiger Beschäftigungen ÆÆ

Versicherungspflicht nicht mehr rückwirkend eintritt (Amnestie
regelung). Sie beginnt danach erst mit dem Tag der Bekanntgabe 
der Feststellung durch die Einzugsstelle (Minijob-Zentrale) oder 
einen Träger der Rentenversicherung im Rahmen einer Arbeit
geberprüfung.

In erster Linie überprüft die Minijob-Zentrale, bei der alle gering-
fügigen Beschäftigungen gemeldet werden, ob mehrere sich über-
schneidende Beschäftigungen unter Beteiligung einer geringfügi-
gen Beschäftigung zusammengerechnet werden müssen.

Ausnahme von der Amnestieregelung
Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vertreten bereits 
seit 2003 die Auffassung, dass die Amnestieregelung nicht gilt, 
wenn es der Arbeitgeber vorsätzlich oder grob fahrlässig versäumt 
hat, den Sachverhalt für die versicherungsrechtliche Beurteilung 
einer geringfügigen Beschäftigung aufzuklären. 
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Als vorsätzliches Handeln bezeichnet man das Wissen und Wollen 
des rechtswidrigen Erfolgs. Vorsätzlich handelt der Arbeitgeber 
damit zum Beispiel, wenn er Hinweise des Beschäftigten oder an-
derer Personen, die zwangsläufig zu einer anderen versicherungs-
rechtlichen Beurteilung der Beschäftigung hätten führen müssen, 
bewusst ignoriert. Vorsätzlich werden Sozialversicherungsbeiträge 
schon dann vorenthalten, wenn der Beitragsschuldner die Bei-
tragspflicht für möglich hielt, aber billigend in Kauf nahm, den Bei-
trag nicht abzuführen. 

Grobe Fahrlässigkeit liegt vor, wenn die Beteiligten die verkehrs-
übliche Sorgfalt in besonders schwerem Maße verletzt haben, also 
einfachste, jedem einleuchtende Überlegungen nicht angestellt 
haben. Der Arbeitgeber handelt zum Beispiel dann grob fahrlässig, 
wenn er bei der Einstellung oder bei Vorliegen entsprechender 
Hinweise nichts unternimmt, um den Sachverhalt zu ermitteln.

Diese Rechtsauffassung der Spitzenorganisationen der Sozialver-
sicherung wurde nunmehr vom Gesetzgeber durch Ergänzung des 
§ 8 Abs. 2 SGB IV bestätigt und dient der Klarstellung der bisherigen 
Rechtslage. Die gesetzliche Klarstellung ist erforderlich geworden, 
weil von dieser Rechtsansicht abweichende Urteile der Sozial
gerichtsbarkeit gegen Entscheidungen aufgrund derer Versiche
rungspflicht wegen nachgewiesenen Fehlverhaltens des Arbeit
gebers für vergangene Beschäftigungszeiträume festgestellt wurde, 
zu erheblicher Rechtsunsicherheit geführt haben.

Pflichten des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber hat jeden versicherungspflichtigen und jeden ge-
ringfügig Beschäftigten zu melden und den Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag zu zahlen (§§ 28 a, 28 e SGB IV). Hieraus erwächst für 
den Arbeitgeber die Verpflichtung, das Versicherungsverhältnis 
des jeweiligen Arbeitnehmers zu beurteilen, Beiträge zu berech-
nen und gegebenenfalls vom Arbeitsentgelt einzubehalten und an 
die Einzugsstelle abzuführen. Ungeachtet dessen hat der Arbeitge-
ber nach der Beitragsverfahrensverordnung die für die Versiche-
rungsfreiheit oder die Befreiung von der Versicherungspflicht 
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maßgebenden Angaben über den Beschäftigten zu den Entgeltun-
terlagen zu nehmen. Dazu gehört auch die Erklärung des Arbeit-
nehmers über Vor- und Nebenbeschäftigungen (siehe SUMMA 
SUMMARUM Ausgabe 6/2008).

Mitwirkungspflichten des Arbeitnehmers
Der Arbeitnehmer ist verpflichtet, dem Arbeitgeber, bei mehreren 
Beschäftigungen allen beteiligten Arbeitgebern, die zur Durchfüh-
rung des Meldeverfahrens und der Beitragszahlung erforderlichen 
Angaben zu machen und, soweit erforderlich, Unterlagen vorzu
legen (§ 28 o SGB IV). Hierzu gehört auch, dass der Arbeitnehmer 
seine Arbeitgeber über eventuelle Vorbeschäftigungen oder über 
aktuelle weitere Beschäftigungen bei anderen Arbeitgebern infor-
miert, damit der jeweilige Arbeitgeber die Kurzfristigkeit einer Be-
schäftigung beurteilen oder aber prüfen kann, ob eine geringfügig 
entlohnte Beschäftigung mit anderen geringfügig entlohnten Be-
schäftigungen oder mit einer nicht geringfügigen versicherungs-
pflichtigen Beschäftigung zusammenzurechnen sind. 

Empfehlung für Arbeitgeber
Arbeitgebern wird empfohlen, die notwendigen Angaben zur ver
sicherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung mittels eines 
Personalfragebogens beim Arbeitnehmer zu erfragen und sich 
vom Arbeitnehmer schriftlich bestätigen zu lassen, dass er die 
Aufnahme weiterer Beschäftigungen umgehend anzeigt. 

Der Personalfragebogen ist eine wertvolle Hilfe für den Arbeitge-
ber zur versicherungsrechtlichen Beurteilung der Beschäftigung 
eines neu eingestellten Arbeitnehmers. In diesem Bogen wird der 
Arbeitnehmer unter anderem gebeten, Angaben zu seinem Status 
(Schüler, Student, Rentner, Arbeitsloser etc.), zu weiteren Beschäf-
tigungen bei anderen Arbeitgebern oder zu Vorbeschäftigungs
zeiten zwecks Beurteilung einer kurzfristigen Beschäftigung zu 
machen. Unter www.minijob-zentrale.de (R Downloadcenter) wird 
ein Personalfragebogen für geringfügig Beschäftigte, in dem  die 
notwendigen Angaben für eine versicherungsrechtliche Beurtei-
lung abfragt werden, angeboten.
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Sozialversicherungsprüfung  
im Unternehmen

Entgeltmeldungen zur Unfallversicherung 
auch für Gesellschafter-Geschäftsführer

Seit dem 1. Januar 2009 müssen Arbeitgeber auch für die Perso-
nen, die ausschließlich in der Unfallversicherung als Beschäftig-
te gelten, Entgeltmeldungen abgeben. 

Mit dem Zweiten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozial-
gesetzbuch (SGB IV) und anderer Gesetze vom 21. Dezember 2008 
sind die Meldungen für die Unfallversicherung weiter konkretisiert 
worden (§ 28 a Abs.  12 SGB IV). Bisher waren DEÜV-Meldungen nur 
dann abzugeben, sofern der Beschäftigte in mindestens einem 
Zweig der Sozialversicherung versicherungspflichtig war. 

Durch die Integration der Unfallversicherung in das DEÜV-Melde-
verfahren müssen Arbeitgeber nun auch für denjenigen eine  
Entgeltmeldung abgeben, der nur in der Unfallversicherung als  
Beschäftigter gilt. Dies trifft zum Beispiel auf Gesellschafter-Ge-
schäftsführer zu, die aufgrund von Satzungsrecht der Berufs- 
genossenschaft abweichend von § 7 SGB IV als Beschäftigte gelten. 
Für die Entgeltmeldung ist ein neuer Personengruppenschlüssel 
vorgesehen (PGR 190). Über Einzelheiten zur neuen Meldever-
pflichtung wird SUMMA SUMMARUM in einer der nächsten Aus
gaben berichten.
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Ausgabe 2 · 2009

Sozialversicherungsprüfung im Unternehmen

Sonderfälle bei Sofortmeldungen� 4

 
 
Betriebliche Gesundheitsförderung� 6 

 
 
Neuregelungen beim Kurzarbeitergeld� 8

Betriebliche Altersversorgung� 13

Die Spitzenorganisationen der Sozialversiche-
rung und die Finanzkontrolle Schwarzarbeit 
haben gemeinsam Festlegungen zu den Sofort- 
meldungen in Sonderfällen getroffen.

 
Für bestimmte Arbeitgeberleistungen zur Be-
trieblichen Gesundheitsförderung sieht der 
Gesetzgeber eine Lohnsteuer- und Beitrags-
freiheit vor.

 
Zur Beschäftigungssicherung bei Kurzarbeit 
und witterungsbedingtem Arbeitsausfall sind 
zum 1. Februar 2009 wesentliche Verbesse-
rungen für Betriebe in Kraft getreten.

 
Mit dem Gesetz zur Strukturreform des Ver-
sorgungsausgleichs sollen ab dem 1. Septem-
ber 2009 die Regelungen zur Durchführung 
des Versorgungsausgleichs wesentlich geän-
dert werden.
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Konjunkturpaket II bringt auch Änderungen 
in der Sozialversicherung

Den Auswirkungen und Herausforderungen durch die globale  
Finanz- und Wirtschaftskrise soll mit Hilfe eines weiteren Maß-
nahmenpakets begegnet werden. Das Gesetz zur Sicherung von 
Beschäftigung und Stabilität in Deutschland – in der Öffentlichkeit 
besser bekannt unter dem Begriff „Konjunkturpaket II“ – ist bereits 
am 2. März 2009 verabschiedet und verkündet worden (BGBl I S. 416). 

Das Konjunkturpaket II soll in erster Linie Arbeitsplätze in Deutschland 
sichern und die Bürgerinnen und Bürger durch niedrigere Steuern 
und Sozialabgaben entlasten. Durch die Steuer- und Abgabenent-
lastungen, einer Einmalzahlung für das Jahr 2009 für alle Kinder-
geldberechtigten in Höhe von 100 EUR je Kind (Kinderbonus) sowie 
die Stärkung der Pkw-Nachfrage durch Zahlung einer sogenannten 
Abwrackprämie von 2 500 EUR sollen Anreize zur Konsumbereit-
schaft geschaffen und damit die Binnennachfrage gestärkt werden.

Sozialversicherungsrechtliche Änderungen
Die Änderungen im Sozialversicherungsrecht betreffen zum einen 
die Regelungen zur Kurzarbeit. Nach dem Prinzip „Kurzarbeit vor 
Entlassungen“ wird die Einführung von Kurzarbeit für alle Unter-
nehmen und Beschäftigten attraktiver und unbürokratischer aus-
gestaltet. Dazu werden die Voraussetzungen für die Einführung von 
Kurzarbeit erleichtert, die Antragstellung vereinfacht und neue Er-
stattungsleistungen für den Arbeitgeber eingeführt. Bereits im 
Rahmen des ersten Konjunkturpakets ist vom 1. Januar 2009 an 
die Bezugsdauer von Kurzarbeitergeld auf 18 Monate verlängert 
worden. Die weiteren Einzelheiten zu den gesetzlichen Änderungen 
bei Kurzarbeit und Kurzarbeitergeld finden Sie im Artikel „Neu-
regelungen beim Kurzarbeitergeld“ auf Seite 8.

Ein weiterer Bestandteil des Konjunkturpakets II ist die Entlastung 
bei den Sozialversicherungsbeiträgen. Ab dem 1. Juli 2009 werden 
die Beiträge zur gesetzlichen Krankenversicherung gesenkt. Dar-
über hinaus ist die seit Jahresbeginn geltende befristete Senkung 
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung bis Ende des 
Jahres 2010 verlängert worden.
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Senkung des Beitragssatzes  
in der gesetzlichen Krankenversicherung
Der im Zusammenhang mit der Errichtung des Gesundheitsfonds 
zum 1. Januar 2009 eingeführte allgemeine Beitragssatz in der ge-
setzlichen Krankenversicherung nach § 241 SGB V wird ab dem  
1. Juli 2009 von 15,5 auf 14,9 Prozent – also um 0,6 Beitragssatz-
punkte – gesenkt. Davon sind wie bisher 0,9 Prozent allein vom  
Arbeitnehmer zu tragen. Die verbleibenden 14 Prozent tragen  
Arbeitnehmer und Arbeitgeber je zur Hälfte. Durch die Senkung 
des paritätisch finanzierten Beitragssatzes werden die Mitglieder 
der gesetzlichen Krankenversicherung und Arbeitgeber gleicher-
maßen bei den Beiträgen zur gesetzlichen Krankenversicherung 
entlastet.

Für die Mitglieder der landwirtschaftlichen Krankenversicherung 
wird es eine entsprechende Absenkung des Beitragssatzes geben.

Der ermäßigte Beitragssatz wird ab dem 1. Juli 2009 in gleicher Weise 
um 0,6 Beitragssatzpunkte gesenkt und beträgt dann 14,3 Prozent.

Zum Ausgleich der Beitragssatzsenkung wird der Bundeszuschuss 
an die gesetzliche Krankenversicherung für die Jahre 2009 bis 2011 
aufgestockt. Der Gesundheitsfonds wird dadurch ab 1. Juli 2009 
erhöhte monatliche Zahlungen aus dem Bundeshaushalt erhalten.

Verlängerung der befristeten Senkung  
des Beitragssatzes zur Arbeitslosenversicherung
Zum 1. Januar 2009 wurde der Beitragssatz zur Arbeitslosenver- 
sicherung von 3,3 auf 2,8 Prozent gesenkt (vgl. Beitragssatzverord-
nung 2009 vom 21. 12. 2008, BGBl I S. 2979). Bislang war vorge- 
sehen, dass diese Beitragssatzsenkung nur bis zum 30. Juni 2010 
gilt. Im Rahmen des Konjunkturpakets II ist die Geltungsdauer 
des reduzierten Beitragssatzes um weitere sechs Monate, das 
heißt bis Ende 2010, verlängert worden.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Sonderfälle bei Sofortmeldungen

In den Wirtschaftsbereichen, in denen ein erhöhtes Risiko für 
Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung besteht, ist spätestens 
zu Beginn der Beschäftigungsaufnahme eine Sofortmeldung ab-
zugeben (§ 28 a Absatz 4 SGB IV). Diese ist grundsätzlich für die 
Arbeitnehmer erforderlich, für die bisher die Mitführungspflicht 
des Sozialversicherungsausweises galt.

In der Ausgabe 6/2008 berichtete SUMMA SUMMARUM über die Ein- 
führung der Sofortmeldung für Arbeitgeber bestimmter Wirtschafts- 
bereiche zum 1. Januar 2009. Die Spitzenorganisationen der Sozial- 
versicherung haben gemeinsam mit der Finanzkontrolle Schwarz-
arbeit (Ermittlungsbehörde) Festlegungen zu Sonderfällen getroffen. 
SUMMA SUMMARUM nennt die wichtigsten Entscheidungen.

Probearbeitsverhältnis, Einfühlungsverhältnis 
oder Schnupperarbeitsverhältnis
Einige Arbeitgeber fordern vor dem eigentlichen Beschäftigungs-
verhältnis eine Arbeitsprobe ab oder bieten dem Arbeitnehmer die 
Möglichkeit, im Rahmen von sogenannten Einfühlungsverhältnissen 
den Betrieb näher kennenzulernen. Für die Abgabe einer Sofort-
meldung ist entscheidend, ob eine Arbeitsleistung tatsächlich er-
bracht werden soll, es sich also um ein Beschäftigungsverhältnis 
im sozialversicherungsrechtlichen Sinne handelt. Auf die Bezeich-
nung des Verhältnisses kommt es hingegen nicht an. Liegt ein Be-
schäftigungsverhältnis vor, ist spätestens zu Beginn des Probe- 
arbeits-, Schnupperarbeits- oder Einfühlungsverhältnisses eine 
Sofortmeldung abzugeben. 

Praktikanten
In der Praxis gibt es eine Vielzahl von Beschäftigungen, die als 
Praktikum bezeichnet werden. Grundsätzlich ist bei allen Praktika 
eine Sofortmeldung abzugeben. Einzige Ausnahme sind die soge-
nannten Schulpraktika, bei denen Schüler in einem Betrieb ein un-
entgeltliches Praktikum absolvieren. Das regelmäßig im Rahmen 
der Ausbildung an allgemeinbildenden Schulen durchgeführte 
Praktikum für die Dauer von etwa ein bis drei Wochen wird in Be-
trieben durchgeführt und ist Bestandteil des schulischen Unter-
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richts. Dieses Praktikum dient dazu, einen ersten Eindruck in die 
Arbeitswelt zu gewinnen und hat nicht das Ziel, berufliche Kennt-
nisse, Fertigkeiten oder Erfahrungen zu erwerben. 

Zeitarbeitsunternehmen  
und Personaldienstleistungsunternehmen
Zeitarbeitsunternehmen und Personaldienstleistungsunternehmen 
sind generell von der Abgabe einer Sofortmeldung ausgenommen. 
Die Ausrichtung des Haupterwerbszwecks dieser Unternehmen 
liegt in der Verleihung von Arbeitskräften.

Sofortmeldungen bei sogenannten Mischbetrieben
Bei Arbeitgebern, die nur teilweise in einem Wirtschaftsbereich tä-
tig sind, der zur Sofortmeldung führt, ist der Haupterwerbszweck 
des Unternehmens entscheidend. 

Beispiel

Betriebsnummer					     12345678
Chemiewerk Westfalen
Wirtschaftsbranche: Herstellung von chemischen Erzeugnissen

Im Chemiewerk gibt es eine Cafeteria, die von einigen Mitarbeitern des 
Chemiewerkes betrieben wird.
Für das Chemiewerk besteht dennoch keine Abgabepflicht zur 
Sofortmeldung, da der Haupterwerbszweck auf die Herstellung von 
chemischen Erzeugnissen ausgerichtet ist.

Sofortmeldungen bei Konzernen
Konzerne bestehen aus Arbeitgebern, die für sich gesehen und von 
ihrer Rechtspersönlichkeit her eigenständig sind. Wird der Arbeit- 
nehmer in einem Konzernteil eingestellt, der als eigenständiger 
Arbeitgeber mit seinem Haupterwerbszweck in einen Wirtschafts-
bereich des § 28 a Absatz 4 SGB IV fällt, ist eine Sofortmeldung ab-
zugeben. Gleiches gilt, sofern der Arbeitnehmer innerhalb eines 
Konzerns den Arbeitsplatz wechselt und hierdurch ein neues so-
fortmeldepflichtiges Beschäftigungsverhältniss begründet wird (Ab-
meldung mit Meldegrund 30 und Anmeldung mit Meldegrund 10).
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Entsandte Arbeitnehmer mit E 101-Bescheinigung
Aus dem Ausland entsandte Arbeitnehmer mit einer Entsende- 
bescheinigung E 101 unterliegen nicht den deutschen Sozialver- 
sicherungsvorschriften. Eine Sofortmeldepflicht besteht für diese 
Arbeitnehmer daher nicht.

Informationen zu Sofortmeldungen 
Weitere Informationen zu Sofortmeldungen sind im Internet unter 
www.deutsche-rentenversicherung.de abrufbar (Zielgruppe „Arbeit- 
geber und Steuerberater“ – Rubrik „Meldeverfahren nach der 
DEÜV“ – Punkt „Sofortmeldungen“). Darüber hinaus ist bei Einzel-
fragen zur Sofortmeldung die zuständige Einzugsstelle (Kranken-
kasse) behilflich.

Gesundheitsförderung: Beitragsfreie Leistungen

Bis 500  EUR pro Kalenderjahr und Mitarbeiter können Arbeit- 
geber lohnsteuer- und beitragsfrei für gesundheitsfördernde 
Maßnahmen aufwenden. 

Diese Steuerfreiheit wurde durch das Jahressteuergesetz 2009 
eingeführt. Zielsetzung des Gesetzgebers ist es, die Bereitschaft 
des Arbeitgebers zu erhöhen, die Gesundheitsförderung im Be-
trieb zu stärken. Vorgesehen ist ein jährlicher Höchstbetrag für 
jeden Arbeitnehmer im Betrieb in Höhe von 500 EUR. Steuerfrei 
sind Barzuschüsse und Sachleistungen, die der Betrieblichen Ge-
sundheitsförderung dienen. 

Zusätzlich zum geschuldeten Arbeitsentgelt
Voraussetzung für die Lohnsteuer- und Beitragsfreiheit ist, dass die 
Leistungen, die der Arbeitgeber gewährt, zusätzlich zum geschul-
deten Lohn gezahlt werden. Wird dagegen für die Betriebliche Ge-
sundheitsförderung ein Teil des bisher gewährten Arbeitsentgelts 
umgewandelt, besteht keine Lohnsteuer- und Beitragsfreiheit.
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Überblick über die Leistungen  
der Betrieblichen Gesundheitsförderung
Die Leistungen müssen die Anforderungen der §§ 20, 20 a SGB V 
i. V. m. dem GKV-Leitfaden „Prävention“ der Spitzenverbände der 
Krankenkassen von 2008 erfüllen. Es werden nur solche Maßnah-
men gefördert, die im Hinblick auf die Qualität, die Zweckbindung 
und Zielgerichtetheit den Leistungen der gesetzlichen Kranken-
versicherung entsprechen. 

Für die folgenden Leistungen sieht der Gesetzgeber eine Lohn-
steuer- und Beitragsfreiheit vor:

Maßnahmen gegen berufsbedingte körperliche Belastungen  ÆÆ
(z. B. Rückengymnastik)
Gesunde Gemeinschaftsverpflegung im BetriebÆÆ
Kurse zum StressabbauÆÆ
Gesundheitsgerechte Führung von MitarbeiternÆÆ
Maßnahmen gegen den Suchtmittelkonsum  ÆÆ
(z. B. Rauchen und Alkohol)

Nicht nur Sachleistungen
Gerade für kleinere und mittelständische Unternehmen sehen die 
Steuervorschriften auch Steuerfreiheit für Barleistungen vor. So 
kann es sich nicht jeder Betrieb leisten, die Kurse direkt im Unter-
nehmen anzubieten. Aus diesem Grund können Arbeitgeber ihren 
Mitarbeitern auch Zuschüsse als Geldleistung für externe Maß-
nahmen lohnsteuer- und beitragsfrei ersetzen.

Besuch eines Sportvereins wird nicht gefördert 
Keine Regel ohne eine Ausnahme. Nicht alles wird vom Gesetzgeber 
steuerlich gefördert. Besucht ein Mitarbeiter beispielsweise regel-
mäßig ein Fitnessstudio oder ist er Mitglied in einem Fußballverein, 
so darf der Arbeitgeber die Mitgliedsbeiträge nicht lohnsteuer- 
und beitragsfrei übernehmen. Die Vorschrift des § 3 Nr. 34 EStG ist 
rückwirkend ab 1. Januar 2008 in Kraft getreten. In der Sozialver- 
sicherung führt diese Steuerfreiheit wegen des Grundsatzes der 
vorausschauenden Betrachtungsweise und des sozialversiche-
rungsrechtlichen Eingriffsverbots für abgewickelte Versicherungs-
verhältnisse nur für die Zukunft zur Beitragsfreiheit. Soweit in 

GKV-Spitzenverband

Zum 1. Juli 2008 über- 
nahm der GKV-Spitzen-
verband alle gesetz- 
lichen Aufgaben der 
bisherigen Spitzen- 
verbände der Kranken-
kassen. Der GKV- 
Spitzenverband ist eine 
Körperschaft des 
öffentlichen Rechts.  
An seiner Spitze steht 
ein hauptamtlicher 
Vorstand, dem drei 
Mitglieder angehören.  
Er vertritt den GKV-
Spitzenverband 
gerichtlich und außer- 
gerichtlich.
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Lohnabrechnungszeiträumen vor Dezember 2008 Zuwendungen 
oder Maßnahmen zur Gesundheitsförderung als Arbeitsentgelt 
verbeitragt wurden, hat es dabei sein Bewenden.

SUMMA SUMMARUM empfiehlt in Zweifelsfällen die zuständige 
Krankenkasse um eine Entscheidung zu bitten, ob die Maßnahme 
die Anforderungen erfüllt.

Neuregelungen beim Kurzarbeitergeld

Bedingt durch die globale Finanzkrise hat der Konjunkturab-
schwung auch die deutsche Wirtschaft erfasst. In Anbetracht  
dieser Entwicklung kommt der Sicherung der Arbeitsplätze eine 
hohe Bedeutung zu. In dieser Situation hilft Kurzarbeit, Entlas-
sungen zu vermeiden. Daher hat der Gesetzgeber die Regelungen 
zur Einführung von Kurzarbeit sowohl für Unternehmen als auch 
für Beschäftigte attraktiver gestaltet.

Unternehmen können ihre Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter mit 
Hilfe des Kurzarbeitergeldes weiterbeschäftigen. Wenn die Kon-
junktur wieder anzieht und die Nachfrage nach Fachkräften steigt, 
können sie sofort auf ihre erfahrene und eingespielte Belegschaft 
zurückgreifen. In Zeiten eines zunehmenden Fachkräftemangels 
ist das ein handfester Wettbewerbsvorteil. Dazu zahlt die BA das 
Kurzarbeitergeld als Ausgleich für den ausgefallenen Lohn (Ent-
geltersatzleistung). 

Das Kurzarbeitergeld wird von der BA als Pflichtleistung erbracht, 
das heißt, die Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer haben bei Vor-
liegen der Fördervoraussetzungen Anspruch auf Kurzarbeitergeld. 
Die Geförderten erhalten grundsätzlich 60 Prozent des ausgefallenen 
pauschalierten Nettoarbeitsentgelts (sog. Nettoentgeltdifferenz). 
Hat der Betreffende oder der nicht getrennt lebende Ehegatte/Lebens- 
partner ein Kind zu versorgen, sind es 67 Prozent der Nettoentgelt-
differenz. 
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Die Entgeltfortzahlungspflicht des Arbeitgebers bei Urlaub und an 
Feiertagen bleibt bestehen. Tritt Arbeitsunfähigkeit während des 
Bezugs von Kurzarbeitergeld auf, übernimmt die BA die Entgelt-
fortzahlung. Sie zahlt das Kurzarbeitergeld, solange Anspruch auf 
Entgeltfortzahlung besteht. 

Verlängerung der Bezugsdauer
Zur Unterstützung der Durchführung von Kurzarbeit hat der Gesetz- 
geber zunächst die Bezugsdauer des Kurzarbeitergeldes mit Rechts- 
verordnung vom 26. November 2008 von bisher zwölf Monaten in 2008 
auf 18 Monate für Arbeitnehmer, deren Anspruch auf konjunkturelles 
Kurzarbeitergeld bis zum 31. Dezember 2009 entsteht, verlängert. 

In den Genuss der Verlängerung der Bezugfrist kommen auch die 
Betriebe, die schon in 2008 mit Kurzarbeit begonnen haben – aller-
dings unter Anrechnung der Zeiten mit Kurzarbeit in 2008. 

Neuregelungen zum 1. Februar 2009
Darüber hinaus hat der Gesetzgeber durch Artikel 10 des Gesetzes 
zur Sicherung von Beschäftigung und Stabilität in Deutschland 
(Konjunkturpaket II) vom 2. März 2009 (BGBl I S. 416) befristet bis 
Ende 2010 weitere Erleichterungen und finanzielle Hilfen bei Kurz-
arbeit beschlossen.

Die Regelungen im Einzelnen
Mindestvoraussetzungen
Neben dem Erfordernis, dass bei Kurzarbeit im Kalendermonat 
mindestens ein Drittel der im Betrieb bzw. der Betriebsabteilung 
beschäftigten Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von mehr 
als 10 Prozent betroffen sein muss (§ 170 Abs. 1 Nr. 4 SGB III), reicht 
es für die Erheblichkeit des Arbeitsausfalls auch aus, wenn weni-
ger als ein Drittel der im Betrieb beschäftigten Arbeitnehmer von 
einem Entgeltausfall mit mehr als 10 Prozent ihres monatlichen 
Bruttoentgelts betroffen sind (§ 421 t Abs. 2 Nr. 1 SGB III).
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Dann, wenn mindestens ein Drittel der von Kurzarbeit betroffenen 
Arbeitnehmer von einem Entgeltausfall von mehr als 10 Prozent 
betroffen sind, haben auch die Arbeitnehmer Anspruch auf Kurzar-
beitergeld, deren Entgeltausfall weniger als 10 Prozent ihres Brut-
toarbeitsentgelts beträgt. Ist das Drittelerfordernis im Abrech-
nungszeitraum (Kalendermonat) nicht erreicht, haben nach der 
Übergangsregelung nur die Arbeitnehmer Anspruch auf Kurz- 
arbeitergeld, deren Entgeltausfall mehr als 10 Prozent beträgt.

Nutzung von Arbeitszeitflexibilisierungen
Bei flexiblen Arbeitszeitregelungen im Betrieb ist im Rahmen der 
Unvermeidbarkeit zu prüfen, ob der Arbeitsausfall durch Nutzung 
von Arbeitszeitschwankungen vermieden werden kann (§ 170 Abs. 4 
Satz 2 Nr. 3 SGB III). Da das Gesetz von Arbeitszeitschwankungen 
spricht, gilt dies grundsätzlich auch, wenn die Betriebsparteien 
eine Regelung vereinbart haben, die den Aufbau von Minusstunden 
im Rahmen eines Arbeitszeitkontos zulässt. Auch dieses Erforder-
nis wird bis Ende 2010 ausgesetzt. Der Aufbau von Minusstunden 
ist nicht mehr notwendig (§ 421 t Abs. 2 Nr. 2 SGB III).

Beschäftigungssicherungstarifverträge
Nachteile bei der Bemessung des Kurzarbeitergeldes gab es dann, 
wenn im Vorfeld der Einführung von Kurzarbeit durch eine kollek-
tivrechtliche Vereinbarung die Arbeitszeit und damit verbunden 
das Entgelt verringert wurden, da Ausgangsbasis für die Bemes-
sung des Kurzarbeitergeldes das Entgelt ist, das der von Kurzar-
beit betroffene Mitarbeiter ohne den Arbeitsausfall erzielt hätte. 
Nach der Übergangsregelung bemisst sich das Kurzarbeitergeld 
nach dem Arbeitsentgelt, das der Arbeitnehmer ohne die Verein-
barung zur Beschäftigungssicherung verdient hätte. Dies gilt aller-
dings nur für Beschäftigungssicherungsvereinbarungen, für die 
nach dem 31. Dezember 2007 eine vorübergehende vertragliche 
Änderung der Arbeitszeit vereinbart oder erneut wirksam wurde. Durch 
diese Regelung wird verhindert, dass sich kollektivrechtliche Ver-
einbarungen zur Beschäftigungssicherung negativ auf die Bemes-
sung des Kurzarbeitergeldes auswirken (§ 421 t Abs. 2 Nr. 3 SGB III).

Diese Regelung gilt auch bei einem Anspruch auf Arbeitslosengeld 
(§ 421 t Abs. 7 SGB III).
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Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge
Hälftige Erstattung
Um die auch bei Kurzarbeit beim Arbeitgeber verbleibenden finan-
ziellen Belastungen zu verringern, werden dem Arbeitgeber auf 
Antrag bis Ende 2010 die Hälfte der von ihm wegen des Kurzarbeiter- 
geldes allein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge erstattet 
(§ 421 t Abs. 1 Nr. 1 SGB III).

Volle Erstattung
Für Zeiten der Qualifizierung während der Kurzarbeit werden dem 
Arbeitgeber die vollen SV-Beiträge erstattet, wenn der Arbeitneh-
mer während der Kurzarbeit mindestens während der Hälfte der 
ausgefallenen Arbeitszeit qualifiziert wurde. Die Durchführung der 
Qualifizierungsmaßnahme darf der Rückkehr zur regelmäßigen 
wöchentlichen Arbeitszeit oder der Erhöhung der Arbeitszeit nicht 
entgegenstehen. Bereits begonnene Maßnahmen sind bei Redu-
zierung des Arbeitsausfalls an die veränderten Rahmenbedingun-
gen anzupassen.

Die volle Erstattung lösen berufliche Qualifizierungsmaßnahmen 
aus, die mit öffentlichen Mitteln gefördert werden. Wird die Weiter-
bildung nicht mit öffentlichen Mitteln gefördert, sind sie nur be-
rücksichtigungsfähig, wenn der Arbeitgeber gesetzlich nicht ver-
pflichtet ist (z. B. Schulungen im Bereich des Arbeitsschutzes), die 
Maßnahme durchzuführen oder sie nicht im ausschließlichen oder 
erkennbar überwiegenden Interesse des Unternehmens liegt 
(§ 421 t Abs. 1 Nr. 2 SGB III).

Pauschalierung
Die Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge ist gemeinsam mit 
dem Kurzarbeitergeld zu beantragen. Die Berechnung erfolgt in 
pauschalierter Form. Von 80 Prozent der Differenz des Gesamtsoll- 
entgelts zum Gesamtistentgelt aus der Abrechnungsliste wird die 
in § 133 Abs. 1 Nr. 1 SGB III festgelegte Sozialversicherungspauschale 
(zz. 21 Prozent) minus dem hälftigen Beitragssatz für die Arbeits- 
losenversicherung (1,4 Prozentpunkte vom beitragspflichtigen Brutto- 
arbeitsentgelt) bei hälftiger Beitragserstattung erstattet. Bei der 
pauschalen vollen Erstattung wird der Prozentsatz verdoppelt.
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Die oben aufgeführten Maßnahmen kommen auch Arbeitgebern 
und Arbeitnehmern der Baubranche zugute, die in den Wintermo-
naten ausschließlich das Saison-Kurzarbeitergeld nutzen können. 
Die BA übernimmt bis Ende 2010 durch Verrechnung mit der jewei-
ligen gemeinsamen Einrichtung des Wirtschaftszweigs die Hälfte 
der nach § 175 a Abs. 4 SGB III zu erstattenden Sozialversiche-
rungsbeiträge.

Arbeitnehmerüberlassungsgesetz
Durch eine Änderung des § 11 Abs. 4 Arbeitnehmerüberlassungs-
gesetzes (AÜG) wird die Möglichkeit geschaffen, dass bei Leihar-
beitnehmern das Recht auf Vergütung durch eine Vereinbarung 
von Kurzarbeit aufgehoben werden kann. Bisher konnte das Recht 
auf Vergütung bei Annahmeverzug des Verleihers vertraglich nicht 
abbedungen werden. 

Verwaltungsverfahren
Über die gesetzlichen Neuregelungen hinaus wird das Verwal-
tungsverfahren gestrafft und vereinfacht. Dazu werden die Anträge 
deutlich gekürzt.

Untergesetzliche Regelungen 
Darüber hinaus erfolgen einige Klarstellungen in den Durchfüh-
rungsanweisungen der BA.

Leiharbeitnehmer müssen nicht erst entlassen werden, um ÆÆ
das Kurzarbeitergeld für die Stammbelegschaft zu erhalten. 
Anträge auf Kurzarbeitergeld, die mehrere Arbeitsagenturen ÆÆ
betreffen, werden von einer Agentur für Arbeit federführend 
bearbeitet. 
Auch befristet Beschäftigte erhalten Kurzarbeitergeld. Die ÆÆ
Verlängerung einer befristeten Beschäftigung während der 
Kurzarbeit ist möglich. 
In der Arbeitsphase der Altersteilzeit anfallende Kurzarbeit ÆÆ
muss nicht nachgearbeitet werden. Es ist aber – wie bisher – 
kollektiv- bzw. individualrechtlich möglich, alternative 
Regelungen zu treffen.
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Der Versorgungsausgleich  
in der betrieblichen Altersversorgung

Mit dem Gesetz zur Strukturreform des Versorgungsausgleichs 
vom 3. April 2009 (BGBl I S. 700) werden die Regelungen zur 
Durchführung des Versorgungsausgleichs für ab dem 1. Septem-
ber 2009 anhängige Verfahren wesentlich geändert. Auch die be-
triebliche Altersversorgung ist von den Neuerungen betroffen. 

Das Gesetz sieht grundsätzlich die interne Teilung der in der Ehe-
zeit erworbenen Anrechte vor. Damit ist eine Abkehr vom bisherigen 
Einmalausgleich hin zu einem Hin-und-her-Ausgleich verbunden. 

Bisher: Einmalausgleich
Beim Einmalausgleich werden die von den Eheleuten in der Ehe-
zeit insgesamt erworbenen Anrechte jeweils getrennt addiert. Die 
sich daraus gegebenenfalls ergebenden Summen werden an-
schließend saldiert. Die Person mit den insgesamt geringeren An-
rechten ist ausgleichsberechtigt und erhält in Höhe der Hälfte des 
Differenzbetrages zulasten der ausgleichspflichtigen Person eine 
Gutschrift. 

Neu: Hin-und-her-Ausgleich
Beim Hin-und-her-Ausgleich findet durch das Familiengericht kei-
ne Verrechnung der von den Ehegatten jeweils erworbenen An-
rechte statt. Dies führt dazu, dass das jeweilige Anrecht getrennt, 
das heißt jedes für sich auszugleichen ist. Dadurch wird jeder Ehe-
gatte bei seinen eigenen Anrechten jeweils belastet und durch die 
Gutschrift aus den Anrechten des jeweils anderen Ehegatten be-
günstigt. Auf diese Weise findet kein einseitiger (Einmal-), sondern 
ein wechselseitiger (Hin-und-her-)Ausgleich statt.

Interne Teilung

Bei der internen Teilung 
werden die in der 
Ehezeit erworbenen 
Anrechte innerhalb des 
jeweiligen Versorgungs-
systems geteilt.
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Folgen der internen Teilung
Die interne Teilung führt auch in der betrieblichen Altersversor-
gung zu einem weiteren „Versicherungsnehmer“, weil nach Durch-
führung des Versorgungsausgleichs der frühere, nicht im Betrieb 
beschäftigte Ehepartner ebenfalls „Versicherungsnehmer“ wird. 
Auf ihn wurde ein Anrecht zulasten der ausgleichspflichtigen Per-
son bei dessen Versorgungsträger übertragen. 

Die ausgleichsberechtigte Person soll die Stellung eines ausge-
schiedenen Arbeitnehmers im Sinne des Betriebsrentengesetzes 
erlangen. 

Externe Teilung
In Ausnahmefällen soll die externe Teilung zugelassen werden. 
Sie soll ohne Zustimmung der ausgleichsberechtigten Person nach 
derzeitigen Werten bei Direktzusagen und bei Anrechten aus einer 
Unterstützungskasse zulässig sein, wenn der Ausgleichswert als 
Kapitalwert am Ende der Ehezeit höchstens 64 800 EUR beträgt. 
Bei anderen Durchführungswegen ist der Wert 6 048 EUR maßge-
bend. Die externe Teilung soll darüber hinaus möglich sein, wenn 
sich der Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen Person mit 
der ausgleichsberechtigten Person entsprechend einigt. Um bei 
einer externen Teilung die Übertragung von Anrechten der betrieb-
lichen Altersversorgung in ein anderes System zu vermeiden, wurde 
die Bildung einer Versorgungsausgleichskasse gefordert. Dieser 
Forderung soll noch in dieser Legislaturperiode nachgekommen 
werden.

Kosten
Die durch die interne Teilung der betrieblichen Anrechte entste-
henden Kosten sollen – soweit sie angemessen sind – auf die Ehe-
gatten aufgeteilt werden können. Vorgesehen ist eine Verrechnung 
mit den erworbenen Anrechten. Bei der externen Teilung ist eine 
Kostenverteilung nicht vorgesehen, weil kein weiteres Versiche-
rungskonto zu führen ist.

Externe Teilung

Bei der externen Teilung 
werden zugunsten der 
ausgleichsberechtigten 
Person bei einem 
anderen Versorgungs-
träger Anrechte 
begründet. Dazu ist  
der Gegenwert des 
Ausgleichswerts  von 
dem (betrieblichen) 
Versorgungsträger der 
ausgleichspflichtigen 
Person an den 
Versorgungsträger der 
ausgleichsberechtigten 
Person zu zahlen.
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Aufgaben der Versorgungsträger (Betriebe) zur  
Vorbereitung auf die Durchführung des Versorgungsausgleichs 
Nach dem Gesetz haben die Versorgungsträger (Betriebe) zur Vor-
bereitung auf die familiengerichtliche Entscheidung zum Versor-
gungsausgleich zukünftig dem Familiengericht mitzuteilen, in wel-
chem Umfang Anrechte in der (betrieblichen) Altersversorgung 
erworben wurden. Zudem haben sie einen Vorschlag für den Aus-
gleichswert zu unterbreiten. Dabei ist der Versorgungsträger ver-
pflichtet, die benötigten Werte übersichtlich und nachvollziehbar 
darzustellen – gegebenenfalls in einem vom Familiengericht zur 
Verfügung gestellten Formular. Auf Anforderung des Gerichts bzw. 
auf Antrag eines Beteiligten müssen die Berechnungen zusätzlich 
erläutert werden. 

Ausschluss des Versorgungsausgleichs
Die in der Ehezeit erworbenen Anrechte sollen bei einer Ehezeit 
von bis zu drei Jahren grundsätzlich nicht zu ermitteln sein. In diesen 
Fällen soll der Versorgungsausgleich nur auf Antrag durchgeführt 
werden. 

Um den Versorgungsausgleich darüber hinaus wirtschaftlich zu 
gestalten, soll er bei geringfügigen Anrechten oder bei einem ge-
ringen Wertunterschied gleichartiger Anrechte nur durchgeführt 
werden, wenn dies im Einzelfall geboten ist. Für diese Fälle ist je-
doch eine Auskunft über die Höhe der erworbenen Anrechte zu 
erteilen.

Ausgleichswert

Der Ausgleichswert ist 
die Hälfte des Betrages, 
den die ausgleichs- 
pflichtige Person an 
(betrieblichen) 
Anrechten in der Ehezeit 
erworben hat.

Geringfügige Anrechte/ 
geringfügiger Wert- 
unterschied

Bei der Bestimmung  
der Grenzbeträge ist 
zwischen Renten- 
beträgen und Kapital- 
werten zu unterschei-
den. Bei Rentenbeträgen 
liegt derzeit Geringfügig-
keit vor, wenn der 
Ausgleichswert der 
Rente am Ende der 
Ehezeit bis zu 25,20 EUR 
beträgt. Bei Kapital- 
werten sind derzeit  
3 024 EUR maßgebend.
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Sozialversicherungsprüfung  
im Unternehmen

ELENA schafft alle parlamentarischen Hürden!

Am 6. März 2009 hat das ELENA-Verfahrensgesetz die letzte parla-
mentarische Hürde genommen. Dieses neue Verfahren soll es  
Arbeitgebern ermöglichen, künftig auf das Ausstellen folgender 
schriftlicher Bescheinigungen zu verzichten:

Arbeitsbescheinigung gemäß § 312 SGB III,ÆÆ
Nebeneinkommensbescheinigung gemäß § 313 SGB III,ÆÆ
Auskunft über die Beschäftigung gemäß § 315 Abs. 3 SGB III,ÆÆ
Auskünfte über den Arbeitsverdienst zum Wohngeldantrag ÆÆ
gemäß § 23 Abs. 2 Wohngeldgesetz und
Einkommensnachweise nach § 2 Abs. 7 Satz 4  ÆÆ
und § 9 des Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes. 

Stattdessen soll der Arbeitgeber künftig monatlich Entgeltdaten 
an eine zentrale Speicherstelle (ZSS) melden, die bei der Daten-
stelle der Träger der Rentenversicherung (DSRV) in Würzburg ein-
gerichtet wird. Von dort sollen die jeweils berechtigten Behörden 
unter Mitwirkung des Betroffenen bei Bedarf die erforderlichen 
Daten abrufen, um entsprechende Leistungen berechnen zu kön-
nen. Die Leistungsberechtigten müssen sich dafür eine Chipkarte 
mit einer qualifizierten Signatur zulegen. Ohne diesen digitalen 
Schlüssel wird es künftig keinen Zugang mehr zu den genannten 
staatlichen Leistungen geben, für die die Entgelt- oder andere Be-
schäftigungsnachweise des Arbeitgebers erforderlich sind.

An seinem bisherigen Zeitplan hält der Gesetzgeber fest. Dies  
bedeutet, dass ab 1. Januar 2010 die Arbeitgeber Meldungen für 
Arbeitnehmer übermitteln können. Ab 1. Januar 2012 werden dann 
die berechtigten Stellen Daten abrufen können.
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Flexible Arbeitszeitmodelle (Flexi-II) 2 
Das neue Rundschreiben vom 31. März 2009 
erläutert die aktuelle Rechtslage. 

Haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft 4 
Für diese neue Unterform der GmbH erfolgen 
versicherungsrechtliche Beurteilungen wie bei 
einer GmbH. 

Nachzahlung von Arbeitsentgelt 6 
Wird Minijobbern Entgelt wegen eines Urteils 
nachgezahlt, so kann dies Auswirkungen auf 
ihren Status haben. 

Pflegezeit 9 
Für Pflegepersonen ergeben sich wichtige ver­
sicherungsrechtliche Konsequenzen. 

Organmitglieder ausländischer 
Kapitalgesellschaften 11 
Unterliegen Organmitglieder einer „Limited“ 
und ähnlicher EU-Gesellschaften deutschem 
Sozialversicherungsrecht? 
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Flexible Arbeitszeitmodelle (Flexi-II)
 

SUMMA SUMMARUM hatte bereits über die beabsichtigte Ände­
rung der Rahmenbedingungen für die Absicherung flexibler 
Arbeitszeitregelungen berichtet (Ausgabe 6/2008). Die Spitzen­
organisationen der Sozialversicherung haben zu den Auswir­
kungen des mittlerweile verkündeten Gesetzes zur Verbesse­
rung der Rahmenbedingungen für die Absicherung flexibler 
Arbeitszeitregelungen und zur Änderung anderer Gesetze vom 
21. Dezember 2008 („Flexi-II“) (BGBl. I S. 2940) ein neues Rund­
schreiben unter dem Datum 31. März 2009 herausgegeben. 

Nach der erstmaligen Einführung der besonderen Regelungen zur 
sozialversicherungsrechtlichen Absicherung flexibler Arbeitszeiten 
hatten die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung 1998 die 
versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Auswirkungen in 
einem gemeinsamen Rundschreiben zusammengefasst, das mehr­
mals aktualisiert wurde. Zu den ab 1. Januar 2009 in Kraft getretenen 
Änderungen wurde ein neues Rundschreiben veröffentlicht. 

Neben der umfassenden Darstellung der Rechtsänderungen und 
deren Auswirkungen sind die Auslegungen zur Abgrenzung von 
Wertguthabenvereinbarungen und sonstigen flexiblen Arbeitszeit­
regelungen von besonderer Bedeutung. Freistellungen von der 
Arbeitsleistung für mehr als einen Monat führen seit 1. Januar 
2009 nur noch dann zum Fortbestand eines versicherungspflich­
tigen Beschäftigungsverhältnisses, wenn der Freistellung eine 
Wertguthabenvereinbarung zugrunde liegt. Die Auswirkungen der 
aktuellen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts vom 24. Sep­
tember 2008 zum Fortbestand des versicherungspflichtigen Be­
schäftigungsverhältnisses bei Freistellungen von der Arbeitsleis­
tung erläutert SUMMA SUMMARUM in der nächsten Ausgabe. 

Im Rahmen der Auslegungen zur neuen Möglichkeit von Wertgut­
habenvereinbarungen in geringfügigen Beschäftigungsverhältnis­
sen ist nach Auffassung der Sozialversicherungsträger im Rah­
men der gesetzgeberischen Zielsetzungen ein Wechsel des Versi­
cherungsstatus aufgrund einer Wertguthabenvereinbarung unzu­
lässig. Darüber hinaus sind bei sonstigen flexiblen Arbeitszeit­
regelungen im Rahmen der Beurteilung der Geringfügigkeit einer 
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Beschäftigung die sich aus Arbeitszeitkonten abzuleitenden 
Arbeitsentgeltansprüche zu berücksichtigen. 

Zu den arbeitsrechtlichen Schutzregelungen über die Anlage von 
Wertguthaben im Rahmen der für die Sozialversicherungsträger gel­
tenden Vermögensanlagevorschriften des Vierten Buches Sozialge­
setzbuch wurde klargestellt, dass die Regelungen des Sozialgesetz­
buches lediglich entsprechende Anwendung finden. Die sich daraus 
ergebenden besonderen Anlagebeschränkungen gelten demzufolge 
im Wesentlichen für sogenannte Partizipationsmodelle, bei denen 
Anlageverluste nicht ausgeschlossen sind. Darüber hinaus wurden 
Hinweise zur Berücksichtigung der für Aktien- bzw. Aktienfonds­
anlagen vorgesehenen Anlagequote aufgenommen. 

Von zentraler Bedeutung sind die Ausführungen zu den geänderten 
und verpflichtenden Insolvenzschutzregelungen. Dies gilt ins­
besondere für die konkreten Vorgaben zur Ausgestaltung der 
Insolvenzsicherungsmaßnahmen sowie die anzuwendenden Krite­
rien bei Betriebsprüfungen. Die Prüfung eines ausreichenden 
Insolvenzschutzes erfolgt künftig anhand spezieller Kriterien 
durch die Rentenversicherungsträger. 

Neben den Ausführungen zur neuen Übertragungsmöglichkeit von 
Wertguthaben auf die Deutsche Rentenversicherung Bund zur 
Vermeidung einer Auflösung und Verbeitragung von Wertguthaben 
bei Beendigung einer Beschäftigung und dessen Verwendungs­
möglichkeiten in späteren Beschäftigungen oder Zeiten der Nicht­
beschäftigung sind weitere Einzelheiten zur Abwicklung der Über­
tragung auf der Internetseite der Deutschen Rentenversicherung 
Bund veröffentlicht (www.deutsche-rentenversicherung-bund.de, 
Zielgruppe „Wertguthaben“). 

Das neue Rundschreiben vom 31. März 2009 ist auf den Internet­
seiten der Rentenversicherungsträger (z. B. unter www.deutsche­
rentenversicherung.de, Zielgruppe „Arbeitgeber und Steuerbera­
ter“) veröffentlicht. Dort ist auch das bisherige Rundschreiben 
vom 29. August 2003 eingestellt, welches hinsichtlich der Rechts­
lage bis 31. Dezember 2008 maßgebend bleibt. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 
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Haftungsbeschränkte Unternehmergesellschaft 

Die GmbH ist als Gesellschaftsform weithin bekannt. Die haf­
tungsbeschränkte Unternehmergesellschaft ist eine neue Unter­
form der GmbH. Sie wurde per Gesetz zum 1. November 2008 
eingeführt. Unternehmensgründungen sollen so erleichtert und 
beschleunigt werden. 

Nach einigen Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofs und 
des Bundesgerichtshofs sind u. a. sogenannte Limited-Companies 
(„Limited“), die nach dem Recht eines anderen europäischen 
Staats mit sehr geringen finanziellen Mitteln gegründet wurden, 
auch in Deutschland als Kapitalgesellschaften anzuerkennen. 
Seither sieht man „Limiteds“ immer häufiger. Beweggründe sind 
der niedrige Mitteleinsatz und die einfache Eintragung. Durch das 
„Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämp­
fung von Missbräuchen“ (MoMiG) vom 23. Oktober 2008 (BGBl I 
S. 2026) nahm sich der deutsche Gesetzgeber der Thematik an. 
Unter anderem soll die Gründung von Gesellschaften mit 
beschränkter Haftung (GmbH) gegenüber solchen vergleichbaren 
ausländischen Gesellschaften attraktiver gemacht werden. Hierzu 
wurde zum 1. November 2008 die haftungsbeschränkte Unter­
nehmergesellschaft eingeführt. 

Keine neue Rechtsform – aber neue Regelungen 
Bei der haftungsbeschränkten Unternehmergesellschaft handelt es 
sich nicht um eine neue Rechtsform, sondern um eine (Unter-)Form 
der GmbH. Für die Gründung einer haftungsbeschränkten Unter­
nehmergesellschaft ist kein Stammkapital von 25.000 EUR erfor­
derlich, es genügt bereits ein Stammkapital ab 1 EUR. Im Gegen­
zug ist es aber für die Haftungsbeschränkung erforderlich, dass 
aufgrund des geringen Stammkapitals Rücklagen zur Absiche­
rung gebildet werden. Gesetzlich ist vorgeschrieben, dass mindes­
tens 25 % des Jahresgewinns als Eigenkapitalrücklage zurückge­
legt werden müssen. Diese laufende Erhöhung des Eigenkapitals 
soll die Gläubiger der Gesellschaft besser absichern. 

Ist das Mindeststammkapital einer GmbH in Höhe von 25.000 EUR 
an Rücklagen erreicht, kann die haftungsbeschränkte Unter­
nehmergesellschaft in eine Unternehmergesellschaft umbenannt 
oder auch in eine „normale“ GmbH umfirmiert werden. 
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Zur Kennzeichnung der haftungsbeschränkten Unternehmer­
gesellschaft muss diese die Bezeichnung „Unternehmergesell­
schaft (haftungsbeschränkt)“ oder „UG (haftungsbeschränkt)“ 
führen. Eine Abkürzung des Zusatzes „haftungsbeschränkt“ ist 
wegen des Publikumsschutzes nicht zulässig. 

Versicherungsrechtliche Beurteilung mitarbeitender 
Gesellschafter 
Soweit Gesellschafter der haftungsbeschränkten Unternehmer­
gesellschaft in dieser Gesellschaft mitarbeiten (z. B. als deren 
Geschäftsführer), ist zu prüfen, ob in dieser Tätigkeit Versiche­
rungspflicht in der Sozialversicherung besteht. Die Beurteilung ist 
nach den bestehenden Regelungen für mitarbeitende Gesell­
schafter-Geschäftsführer, mitarbeitende Gesellschafter und 
Fremdgeschäftsführer einer GmbH vorzunehmen. Die haftungs­
beschränkte Unternehmergesellschaft stellt eine Unterform der 
GmbH dar. Daher gelten die Grundsätze, die zur versiche­
rungsrechtlichen Beurteilung von mitarbeitenden Gesellschaftern 
einer GmbH entwickelt wurden, auch hier uneingeschränkt. 

Der Gesellschafter einer 
GmbH unterliegt bei Aus­
übung einer Tätigkeit für 
die Gesellschaft grund­
sätzlich nicht der Sozial­
versicherungspflicht, so­
fern er aufgrund seines 
Kapitalanteils maßgeb­
lichen Einfluss auf die 
GmbH nehmen kann oder 
beherrschend im Unter­
nehmen tätig ist. 

Die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung haben diese Be­
urteilungsgrundsätze im „Gemeinsamen Rundschreiben zum Gesetz 
zur Förderung der Selbständigkeit vom 5. Juli 2005“, Anlage 3, aus­
führlich dargestellt. Dieses Rundschreiben und seine Anlagen kön­
nen im Internet unter www.deutsche-rentenversicherung.de abge­
rufen werden (im Bereich Angebot für spezielle Zielgruppen ➔ 
Arbeitgeber und Steuerberater ➔ Publikationen ➔ Rundschrei­
ben ➔ 2005). 

Wird ein mitarbeitender Gesellschafter-Geschäftsführer einer haf­
tungsbeschränkten Unternehmergesellschaft als versicherungs­
pflichtig Beschäftigter zur Sozialversicherung angemeldet, so ist 
in der Anmeldung das Statuskennzeichen „2“ zu setzen. Auch für 
diesen mitarbeitenden Gesellschafter-Geschäftsführer muss 
schließlich das obligatorische Statusfeststellungsverfahren 
durch die Clearingstelle der Deutschen Rentenversicherung Bund 
durchgeführt werden (siehe SUMMA SUMMARUM 1/2009, Seite 6 f.). 
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Nachzahlung von Arbeitsentgelt: 
Auswirkungen aufgrund gerichtlicher 
Entscheidungen 

Immer wieder berichten die Medien über Arbeitsgerichtsver­
fahren, in denen Arbeitgeber verpflichtet werden, rückwirkend 
höhere Arbeitsentgelte zu zahlen. Nachstehend werden die da­
raus resultierenden Auswirkungen in der Sozialversicherung 
dargestellt. 

Eine rückwirkende Entgelterhöhung wirkt sich nicht nur auf die 
Höhe der zu zahlenden Sozialversicherungsbeiträge aus. Sie löst 
auch melderechtliche, unter Umständen sogar versicherungs­
rechtliche Konsequenzen aus. 

Versicherungsrecht 
Versicherungspflichtig Beschäftigte 
Eine rückwirkende Entgelterhöhung (auch per Gerichtsurteil) hat 
grundsätzlich keine Auswirkungen auf den sozialversicherungs­
rechtlichen Status des versicherungspflichtigen Arbeitnehmers. 

Lediglich im Falle des Überschreitens der Jahresarbeitsentgelt­
grenze in der gesetzlichen Krankenversicherung könnte nach 
Ablauf von drei Jahren Versicherungsfreiheit in diesem Versiche­
rungszweig eintreten. 

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 
Geringfügig entlohnte 
Beschäftigte 

Eine geringfügig entlohnte 
Beschäftigung liegt vor, 
wenn das Arbeitsentgelt 
regelmäßig 400 EUR im 
Monat nicht übersteigt 
(sog. Minijobs). 

Bei einer rückwirkenden Entgelterhöhung ist erneut zu prüfen, ob 
die für Minijobs maßgebende Grenze von 400 EUR regelmäßigen 
monatlichen Arbeitsentgelts überschritten wird. 

Sofern diese Entgeltgrenze weiterhin nicht überschritten wird, 
ergeben sich lediglich beitragsrechtliche Auswirkungen (Pau­
schalbeiträge). Sollte die Grenze von 400 EUR überschritten wer­
den, tritt auch rückwirkend Versicherungspflicht in der Kranken-, 
Pflege-, Renten- und Arbeitslosenversicherung ein. 
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Beitragsrecht 
Versicherungspflichtig Beschäftigte 
Aus nachzuzahlendem Arbeitsentgelt sind Gesamtsozialversiche­
rungsbeiträge zu entrichten. Die Berechnung dieser Beiträge rich­
tet sich nach dem sogenannten Entstehungsprinzip. Für den 
Arbeitgeber bedeutet dies, dass die Gesamtsumme der Beiträge 
nicht mit den aktuellen Beitragssätzen zu berechnen ist. Vielmehr 
ist jeder Beitragsmonat mit dem nun höheren Arbeitsentgelt und 
den für diesen Monat gültigen Berechnungsgrundlagen (Beitrags­
satz und Beitragsbemessungsgrenze des jeweiligen Versicherungs­
zweigs) zu berücksichtigen. 

Geringfügig entlohnte Beschäftigte 
Sofern das regelmäßige monatliche Arbeitsentgelt auch unter 
Berücksichtigung der Nachzahlung die Geringfügigkeitsgrenze 
von 400 EUR nicht überschreitet, sind die fälligen Pauschalbei­
träge weiterhin allein vom Arbeitgeber aufzubringen. Ein Bei­
tragsabzugsrecht für die Pauschalbeiträge zur Kranken- und 
Rentenversicherung gegenüber dem Arbeitnehmer besteht nicht. 
Lediglich die pauschale Abgeltungssteuer von 2 % kann der 
Arbeitgeber vom Arbeitsentgelt des Arbeitnehmers einbehalten. 

Pauschalbeiträge zur 
Krankenversicherung 

Für versicherungsfreie 
geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen hat der 
Arbeitgeber einen pau­
schalen Beitrag zur 
Krankenversicherung zu 
zahlen, der 13 % des 
Arbeitsentgelts beträgt, 
sofern der Beschäftigte 
gesetzlich krankenversi­
chert ist. Für geringfügig 
entlohnte Beschäftigun­
gen in Privathaushalten 
beträgt der pauschale 
Krankenversicherungs­
beitrag 5 %. Sofern der 
Arbeitnehmer privat kran­
kenversichert ist, entfällt 
die Zahlung des Pauschal­
beitrags zur Krankenver­
sicherung. 

Pauschalbeiträge zur 
Rentenversicherung 

Für versicherungsfreie 
geringfügig entlohnte 
Beschäftigungen hat der 
Arbeitgeber einen pau­
schalen Beitrag zur Ren­
tenversicherung zu zahlen, 
der 15 % des Arbeitsent­
gelts beträgt. Für gering­
fügig entlohnte Beschäfti­
gungen in Privat­
haushalten beträgt der 
Pauschalbeitrag 5 %. 

Sofern durch die Entgelterhöhung Sozialversicherungspflicht ein­
tritt, sind die bishergezahlten Pauschalbeiträge zur Minijob-Zentrale 
zu Unrecht entrichtet und können erstattet werden. Der neu berech­
nete Gesamtsozialversicherungsbeitrag ist an die Krankenkasse 
des Arbeitnehmers zu zahlen. Auch hier berechnen sich die jewei­
ligen Gesamtsozialversicherungsbeiträge nach den Rechengrößen 
des jeweiligen Monats, für den das Entgelt nachgezahlt wird (Ent­
stehungsprinzip). Bei Arbeitsentgelt von 400,01 EUR bis 800,00 
EUR gelten die Grundsätze der Gleitzonenregelung. 

Der Eintritt der Sozialversicherungspflicht hat zur Folge, dass die 
Versteuerung nach den individuellen Steuermerkmalen zu erfol­
gen hat. 

Melderecht 
Bei bereits bisher versicherungspflichtigen Beschäftigten sind alle 
betroffenen Entgeltmeldungen zu stornieren und neu einzu­
reichen. 
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Beim Eintritt von Versicherungspflicht für den gesamten Beschäf­
tigungszeitraum sind alle bei der Minijob-Zentrale eingereichten 
Meldungen zu stornieren. Die Meldungen sind an die Kranken­
kasse des Arbeitnehmers zu erstatten. 

Nettoentgeltberechnung 
Sofern durch das Anheben des Stundenlohns die für die gering­
fügige Beschäftigung geltende Grenze von 400 EUR überschritten 
wird, ist der Arbeitnehmer an der Zahlung der nunmehr fälligen 
Sozialversicherungsbeiträge zu beteiligen. Ebenso entfällt die 
Möglichkeit der pauschalen Abgeltungssteuer von 2 %. Die Bei­
tragsbelastung des Arbeitnehmers wird durch die Gleitzonenrege­
lung abgemildert. 

Pauschsteuer 

Für versicherungsfreie 
geringfügig entlohnt Be­
schäftigte kann der Arbeit­
geber die Lohnsteuer 
grundsätzlich mit einem 
einheitlichen Pausch­
steuersatz von 2 % des 
Arbeitsentgelts erheben, 
wenn für den betreffenden 
Arbeitnehmer Pauschal­
beiträge zur Rentenver­
sicherung gezahlt werden. 
Die Vorlage einer Lohn­
steuerkarte ist dann nicht 
erforderlich, mit der Folge, 
dass das Arbeitsentgelt bei 
der persönlichen Steuer­
veranlagung des Arbeit­
nehmers ohne Ansatz 
bleibt. 

Beispiel 

Eine verheiratete vierzigjährige Frau (kinderlos) arbeitet im Monat 80 
Stunden mit einem Stundenlohn von 5 EUR. Durch das monatliche Entgelt 
von 400 EUR liegt eine geringfügige Beschäftigung vor. Der Arbeitgeber 
hält zulässigerweise die zu zahlende Pauschalsteuer in Höhe von 8 EUR 
vom Entgelt der Arbeitnehmerin ein. Ihr verbleibt ein Nettoentgelt von 
392 EUR. 

Nunmehr wird der Stundenlohn der Arbeitnehmerin auf 8,20 EUR ange­
hoben. Das Monatsentgelt beträgt somit 656 EUR. Aufgrund der beitrags­
rechtlichen Regelungen zur Gleitzone (Entgelt ab 400,01 EUR bis 800 EUR) 
ergibt sich für die Arbeitnehmerin ein Beitragsanteil von 121,57 EUR1. Die 
Abgaben an das Finanzamt belaufen sich in der Lohnsteuerklasse V für 
die Lohn- und Kirchensteuer sowie den Solidaritätszuschlag auf ins­
gesamt 88,38 EUR2. Es verbleibt somit ein Nettoentgelt in Höhe von 
446,05 EUR. 
1 Berechnet mit dem Gleitzonenrechner der Deutschen Rentenversicherung für 2009; siehe unter 

www.deutsche-rentenversicherung.de 
2 Berechnet mit dem Abgabenrechner des Bundesministeriums der Finanzen für 2009; siehe unter 

www.abgabenrechner.de 

Gleitzone 

Eine Gleitzone liegt bei 
einem Beschäftigungs­
verhältnis vor, wenn das 
daraus erzielte Arbeits­
entgelt im Bereich von 
400,01 EUR bis 800 EUR im 
Monat liegt, und die Gren­
ze von 800 EUR im Monat 
regelmäßig nicht über­
schritten wird. Bei mehre­
ren Beschäftigungsver­
hältnissen ist das insge­
samt erzielte Arbeitsent­
gelt maßgebend (§ 20 
Abs. 2 SGB IV). Wenn das 
Arbeitsentgelt innerhalb 
der Gleitzone liegt, wird bei 
der Beitragsberechnung 
zwar bezüglich des Arbeit­
geberanteils vom tatsäch­
lichen Arbeitsentgelt aus­
gegangen, bezüglich des 
Gesamtsozialversiche­
rungsbeitrags aber von 
einem niedrigeren Arbeits­
entgelt. 

Im o. g. Beispiel – das sich an einem in der Praxis aufgetretenen 
Fall orientiert – wird durch die Erhöhung des Bruttoentgelts nicht 
nur eine Erhöhung des Nettoentgelts erreicht. Darüber hinaus tritt 
auch ein voller Sozialversicherungsschutz für die Arbeitnehmerin 
ein. So bekommt sie durch die Versicherungspflicht einen An­
spruch auf Krankengeld. Gleiches gilt für Leistungen der Arbeits­
agentur. Außerdem erhöhen sich die Rentenanwartschaften in der 
gesetzlichen Rentenversicherung. 
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Versicherungsrechtliche Auswirkungen der 
Inanspruchnahme von Pflegezeit 

Durch das Pflegezeitgesetz (PflegeZG) vom 28. Mai 2008 eröff­
nete der Gesetzgeber den Beschäftigten die Möglichkeit, sich 
von der Arbeit freistellen zu lassen, um pflegebedürftige nahe 
Angehörige in häuslicher Umgebung zu pflegen. Durch dieses 
Gesetz, welches am 1. Juli 2008 in Kraft trat, soll die Vereinbar­
keit von Beruf und familiärer Pflege verbessert werden. 

Das Pflegezeitgesetz unterscheidet bei der Freistellung von der 
Arbeitsleistung zwischen der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
und der Pflegezeit. Beide Varianten können vom Arbeitnehmer als 
vollständige Freistellung von der Arbeitsleistung oder als teilweise 
Freistellung (Reduzierung der Arbeitszeit) in Anspruch genommen 
werden. Während der vollständigen Freistellung von der Arbeits­
leistung besteht kein Anspruch auf Entgeltfortzahlung. 

Kurzzeitige Arbeitsverhinderung 
Beschäftigte haben im Rahmen der kurzzeitigen Arbeitsverhinde­
rung im Sinne von § 2 PflegeZG die Möglichkeit, bis zu zehn 
Arbeitstage der Arbeit fernzubleiben. So können sie pflegebedürf­
tige nahe Angehörige in akut auftretenden Pflegesituation be­
treuen und deren bedarfsgerechte Pflege organisieren. 

Pflegezeit 
Für eine länger notwendige Pflege eines nahen Angehörigen in 
häuslicher Umgebung besteht für Beschäftigte ein besonderer 
Rechtsanspruch auf Freistellung von der Arbeitsleistung – die 
Pflegezeit (§ 3 PflegeZG). Sie kann für längstens sechs Monate 
beansprucht werden. Der Anspruch auf Pflegezeit besteht aller­
dings nicht gegenüber Arbeitgebern mit in der Regel 15 oder 
weniger Beschäftigten. 

Versicherungsrechtliche Auswirkungen 
Der Gesetzgeber hat in § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV ausdrücklich gere­
gelt, dass ein Beschäftigungsverhältnis gegen Arbeitsentgelt 
längstens für ein Monat als fortbestehend gilt, solange das 
Beschäftigungsverhältnis ohne Anspruch auf Arbeitsentgelt fort­
dauert (z. B. bei unbezahltem Urlaub, Streik oder Aussperrung, 
Arbeitsbummelei). 
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Fortbestand der Versicherungspflicht während der 
kurzzeitigen Arbeitsverhinderung 
Die Regelung des § 7 Abs. 3 Satz 1 SGB IV hat zur Folge, dass wäh­
rend der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung (§ 2 PflegeZG) die ver­
sicherungspflichtige Beschäftigung fortbesteht. Der fehlende Ent­
geltanspruch steht dem insoweit nicht entgegen. Der Versicherungs­
schutz in den einzelnen Zweigen der Sozialversicherung bleibt damit 
während der kurzzeitigen Arbeitsverhinderung beitragsfrei beste­
hen. Gleichwohl sind die Tage während der kurzzeitigen Arbeits­
verhinderung stets als sogenannte Sozialversicherungstage (SV-
Tage) bei der Beitragsberechnung zu berücksichtigen. 

Unterbrechung der Versicherungspflicht während der 
Pflegezeit 
Mit Einführung des Pflegezeitgesetzes wurde § 7 Abs. 3 SGB IV für 
die Zeit ab dem 1. Juli 2008 um Satz 3 ergänzt. Danach gilt ein 
versicherungspflichtiges Beschäftigungsverhältnis während der 
Pflegezeit (§ 3 PflegeZG) ausdrücklich nicht als fortbestehend. 
Dies hat zur Folge, dass durch die vollständige Freistellung von 
der Arbeitsleistung bei Inanspruchnahme einer Pflegezeit die ver­
sicherungspflichtige Beschäftigung mit dem letzten Tag der Be­
schäftigung vor Beginn der Pflegezeit endet. Die sozialversiche­
rungspflichtige Beschäftigung gegen Arbeitsentgelt ist daher stets 
mit dem Tag vor Beginn der Pflegezeit abzumelden. 

Die versicherungspflichtige Beschäftigung besteht bei vollständiger 
Freistellung von der Arbeitsleistung während der Pflegezeit selbst in 
den Fällen nicht fort, in denen dem Beschäftigten durch den Arbeit­
geber weiterhin Leistungen (z. B. vermögenswirksame Leistungen, 
Kontoführungsgebühren, Dienstwagen, Dienstwohnung) gewährt 
werden. Diese Zuwendungen sind dann beitragsfrei zur Sozialver­
sicherung. 

Wird hingegen während der Pflegezeit im Sinne von § 3 PflegeZG 
keine vollständige Freistellung von der Arbeitsleistung, sondern 
lediglich eine Reduzierung der Arbeitszeit in Anspruch genommen 
(z. B. Halbierung der wöchentlichen Arbeitszeit), so bleiben die 
Versicherungs- und Beitragspflicht bestehen, sofern die Beschäf­
tigung dadurch nicht nur geringfügig ausgeübt wird. 
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Organmitglieder ausländischer 
Kapitalgesellschaften: 
Versicherungsrechtliche Beurteilung 

Die Rechtsprechung des Europäischen Gerichtshofs (EuGH) zur 
Niederlassungsfreiheit ermöglicht es, dass ausländische Kapital­
gesellschaften eine Zweigniederlassung z. B. in Deutschland er­
richten können, ohne dabei ihr Gesellschaftsstatut verändern zu 
müssen. Somit gilt auch für diese Zweigniederlassung das natio­
nale Recht des Staats, in dem die Gesellschaft gegründet wurde. 
Problematisch ist daher die sozialversicherungsrechtliche Be­
urteilung der in Deutschland beschäftigten Organmitglieder 
EU-mitgliedstaatlicher Kapitalgesellschaften: Sind solche Organ­
mitglieder genau wie Vorstandsmitglieder einer deutschen 
Aktiengesellschaft (AG) von der Renten- und Arbeitslosenver­
sicherungspflicht ausgenommen? 

Die Vorstandsmitglieder einer deutschen AG sind aufgrund besonde­
rer Regelungen in einem Unternehmen, dessen Vorstand sie ange­
hören, nicht rentenversicherungspflichtig bzw. versicherungsfrei in 
der Arbeitslosenversicherung (§ 1 Satz 4 SGB VI und § 27 Abs. 1 Nr. 5 
SGB III). Diese Ausnahmeregelungen finden auch auf weitere Be­
schäftigungen der Vorstandsmitglieder in Konzernunternehmen im 
Sinne des § 18 des Aktiengesetzes (AktG) Anwendung. 

In der Kranken- und Pflegeversicherung gibt es keine derartigen 
Regelungen. In der Krankenversicherung sind Vorstandsmit­
glieder einer AG regelmäßig wegen Überschreitens der Jahres­
arbeitsentgeltgrenze nach § 6 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. Abs. 6 oder 7 
SGB V versicherungsfrei. Im Falle einer freiwilligen Krankenver­
sicherung besteht für sie Versicherungspflicht in der sozialen 
Pflegeversicherung. Sofern sie in der sozialen Pflegeversicherung 
nicht versicherungspflichtig sind, werden sie pflichtmäßig von der 
privaten Pflegeversicherung erfasst. 

Das Bundessozialgericht (BSG) hatte sich am 27. Februar 2008 in 
zwei Klageverfahren mit der versicherungsrechtlichen Beurtei­
lung in Deutschland beschäftigter Mitglieder von Organen einer 
irischen Kapitalgesellschaft (B 12 KR 23/06 R) und einer schwei­
zerischen Kapitalgesellschaft (B 12 KR 5/07 R) zu befassen. 
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Versicherungspflicht für BoD-Mitglieder (irisches Recht) 
Im erstgenannten Verfahren hat das BSG entschieden, dass ein in 
Deutschland beschäftigtes Mitglied des Board of Direktors (BoD) 
einer private limited company irischen Rechts nicht wie ein Mitglied 
des Vorstands einer deutschen AG zu behandeln ist. Auch die 
Berücksichtigung des Rechts der Europäischen Gemeinschaft (EG) 
ändert also nichts daran, dass diese Personen in Deutschland ren­
ten- und arbeitslosenversicherungspflichtig sind. Eine Gleichstel­
lung mit einem Mitglied des Vorstands einer deutschen AG – und 
damit die Herausnahme aus der Renten- und Arbeitslosenversiche­
rungspflicht – kommt für das beschäftigte Mitglied des BoD nicht in 
Betracht. Die nach Art. 43 und 48 EG-Vertrag gewährleistete Nieder­
lassungsfreiheit gebietet keine solche Gleichstellung. 

Vergleichbarkeit mit einer AG oder einer GmbH? 
In seiner Urteilsbegründung macht das BSG allerdings deutlich, 
dass die in Deutschland beschäftigten Mitglieder von Organen 
ausländischer Kapitalgesellschaften beanspruchen können, dass 
sie mit den Mitgliedern vergleichbarer inländischer Kapitalgesell­
schaften in Bezug auf die Vorschriften über die Sozialversicherung 
gleichbehandelt werden. Dies bedeutet, dass Mitglieder von Orga­
nen ausländischer Kapitalgesellschaften, die als solche mit AGen 
vergleichbar sind, den Vorstandsmitgliedern deutscher AGen 
gleichzustellen sind. Andererseits sind aber Mitglieder der Organe 
ausländischer Kapitalgesellschaften, die ihrer Art nach der deut­
schen Gesellschaft mit beschränkter Haftung (GmbH) vergleich­
bar sind, Geschäftsführern der deutschen GmbH gleichzustellen. 
Letzteres trifft auf das in Deutschland beschäftigte Mitglied des 
BoD einer private limited company irischen Rechts zu. Die Kapital­
gesellschaft, deren Organ es angehört, ist in den gesellschafts­
rechtlichen Richtlinien in der EG praktisch durchgehend der 
GmbH gleichgestellt. 

Die Sozialversicherungsträger vertreten hierzu eine einheitliche 
Auffassung: Den vom BSG aufgestellten Grundsätzen für Kapital­
gesellschaftsformen der EU-Mitgliedstaaten ist hinsichtlich ihrer 
Vergleichbarkeit mit einer AG nach deutschem Recht bzw. einer 
GmbH nach deutschem Recht grundsätzliche Bedeutung beizu­
messen. Diesen Grundsätzen ist daher über den entschiedenen 
Einzelfall hinaus zu folgen. 
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Der folgenden Tabelle kann entnommen werden, welche EU-mit­
gliedstaatlichen Kapitalgesellschaften aufgrund der Festlegungen 
des europäischen Gesetzgebers mit einer deutschen AG bzw. 
GmbH gleichgesetzt werden können. Beschäftigte Organmitglie­
der einer mitgliedstaatlichen Kapitalgesellschaft, die demnach 
mit einer AG deutschen Rechts vergleichbar sind, sind – unabhän­
gig von der Bezeichnung ihrer jeweiligen Organfunktion – status­
rechtlich dem Vorstand einer deutschen AG gleichgestellt und 
demzufolge in der deutschen Rentenversicherung nicht versiche­
rungspflichtig bzw. in der Arbeitslosenversicherung versiche­
rungsfrei (§ 1 Satz 4 SGB VI und § 27 Abs. 1 Nr. 5 SGB III). 

Mitgliedstaat mit deutscher AG 
vergleichbar 
[inoffizielle Abkürzung] 

mit deutscher GmbH 
vergleichbar 

Belgien la société anonyme/ 
de naamloze vennootschap 
[N.V.] 

la société privée à re­
sponsabilité limitée/ 
besloten vennootschap 
met beperkte 
aansprakelijkheid 

Bulgarien акционерно дружество 
[Akzionerno druschestwo – 
AD] 

дружество с ограничена 
отговорност 

Dänemark aktieselskaber [A/S] anpartselskaber [APS] 

Estland aktsiaselts osaühing 

Finnland julkinen osakeyhtiö / publikt 
aktiebolag [OYJ] 

./. 

Frankreich la société anonyme [S.A.] la société à respons­
abilité limitée 

Griechenland ανώνυμη εταιρία 
[Anonimi etairia – AE] 

εταιρία περιορισμένης 
ευθύνης 

Irland public companies limited by 
shares, 
public companies limited by 
guarantee having a share 
capital 

private companies 
limited by shares, 
private companies 
limited by guarantee 
having a share capital 

Italien società per azioni [SpA] società a responsabilità 
limitata 

Lettland akciju sabiedrı̄ba un sabiedrı̄ba ar 
ierobežotu atbildı̄bu 

Litauen akcinės bendrovės  uždarosios akcinės 
bendrovės 
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Mitgliedstaat mit deutscher AG 
vergleichbar 
[inoffizielle Abkürzung] 

mit deutscher GmbH 
vergleichbar 

Luxemburg la société anonyme la société à respons­
abilité limitée 

Malta kumpaniji pubbliċi/ 
public limited liability 
companies 

kumpaniji privati/ 
private limited liability 
companies 

Niederlande de naamloze vennootschap 
[N.V.] 

de besloten 
vennootschap met 
beperkte aansprake­
lijkheid 

Österreich die Aktiengesellschaft [AG] die Gesellschaft mit 
beschränkter Haftung 

Polen spółka akcyjna [S.A.] spółka z ograniczoną  
odpowiedzialnoscią  

Portugal a sociedade anónima de 
responsabilidade limitada 
[S.A.] 

a sociedade por quotas 
de responsabilidade 
limitada 

Rumänien societate pe act̨iuni [S.A.] societate cu rǎspun­
dere limitatǎ 

Schweden publikt aktiebolag [AB] ./. 

Slowakei akciová spoločnos [a.s.] spoločnost’ s ručením 
obmedzeným 

Slowenien delniška družba družba z omejeno 
odgovornostjo 

Spanien la sociedad anónima [S.A.] la sociedad de re­
sponsabilidad limitada 

Tschechische 
Republik 

akciová společnost’ [a.s.] společnost s ručením 
omezeným 

Ungarn részvénytársasá [Rt] korlátolt felelősségű 
társaság 

Vereinigtes 
Königreich 

public companies limited by 
shares, 
public companies limited by 
guarantee having a share 
capital [LTD] 

private companies 
limited by shares, 
private companies 
limited by guarantee 
having a share capital 

Zypern Δημόσια Εταιρεία περιορισμένης 
ευθύνης με μετοχές, 
Δημόσια Εταιρεία περιο­
ρισμένης ευθύνης με εγγύηση 

ιδιωτική εταιρεία 
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Ausblick: Mitglied des Verwaltungsrats einer 
schweizerischen AG 
In dem weiteren genannten Verfahren (B 12 KR 5/07 R) hat sich 
das BSG am selben Tag mit der Frage befasst, ob das Mitglied des 
Verwaltungsrats einer schweizerischen AG in seiner Beschäfti­
gung in Deutschland von der Rentenversicherungspflicht ausge­
nommen ist. Das BSG hat den Rechtsstreit ausgesetzt und dem 
Europäischen Gerichtshof (EuGH) zur Vorabentscheidung vorge­
legt. Es geht um die Frage, wie die Vorschriften über die Versiche­
rungspflicht bzw. Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Ren­
tenversicherung auszulegen sind: Verbietet das „Abkommen über 
die Freizügigkeit zwischen der EG und der Schweizerischen Eidge­
nossenschaft“ eine unterschiedliche Behandlung von Vorstands­
mitgliedern einer deutschen AG einerseits und Verwaltungsrats­
mitgliedern einer AG nach schweizerischem Recht? Die Entschei­
dung des EuGH dazu steht noch aus. 

Das BSG wird erst daran anschließend seine Entscheidung über 
die sozialversicherungsrechtliche Beurteilung von Organmitglie­
dern von AGen nach schweizerischem Recht fällen. Frühestens 
bei Vorliegen der Urteilsgründe des BSG wird man konkrete Beur­
teilungskriterien für die sozialversicherungsrechtliche Beurtei­
lung von Organmitgliedern ausländischer, nicht EU-mitgliedstaat­
licher Kapitalgesellschaften ableiten können. Summa Summarum 
wird zu gegebener Zeit hierüber berichten. 
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Mit der DVD „Online-rvLiteratur“ rundum 
informiert 

Die Deutsche Rentenversicherung Bund bietet mit ihrer DVD 
„Online-rvLiteratur“ einen umfassenden Einblick in das Recht 
der gesetzlichen Rentenversicherung. 

Die DVD enthält eine Gesetzessammlung – die Sozialgesetzbücher 
I bis XII und viele Nebengesetze –, zahlreiche Urteile und Vordrucke 
im PDF-Format, die zum Teil auch am Bildschirm ausgefüllt werden 
können, sowie die Informationsbroschüren der Deutschen Renten­
versicherung. Die Sozialgesetzbücher und viele andere Gesetze 
werden in den Rechtshandbüchern vertiefend ausgelegt. 

Nutzern wird eine komfortable Onlinesuche (Stichwort und Volltext) 
geboten. Ein Änderungsdienst informiert darüber, was sich seit der 
letzten Auflage verändert hat. 

Die DVD „Online-rvLiteratur“ erscheint bis zu viermal im Jahr. Ein 
Einzelexemplar kostet 3,50 Euro. Im Abonnement kostet die DVD 
3,00 Euro. Abonnenten können auch Mehrfachlizenzen erwerben. 
Die Lizenzgebühr beträgt pro Lizenz 1,50 Euro. 

Bestellung (gegen Rechnung) bei der Deutschen Rentenversiche­
rung Bund, Presse- und Öffentlichkeitsarbeit, Kommunikation 
(GB 0200) in 10704 Berlin (bestellservice@drv-bund.de, Telefon 
030 865-24536, Fax 030 865-27089). 

mailto:bestellservice@drv-bund.de
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Entgeltbescheinigungsrichtlinie des BMAS setzt 
neue Mindeststandards 

Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS) beab­
sichtigt, eine Entgeltbescheinigungsrichtlinie zu erlassen (Neu­
regelung in § 108 Abs. 3 Satz 1 Gewerbeordnung i. d. F. ab 
2. April 2009). Die Richtlinie soll Mindeststandards für den 
Inhalt der Entgeltbescheinigung bestimmen. Die Bescheinigung 
soll Arbeitnehmern auch als Nachweis gegenüber Dritten, ins­
besondere den Leistungsbehörden, dienen können. 

In der vorgesehenen Richtlinie wird im Wesentlichen der Inhalt 
einer Entgeltbescheinigung festgelegt. Sie wird einerseits die 
Angaben zur Identifikation der Arbeitgeber und Arbeitnehmer 
sowie die Angaben, die für die Abrechnung im angegebenen Zeit­
raum relevant waren, bestimmen. 

Dazu gehören: 

➔	 
	 
	 
	 
	 

	 

	 

	 

	 

Name und Anschrift des Arbeitgebers, 
➔ Name, Anschrift und das Geburtsdatum des Arbeitnehmers, 
➔ die Versicherungsnummer des Arbeitnehmers, 
➔ das Datum des Beginns der Beschäftigung, 
➔ das Ende der Beschäftigung, wenn es in den letzten Entgelt­

abrechnungszeitraum fällt, 
➔ der bescheinigte Abrechnungszeitraum sowie die Anzahl der 

darin enthaltenen Steuer- und Sozialversicherungstage, 
➔ die Steuerklasse und die Zahl der Kinderfreibeträge, die 

Merkmale für den Kirchensteuerabzug sowie ggf. Steuerfrei­
beträge und Steuerhinzurechnungsbeträge, 

➔ der Beitragsgruppenschlüssel und die zuständige Einzugs­
stelle für den Gesamtsozialversicherungsbeitrag, 

➔ ggf. die Angabe, dass ein Beitragszuschlag für Kinderlose 
erhoben wird. 

Andererseits wird die Richtlinie die differenzierte Darstellung der 
Entgeltzahlung nach Steuern und Sozialversicherung regeln, 
damit der Arbeitnehmer die Art und den Umfang der jeweiligen 
Abzüge bzw. Zuwendungen erkennen kann. Hier eine beispielhafte 
Aufzählung wichtiger Bestandteile: 
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➔	 
	 

	 

	 

	 

	 
	 
	 

steuerpflichtiger Arbeitslohn, 
➔ Sozialversicherungsbruttoentgelt, ggf. abweichend je 

Versicherungszweig und getrennt nach laufenden und ein­
maligen Bezügen, 

➔ Gesamtbruttoentgelt ohne Trennung nach laufenden und 
einmaligen Bezügen, 

➔ Arbeitnehmerbeiträge zur gesetzlichen Kranken-, Renten-
und Pflegeversicherung sowie nach dem Recht der Arbeits­
förderung, 

➔ Arbeitgeberzuschuss zur freiwilligen und privaten Kranken-
und Pflegeversicherung sowie ggf. zu einer berufsständischen 
Versorgungseinrichtung, 

➔ Entgeltaufstockung nach dem Altersteilzeitgesetz, 
➔ geldwerte Vorteile, 
➔ Entgeltumwandlungen i. S. des Betriebsrentengesetzes. 

Angaben, die über den Rahmen der Richtlinie hinausgehen, sollen 
in der Entgeltbescheinigung nur zulässig sein, wenn dies aus­
drücklich durch tarifvertragliche oder einzelne arbeitsvertragliche 
Regelungen, eine Betriebsvereinbarung oder durch gesetzliche 
Vorschriften bestimmt ist. 

Schließlich soll einem Arbeitnehmer eine Bescheinigung nur dann 
auszustellen sein, wenn sich gegenüber dem letzten Entgelt­
abrechnungszeitraum eine Änderung ergeben hat. Unter be­
stimmten Voraussetzungen kann auch eine verkürzte Entgelt­
bescheinigung ausgestellt werden. 

SUMMA SUMMARUM wird Sie nach Erlass der Entgeltbescheini­
gungsrichtlinie weiter informieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 
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Weitere Erleichterungen bei Kurzarbeit 

Trotz der schweren Wirtschaftskrise entwickelten sich die 
Arbeitslosenzahlen bislang besser als von vielen erwartet. Dies 
ist auf die Nutzung des Instruments Kurzarbeit zurückzufüh­
ren. Die Zahl der Kurzarbeiter ist im ersten Halbjahr 2009 stark 
angestiegen. Derzeit befindet sich weit über eine Million Arbeit­
nehmer in Kurzarbeit – weitgehend aus konjunkturellen Grün­
den. Aufbauend auf die bereits in Ausgabe 2/2009 beschriebe­
nen Erleichterungen für Betriebe sind die nun beschlossenen, 
ergänzenden Maßnahmen erläutert. 

Die bisherigen Erleichterungen beim Kurzarbeitergeld haben 
geholfen, mehrere Hunderttausend Arbeitsplätze zu sichern. In 
einzelnen Branchen ist für fast jeden dritten Beschäftigten Kurz­
arbeit angemeldet worden. 

Kurzarbeit 
Während der Kurzarbeit 
und des Bezugs von Kurz­
arbeitergeld besteht 
weiterhin Versicherungs­
pflicht in allen Zweigen der 
Sozialversicherung. 

Basierend auf der gemeinsamen Erklärung des BMAS, des DGB 
und der BDA vom 29. April 2009 wird der Bezug von Kurzarbeiter­
geld noch attraktiver gestaltet. Weitere Verbesserungen sollen den 
Betrieben helfen, über die Krise hinweg an den Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern festzuhalten. 

Dies sind die Neuregelungen im Einzelnen 
Verlängerung der Regelbezugsfrist 
Zunächst wurde mit der ersten Verordnung zur Änderung der Ver­
ordnung über die Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld vom 29. Mai 
2009 (BGBl I S. 1223) die Bezugsfrist für das Kurzarbeitergeld auf 
die gesetzlich maximal mögliche Dauer von 24 Monaten verlän­
gert. Die Verlängerung gilt für alle Arbeitnehmerinnen und Arbeit­
nehmer, deren Anspruch auf Kurzarbeitergeld bis zum 31. Dezem­
ber 2009 entsteht. 

Erstattung der Sozialversicherungsbeiträge ab dem 7. Monat 
Durch das Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetz­
buch, zur Errichtung einer Versorgungsausgleichskasse und 
anderer Gesetze vom 15. Juli 2009 (BGBl I S. 1939 ff., Inkrafttreten 
zum 1. Juli 2009) werden die Unternehmen weiter von den finan­
ziellen Belastungen durch die Kurzarbeit entlastet. Bereits seit 
dem 1. Februar 2009 (Konjunkturpaket II) werden den Arbeit­
gebern die allein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge durch 
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die Bundesagentur für Arbeit hälftig, und wenn der Arbeitgeber 
die von Kurzarbeit betroffenen Arbeitnehmerinnen und Arbeitneh­
mer in der Zeit der Kurzarbeit qualifiziert, voll erstattet. Die zum 
1. Juli 2009 in Kraft getretene gesetzliche Neuregelung geht noch 
weiter: Ab dem 7. Monat der Kurzarbeit werden die vom Arbeitge­
ber allein zu tragenden Sozialversicherungsbeiträge voll von der 
Bundesagentur für Arbeit übernommen. Dies gilt auch dann, 
wenn während der Kurzarbeit keine Qualifizierungsmaßnahmen 
durchgeführt werden. Für die Berechnung des Sechs-Monats-
Zeitraums ist es ausreichend, dass Kurzarbeit in mindestens 
einem Betrieb oder einer Betriebsabteilung des Arbeitgebers 
durchgeführt wurde. Die volle Erstattung erfolgt nach Erfüllung 
der Sechs-Monats-Frist durch einen kurzarbeitenden Betrieb bzw. 
eine Betriebsabteilung auch für die Betriebe bzw. Betriebsabtei­
lungen, die noch keine sechs Monate in Kurzarbeit sind. Dabei 
werden Zeiträume ab dem 1. Januar 2009 berücksichtigt, sodass 
die Neuregelung erstmals für den Abrechnungsmonat Juli 2009 
greift. 

Verzicht auf erneute Antragstellung 
Auf Antrag des Arbeitgebers ist bei einer Unterbrechung der Kurz­
arbeit von drei Monaten und mehr innerhalb der Bezugsfrist keine 
neue Anzeige des Arbeitsausfalls bei der Agentur für Arbeit mehr 
erforderlich. In diesen Fällen läuft die Bezugsfrist ohne Unter­
brechung für den gesamten bewilligten Bezugszeitraum weiter. 
Allerdings verlängert sich in diesen Fällen die Bezugsfrist bei 
einer Unterbrechung der Kurzarbeit von bis zu zwei Monaten 
nicht. 

Die Änderungen sind mit Wirkung vom 1. Juli 2009 in Kraft getre­
ten und gelten, ebenso wie die durch das Konjunkturpaket II 
getroffenen Regelungen, befristet bis zum 31. Dezember 2010. 

Die Arbeitgeber übernehmen weiterhin die Kosten für die 
Urlaubs- und Feiertagsvergütung sowie die hälftigen Sozialversi­
cherungsbeiträge in den ersten sechs Monaten der Kurzarbeit, 
wenn nicht qualifiziert wird. 
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Fortbestand des Beschäftigungsverhältnisses 
bei Freistellung von der Arbeitsleistung 

Die Sozialversicherungsträger folgen der neueren Rechtspre­
chung des Bundessozialgerichts. Sie geben ihre bisherige 
Rechtsauffassung auf, wonach mit der unwiderruflichen Frei­
stellung von der Arbeitsleistung das sozialversicherungsrecht­
lich relevante Beschäftigungsverhältnis endet. 

Aufgrund der vorherigen Rechtsprechung des Bundessozialgerichts 
(BSG) zum Fortbestand der Beschäftigung im leistungsrechtlichen 
Sinn der Arbeitslosenversicherung (Urteile vom 25. April 2002, 
B 11 AL 65/01 R und 18. Dezember 2003, B 11 AL 35/03 R) haben 
die Sozialversicherungsträger bislang die Auffassung vertreten, 
dass bei einer unwiderruflichen Freistellung von der Arbeitsleis­
tung bis zum Ende eines Arbeitsverhältnisses, z. B. durch einen 
Aufhebungs- bzw. Abwicklungsvertrag, das sozialversicherungs­
rechtlich relevante Beschäftigungsverhältnis bereits mit dem letz­
ten Arbeitstag endet. Das Weisungsrecht des Arbeitgebers und die 
Weisungsgebundenheit des Arbeitnehmers enden zu diesem Ter­
min schließlich unwiderruflich. 

Bisherige Rechtsauffassung der SV-Träger 
Die bisherige Auffassung der Sozialversicherungsträger schien 
auch der früheren BSG-Rechtsprechung zu entsprechen, wonach 
für den Fortbestand eines Beschäftigungsverhältnisses der 
Arbeitnehmer seine Arbeitskraft zur Verfügung zu stellen und der 
Arbeitgeber seine Dispositionsbefugnis bzw. Verfügungsgewalt 
gegenüber dem Arbeitnehmer auszuüben hat. Nur in bestimmten 
Fällen sollte der für eine Beschäftigung und deren Fortbestand 
erforderliche „Vollzug“ der Arbeit nicht von der tatsächlichen 
Erbringung einer Arbeitsleistung abhängen (beispielsweise bei 
Unterbrechung der Arbeitsleistung während Streik und Aussper­
rung; bei Freistellung während Studiums, Erholungsurlaubs oder 
Wehrübung bzw. wegen Annahmeverzugs des Arbeitgebers nach 
Insolvenzeröffnung). Dies sollte auch gelten, wenn durch Arbeits­
gerichtsurteil oder arbeitsgerichtlichen Vergleich das Ende des 
Arbeitsverhältnisses auf einen Zeitpunkt nach dem letzten 
Arbeitstag festgelegt und das Arbeitsentgelt bis dahin weiterge­
zahlt wird. 

Beschäftigung 

Nach § 7 Abs. 1 SGB IV ist 
eine Beschäftigung die 
nicht selbstständige 
Arbeit, insbesondere in 
einem Arbeitsverhältnis. 
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Neue BSG-Urteile: Weiterentwicklung der Rechtsprechung 
Diese Rechtsprechung hat das BSG allerdings nunmehr weiter­
entwickelt. Es hat entschieden, dass es für das Vorliegen einer 
Beschäftigung ausreicht, wenn der Beschäftigte „bei Fortbestand 
des rechtlichen Bandes aufgrund gesetzlicher Anordnung oder 
durch eine besondere vertragliche Abrede von seiner – damit 
jeweils als grundsätzlich weiter bestehend vorausgesetzten – 
Leistungspflicht befreit wird“ (BSG-Urteile vom 24. September 
2008, B 12 KR 22/07 R und B 12 KR 27/07 R). Für die Entgeltlichkeit 
der Beschäftigung genügt hiernach ein Anspruch auf Arbeitsent­
gelt aus einer vertraglichen oder gesetzlichen Regelung (z. B. 
nach dem Entgeltfortzahlungs- oder Bundesurlaubsgesetz). Der 
Fortbestand der Beschäftigung wird damit im Wesentlichen vom 
Bestand des Arbeitsverhältnisses nach dem Arbeitsvertrag 
bestimmt. 

Für die Beendigung der Beschäftigung ist daher das gleichzeitige 
Entfallen sowohl des arbeitsvertraglichen Bandes wie auch sons­
tiger Umstände, die im Sinne der sozialversicherungsrechlichen 
Beschäftigung dessen „Vollzug“ begründen (z. B. weisungsgebun­
dene Arbeitsleistung), erforderlich. 

Die Beschäftigung besteht demnach auch dann fort, wenn die 
Arbeitsvertragsparteien – bei fortbestehendem Arbeitsvertrag – 
im gegenseitigen Einvernehmen unwiderruflich auf die vertraglich 
geschuldete Arbeitsleistung verzichten (z. B. durch einen Aufhe­
bungsvertrag bzw. Abwicklungsvertrag). Einerseits sei das sozial­
versicherungsrechtliche Schutzbedürfnis nicht geringer als bei 
tatsächlicher Erfüllung der arbeitsrechtlichen Hauptpflichten. 
Andererseits finde die Verfügungsmacht des Arbeitgebers über die 
Arbeitskraft des Arbeitnehmers und dessen Eingliederung in 
einen ihm vorgegebenen Arbeitsablauf auch in einer derartigen 
Lage noch hinreichend Ausdruck. Sie sei nicht stärker reduziert 
als in sonstigen Fällen der fortbestehenden Beschäftigung bei 
unterbrochener Arbeitsleistung. 

Sozialversicherungsträger folgen neuen BSG-Urteilen 
Die Sozialversicherungsträger halten nicht mehr an ihrer bisherigen 
Auffassung fest, wonach dem Fortbestand der Beschäftigung eine 
unwiderrufliche Freistellungsvereinbarung entgegensteht. Hier­
nach ist spätestens für Zeiträume ab 1. Juli 2009 zu verfahren. 
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Freistellung im Rahmen flexibler Arbeitszeitregelung 
Anders verhält es sich bei Freistellungen im Rahmen flexibler 
Arbeitszeitregelungen. Aufgrund der seit 1. Januar 2009 geltenden 
neuen Rechtslage ist hier die Monatsregelung des § 7 Abs. 1a 
Satz 1 SGB IV zu berücksichtigen. Diese lässt sozialversicherungs­
rechtlich relevante Freistellungen von der Arbeitsleistung auf der 
Grundlage flexibler Arbeitszeitregelungen über einen Monat 
hinaus nur im Rahmen von Wertguthabenvereinbarungen i. S. des 
§ 7b SGB IV zu. 

Dies bedeutet, dass bei Freistellungen auf Basis von Vorleistungen 
des Arbeitnehmers in Form von Zeitguthaben aus sonstigen fle­
xiblen Arbeitszeitregelungen – im Gegensatz zu den o. g. vom BSG 
beurteilten rein arbeitgeberfinanzierten Freistellungen – der 
Sozialversicherungsschutz nach einem Monat endet. 

Dem steht die neuere BSG-Rechtsprechung nicht entgegen. Das 
BSG verweist in der Begründung seiner Urteile vom 24. Septem­
ber 2008 darauf, dass es ausdrücklicher gesetzlicher Ausschluss­
regelungen bedarf, wenn der Fortbestand der Beschäftigung in 
Zeiten der Freistellung ausgeschlossen werden soll. Eine solche 
Regelung hat der Gesetzgeber für Freistellungen aufgrund flexib­
ler Arbeitszeitregelungen ab 1. Januar 2009 getroffen. Schließlich 
sollen die neuen Regelungen zur verbesserten Absicherung von 
Wertguthabenvereinbarungen nicht durch eine unbeschränkte 
Alternative in Form sonstiger flexibler Arbeitszeitregelungen ins 
Leere gehen. 

Flexible Arbeitszeit 
Mit dem Gesetz zur Ver­
besserung der Rahmen­
bedingungen für die Ab­
sicherung flexibler 
Arbeitszeitregelungen 
wurden die 1998 einge­
führten sozialversiche­
rungsrechtlichen Rah­
menbedingungen für 
flexible Arbeitszeitmodelle 
zum 1. Januar 2009 ge­
ändert. 
Nunmehr wird zwischen 
Wertguthabenvereinba­
rungen und sonstigen 
Arbeitszeitvereinbarungen 
unterschieden. 
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Lohnnachweis für die Unfallversicherung 

Seit 1. Januar 2009 sind bei Entgeltmeldungen auch die Daten 
zur Unfallversicherung mit anzugeben (SUMMA SUMMARUM, 
Ausgabe 4/2008 und 5/2008). Aus diesen gemeldeten Daten 
wird die Rentenversicherung ab 2010 einen maschinellen Lohn­
nachweis erzeugen und an die Berufsgenossenschaft über­
mitteln. Für Arbeitgeber entfällt aber erst ab 2012 die Pflicht 
zur Abgabe des Lohnnachweises. 

Mit dem Unfallversicherungsmodernisierungsgesetz hat die 
Datenstelle der Träger der Rentenversicherung (DSRV) die Auf­
gabe erhalten, nach Eingang der Jahresmeldungen die Unfallver­
sicherungsdaten pro Arbeitgeber zusammenzufassen und an den 
zuständigen Unfallversicherungsträger zu übermitteln (§ 28a Abs. 3a 
SGB IV). Erstmalig in 2010 wird dieser Lohnnachweis – neben dem 
für die Beitragsberechnung bis 2011 maßgebenden vom Arbeit­
geber weiterhin zu erstellenden Lohnnachweis – für das Kalen­
derjahr 2009 maschinell erzeugt und enthält folgende Angaben: 

➔ 
 
 
 
 
 
 

Umlagejahr 
➔ Betriebsnummer des zuständigen Unfallversicherungsträgers 
➔ Mitgliedsnummer des Unternehmens 
➔ Gefahrtarifstelle(n) 
➔ kumuliertes Arbeitsentgelt je Gefahrtarifstelle 
➔ kumulierte Arbeitsstunden je Gefahrtarifstelle 
➔ Anzahl der Versicherten im Umlagejahr 

Um das gesamte unfallversicherungspflichtige Arbeitsentgelt des 
jeweiligen Kalenderjahrs im Lohnnachweis abzubilden, werden 
neben den Angaben aus den Jahresmeldungen auch die Unfall­
versicherungsdaten der Abmeldungen und Unterbrechungsmel­
dungen herangezogen. 

Meldedaten künftige Grundlage für die Unfallversicherung 
Der aus den DEÜV-Meldungen maschinell erzeugte Lohnnachweis 
wird ab 2012 die Grundlage für die Beitragsberechnung der 
Unfallversicherungsträger darstellen, soweit die Beiträge zur 
Unfallversicherung aus dem Arbeitsentgelt berechnet werden. 
Hieraus wird die nachträgliche Berechnung der Unfallumlage vor­
genommen. Der Beitragsbescheid an den Arbeitgeber resultiert 
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also ausschließlich aus den Angaben in den Entgeltmeldungen. 
Die Informationen aus den Meldungen werden zudem als Kalkula­
tionsgrundlage für die Beitragsfußgestaltung genutzt und gelten 
als Grundlage für die Vorschussberechnung. Darüber hinaus die­
nen diese Daten als Grundlage für den Gefahrtarif und zur Präven­
tionsplanung. 

Zeitpunkt der Erstellung des Lohnnachweises 
Die Frist zur Abgabe der Jahresmeldung (bis 15. April des Folge­
jahrs) wird sich nicht ändern. Die Unfallversicherungsträger 
erhalten hieran anlehnend den Lohnnachweis für das vorange­
gangene Kalenderjahr spätestens im April. Viele Arbeitgeber 
geben, wie in der DEÜV vorgesehen, die Jahresmeldungen mit der 
erstmöglichen Entgeltabrechnung ab. Damit jeder Unfallversiche­
rungsträger seine Daten für die Beitragsberechnung so früh wie 
möglich erhält, wird der Lohnnachweis erstellt, sobald für einen 
Arbeitgeber alle Jahresmeldungen für das vorangegangene 
Kalenderjahr vorliegen. Einmal wöchentlich wird bei der DSRV ein 
Auswertungslauf durchgeführt werden und geprüft, bei welchem 
Arbeitgeber die Meldungen vollständig sind. Zur Vollständigkeits­
prüfung werden die Jahresmeldungen für das Vorvorjahr sowie 
unterjährige Ab- und Anmeldungen entsprechend berücksichtigt. 

Beispiel 

Erstellung des Lohnnachweises im Kalenderjahr 2010 

In 2010 werden vom Arbeitgeber Maier GmbH 21 Jahresmeldungen für 
das Jahr 2009 erwartet. 

Eingang von 7 Jahresmeldungen für 2009 bei der DSRV am 30.1.2010 
Eingang von 14 Jahresmeldungen für 2009 bei der DSRV am 2.3.2010 

Erstellung des Lohnnachweises in der ersten Märzwoche 2010 
mit den Unfallversicherungsdaten aus 21 Jahresmeldungen für 2009 

Stornierungen und zusätzliche Entgeltmeldungen 
Gibt ein Arbeitgeber nach der maschinellen Erstellung des Lohn­
nachweises durch die Deutsche Rentenversicherung noch Stor­
nierungen oder Entgeltmeldungen ab, die das vorangegangene 
Kalenderjahr betreffen, erzeugt die DSRV einen neuen Lohnnach­
weis. Dieses Verfahren orientiert sich an der derzeitigen Praxis 
der Unfallversicherungsträger, die die Korrektur von erlassenen 
Bescheiden im laufenden Jahr aufgrund von Änderungen vorsieht. 
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Entgeltmeldungen 

Zu den Entgeltmeldungen 
gehören die 
➔ 

	

 
	

	

Jahresmeldungen, 
➔  Unterbrechungs­

meldungen, 
➔ Abmeldungen, 
➔  sonstige Entgelt­

meldungen sowie die 
➔  Meldungen in Insol­

venzfällen. 



Die Deutsche Rentenversicherung Bund und die Deutsche Gesetz­
liche Unfallversicherung e. V. haben sich auf folgende Regelung 
verständigt: Bis zum Oktober des laufenden Jahrs sendet die 
DSRV bei etwaigen Stornierungen oder weiteren Entgeltmeldun­
gen einen neuen Lohnnachweis für das vorangegangene Kalen­
derjahr an den Unfallversicherungsträger. Dieser hat damit die 
Möglichkeit, Änderungen des Arbeitgebers entsprechend zu 
berücksichtigen. 

Fehlende Daten: Unfallversicherung erlässt Schätzbescheid 
Kommt ein Arbeitgeber hingegen nicht oder nicht vollständig sei­
nen Meldepflichten nach und kann deshalb kein vollständiger 
Lohnnachweis erzeugt werden, wird dies dem Unfallversiche­
rungsträger ebenfalls angezeigt. Der Unfallversicherungsträger 
wird in diesen Fällen einen Schätzbescheid erlassen. 

Bisheriger Lohnnachweis entfällt erst ab dem Jahr 2012 
Mit dem neuen Verfahren werden künftig für alle Arbeitgeber die 
abgegebenen Entgeltmeldungen jährlich zusammengefasst, als 
Datensatz generiert und an die Datenannahmestelle der Unfallver­
sicherung (bei der Deutschen Gesetzlichen Unfallversicherung e. V.) 
gesendet. Dort werden diese Daten an den zuständigen Unfallver­
sicherungsträger weitergeleitet, welcher auf Grundlage dieser 
Daten den Beitragsbescheid an den Arbeitgeber erlassen kann. 
Dieser Prozess wird vonseiten der Rentenversicherung und 
Unfallversicherung in enger Abstimmung intensiv vorbereitet. Die 
künftige Qualität des maschinellen Lohnnachweises hängt auch 
vom DEÜV-Meldeverfahren und dem Meldeverhalten der Arbeit­
geber ab. Damit Zeit für Optimierungen bleibt, haben die Arbeit­
geber für eine Übergangsphase von zwei Jahren weiterhin den 
Lohnnachweis zu erstellen. So können Abgleiche zwischen dem 
bisherigen und zunächst weiterhin für die Beitragsberechnung 
maßgebenden Lohnnachweis und dem maschinellen Lohnnach­
weis vorgenommen werden. Ab dem 1. Januar 2012 wird der vom 
Arbeitgeber zu erstellende Lohnnachweis endgültig wegfallen. 
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Sachzuwendungen durch Dritte gehören nicht 
mehr zum Arbeitsentgelt 

Die beitragsrechtliche Behandlung der nach § 37b EStG pau­
schalversteuerten Sachzuwendungen wurde mit der ersten 
Verordnung zur Änderung der Sozialversicherungsentgeltver­
ordnung vom 18. November 2008 (BGBl I S. 2220) geändert. 

SUMMA SUMMARUM hat in der Ausgabe 5/2008 darüber berich­
tet, dass mit der durch das Jahressteuergesetz 2007 geschaffenen 
Pauschalierungsmöglichkeit der Einkommensteuer nach § 37b 
EStG für betrieblich veranlasste Sachzuwendungen, die zusätzlich 
zum ohnehin geschuldeten Arbeitsentgelt gezahlt werden, keine 
Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung verbunden war. Die 
hiernach pauschal versteuerten Sachzuwendungen gehörten bis­
her umfänglich zum Arbeitsentgelt im Sinne der Sozialversiche­
rung. Denn in der Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) 
existierte keine Bestimmung, die zur Beitragsfreiheit geführt 
hätte. Es wurde allerdings darauf hingewiesen, dass eine Ände­
rung der SvEV hinsichtlich der beitragsrechtlichen Behandlung 
der Sachzuwendungen geplant war, soweit die Zahlung durch 
Dritte erfolgt. 

Arbeitsentgelt 
Zum Arbeitsentgelt gehö­
ren nach § 14 Abs. 1 Satz 1 
SGB IV alle laufenden und 
einmaligen Einnahmen 
aus einer Beschäftigung, 
gleichgültig, ob ein 
Rechtsanspruch auf die 
Einnahmen besteht, unter 
welcher Bezeichnung oder 
in welcher Form sie 
geleistet werden oder ob 
sie unmittelbar aus der 
Beschäftigung oder im 
Zusammenhang mit ihr 
erzielt werden. Neuregelung bei einer Arbeitsentgeltzahlung durch Dritte 

Aufgrund der am 1. Januar 2009 in Kraft getretenen Ergänzung 
des § 1 Abs. 1 Satz 1 SvEV um die Nr. 14 zählen alle nach § 37b 
Abs. 1 EStG pauschal versteuerten Sachzuwendungen an Arbeit­
nehmer eines Dritten nicht zum Arbeitsentgelt. Dies gilt jedoch 
nur dann, soweit diese Arbeitnehmer nicht Arbeitnehmer eines 
mit dem Zuwendenden verbundenen Unternehmens sind. 

Neuregelung gilt nicht innerhalb verbundener Unternehmen 
Bei verbundenen Unternehmen handelt es sich nach der Begrün­
dung zur Verordnung (vgl. Bundesrats-Drucksache 652/08) um 
Unternehmen im Sinne der §§ 15 ff. Aktiengesetz (AktG) oder 
§ 271 Handelsgesetzbuch (HGB). 
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Verbundene Unternehmen sind nach dem AktG rechtlich selbst­
ständige Unternehmen, die im Verhältnis zueinander 

➔ in Mehrheitsbesitz stehende Unternehmen (§ 16 AktG), 
➔ mit Mehrheit beteiligte Unternehmen (§ 16 AktG), 
➔ abhängige oder beherrschende Unternehmen (§ 17 AktG), 
➔ Konzernunternehmen (§ 18 AktG), 
➔ wechselseitig beteiligte Unternehmen (§ 19 AktG) oder 
➔ Vertragsteile eines Unternehmensvertrags (§§ 291, 292 AktG) 

sind. 

Verbundene Unternehmen im Sinne des HGB sind Unternehmen, 
die als Mutter- oder Tochterunternehmen grundsätzlich in den 
Konzernabschluss eines Mutterunternehmens einzubeziehen sind 
(§ 271 Abs. 2 HGB). 

Verbundene Unternehmen: Wie Zuwendung an eigene Kräfte 
In der Sozialversicherung werden die nach § 37b EStG pauschal ver­
steuerten Sachzuwendungen an Arbeitnehmer verbundener Unter­
nehmen wie Zuwendungen an eigene Arbeitnehmer behandelt. Dies 
bedeutet, dass bei verbundenen Unternehmen das Unternehmen, 
bei dem der betreffende Arbeitnehmer beschäftigt ist, die aus der 
Sachzuwendung des anderen Unternehmens anfallenden Gesamt­
sozialversicherungsbeiträge weiterhin zahlen muss (§ 28e Abs. 1 
SGB IV), auch wenn es die Sachzuwendung nicht gewährt hat. Um die 
Zahlung der Gesamtsozialversicherungsbeiträge sicherzustellen, ist 
zwar der Arbeitnehmer verpflichtet, seinem (zahlungspflichtigen) 
Arbeitgeber die Höhe der erhaltenen Sachzuwendungen bzw. den 
beitragspflichtigen Betrag unverzüglich mitzuteilen (§ 28o Abs. 1 
SGB IV). Die Sozialversicherungsträger empfehlen jedoch im Inte­
resse des zahlungspflichtigen Arbeitgebers, dass auch das die Sach­
zuwendung leistende Unternehmen dem Arbeitgeber die Höhe der 
Zuwendung mitteilt. Bei verbundenen Unternehmen geht der Ver­
ordnungsgeber von praktikablen Mitteilungsmöglichkeiten aus. 
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Gesamtsozial­
versicherungsbeitrag 

Gesamtsozialversiche­
rungsbeiträge sind die 
Pflichtbeiträge zur Kran­
ken-, Pflege-, Renten- und 
Arbeitslosenversicherung, 
die aufgrund eines Be­
schäftigungsverhältnisses 
vom Arbeitgeber an die je­
weils zuständige Kranken­
kasse zu zahlen sind. 



Vom Arbeitgeber übernommene 
Studiengebühren sind beitragsfrei 

Vom Arbeitgeber für einen Beschäftigten übernommene Stu­
diengebühren für den Besuch einer Bildungseinrichtung stellen 
im Steuerrecht keinen Arbeitslohn dar. Voraussetzung ist, dass 
das Studium im ganz überwiegenden betrieblichen Interesse 
des Arbeitgebers ist. In gleicher Weise regelt der Gesetzgeber 
dies nun auch für die Sozialversicherung. Hierzu wurde die 
Sozialversicherungsentgeltverordnung (SvEV) ergänzt. 

Der Gesetzgeber hat ab 22. Juli 2009 den § 1 Abs. 1 Satz 1 der SvEV 
um die Nummer 15 ergänzt. Hiernach sind vom Arbeitgeber getra­
gene oder übernommene Studiengebühren für ein Studium des 
Beschäftigten, soweit sie steuerrechtlich kein Arbeitslohn sind, 
auch kein Arbeitsentgelt in der Sozialversicherung (Beitragsfrei­
heit). Zweck der Ergänzung der SvEV war es, das Sozialver­
sicherungsrecht an das Steuerrecht anzupassen. 

Im Steuerrecht sind Studiengebühren, die der Arbeitgeber bei 
einer im dualen System durchgeführten Ausbildung aufgrund 
einer Vereinbarung mit der Bildungseinrichtung als unmittelbarer 
Schuldner trägt, kein Arbeitslohn. 

Beispiel 

Ein Auszubildender absolviert bei einer Bank neben einer Kaufmanns­
lehre gleichzeitig auch ein Studium an einer Berufsakademie. Der Aus­
zubildende studiert an der Berufsakademie Betriebswirtschaft. Die 
monatlichen Studiengebühren betragen 200 EUR. Zwischen der Bank und 
der Berufsakademie besteht eine Vereinbarung über das duale Studium. 
Hiernach ist der Arbeitgeber als zur Zahlung der Studiengebühren Ver­
pflichteter vorgesehen. 

Die von der Bank getragenen monatlichen Studiengebühren in Höhe von 
200 EUR stellen keinen geldwerten Vorteil dar, weil zwischen dem Arbeit­
geber und der Berufsakademie eine Vereinbarung über das duale Studium 
mit der Zahlungsverpflichtung des Arbeitgebers besteht. Die Studienge­
bühren lösen in der Sozialversicherung somit keine Beitragspflicht aus. 

Die Regelung in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 15 SvEV gilt aber neben der 
obengenannten Konstellation auch bei der Übernahme der Stu­
diengebühren durch den Arbeitgeber, wenn dieser nicht unmittel­
barer Schuldner der Studiengebühren ist. 
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Für das Nichtvorliegen eines steuerrechtlichen Arbeitslohns und 
damit Beitragsfreiheit in der Sozialversicherung müssen dann fol­
gende Voraussetzungen erfüllt sein: 

➔	 zwischen dem Arbeitgeber und Arbeitnehmer muss ein Aus­
bildungsverhältnis bestehen, 

➔	 der Arbeitgeber verpflichtet sich arbeitsvertraglich zur Über­
nahme der Studiengebühren und 

➔	 die übernommenen Studiengebühren können vom Arbeitge­
ber zurückgefordert werden, wenn der Studierende das aus­
bildende Unternehmen innerhalb von zwei Jahren nach dem 
Studienabschluss verlässt. 

Personen in Berufs­
ausbildung 

Personen, die zu ihrer Be­
rufsausbildung beschäftigt 
sind (Auszubildende, 
Volontäre, Vor- und Nach­
praktikanten), sind in allen 
Zweigen der Sozialver­
sicherung nach Maßgabe 
der besonderen Vorschrif­
ten für die einzelnen Ver­
sicherungszweige ver­
sicherungspflichtig, und 
zwar auch dann, wenn kein 
Arbeitsentgelt gezahlt 
wird. 

Unterschiede zwischen Steuer- und SV-Recht beseitigt 
In der Vergangenheit hatte insbesondere die Übernahme von Stu­
diengebühren durch Arbeitgeber, die nicht unmittelbar Schuldner 
der Studiengebühren waren, zu Rechtsunsicherheiten geführt. Nach 
einer Entscheidung der obersten Finanzbehörden der Länder wur­
den die im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses von einem stu­
dierenden Arbeitnehmergeschuldeten und vom Arbeitgeber – vorbe­
haltlich einer mit dem Beschäftigten geschlossenen Rückzahlungs­
verpflichtung – übernommenen Studiengebühren für den Besuch 
einer Bildungseinrichtung nicht als Arbeitslohn angesehen. Sie wur­
den somit nicht lohnsteuerpflichtig. Voraussetzung war, dass das 
Studium im ganz überwiegenden Interesse des Arbeitgebers absol­
viert wurde. Anders sahen dies bisher die Spitzenorganisationen der 
Sozialversicherung im Beitragsrecht. Gemäß Besprechungsergebnis 
der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung vom 7./8. Mai 2008 
(Punkt 4) löste die Übernahme der Studiengebühren für einen Arbeit­
nehmer durch den Arbeitgeber aufgrund des geldwerten Vorteils für 
den studierenden Arbeitnehmer Beitragspflicht in der Sozialversi­
cherung aus. Die Unterschiede zwischen Steuerrecht und Beitrags­
recht der Sozialversicherung wurden mit der gesetzlichen Klarstel­
lung in § 1 Abs. 1 Satz 1 Nr. 15 SvEV nun beseitigt. 

Nachweis der steuerrechtlichen Entscheidung 
Die Entscheidung der Finanzbehörden, dass die vom Arbeitgeber 
getragenen oder übernommenen Studiengebühren für ein Studium 
des Beschäftigten steuerrechtlich nicht zum Arbeitslohn zu zählen 
sind, ist für den Nachweis der Beitragsfreiheit in der Sozialversiche­
rung zu den Entgeltunterlagen zu nehmen (§ 8 Abs. 2 Nr. 10 BVV). 
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Entgeltunterlagen 

Der Arbeitgeber ist zur 
Führung von Entgeltunter­
lagen verpflichtet. Diese 
sind so zu gestalten, dass 
sie innerhalb angemesse­
ner Zeit einen Überblick 
über die Lohn- und Ge­
haltsabrechnungen des 
Arbeitgebers vermitteln 
können. 



Wertguthabenverwaltung durch die Deutsche 
Rentenversicherung Bund 

Wertguthaben aus einer flexiblen Arbeitszeitregelung können 
seit 1. Juli 2009 bei Beendigung der Beschäftigung auf die Deut­
sche Rentenversicherung Bund übertragen werden. 

Arbeitnehmer, die im Rahmen einer flexiblen Arbeitszeitregelung 
Wertguthaben für Zeiten einer späteren Freistellung von der Arbeits­
leistung aufgebaut haben (Wertguthabenvereinbarung nach § 7b 
SGB IV) und bei Beendigung der Beschäftigung dessen Auflösung – 
mit Verbeitragung sowie Versteuerung – vermeiden wollen, können 
jetzt das Wertguthaben zur vorübergehenden Verwaltung auch auf 
die Deutsche Rentenversicherung Bund übertragen. 

Das übertragene Wertguthaben kann beispielsweise in einer neu­
en Beschäftigung für Zeiten der gesetzlichen Freistellung (z. B. 
Pflege- oder Elternzeit) verwendet werden. Darüber hinaus kann 
es auch in Zeiten der Nichtbeschäftigung bis zum Beginn einer 
Altersrente der gesetzlichen Rentenversicherung entspart werden 
(Lebensarbeitszeitkonto). 

Bei einer erstmaligen Übertragung in 2009 muss das Wertgut­
haben (inklusive Arbeitgeberbeitragsanteile) in den alten Bundes­
ländern 15.120 EUR und in den neuen Bundesländern 12.810 EUR 
übersteigen. Nähere Informationen zu der neuen Übertragungs­
möglichkeit finden Sie unter www.deutsche-rentenversicherung­
bund.de, Zielgruppe „Wertguthaben“. 

http://www.deutsche-rentenversicherung.de/
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Statusfeststellungsverfahren:
 
Zehn Jahre Clearingstelle 

Das Statusfeststellungsverfahren wurde 1999 vom Gesetzgeber 
eingeführt. Es ergänzt die bestehenden Regelungen zur 
Betriebsprüfung und zur Entscheidungskompetenz der Ein­
zugsstellen über die Versicherungspflicht und Beitragshöhe. 
Auftraggeber und/oder Auftragnehmer haben seither die Mög­
lichkeit, auf Antrag zu einem frühen Zeitpunkt Rechtssicherheit 
darüber zu erhalten, ob eine selbstständige Tätigkeit oder eine 
abhängige Beschäftigung vorliegt. 

So wurde ein strukturiertes Verfahren geschaffen, um bereits vor 
einer Betriebsprüfung mit einer potenziellen Beitragsnachforde­
rung den Status rechtsverbindlich beurteilen zu lassen. Das 
schafft für die Betroffenen auch Rechtssicherheit bei der Planung 
der eigenen Altersversorgung. 

Das Statusfeststellungsverfahren mit der zu treffenden Statusent­
scheidung führt bundesweit die Clearingstelle der Deutschen 
Rentenversicherung Bund, Postfach, 10704 Berlin, durch. 

Beginn der Versicherungspflicht 
Wird bei der Entscheidung über Statusanträge festgestellt, dass 
eine abhängige Beschäftigung vorliegt, so tritt der Beginn der Ver­
sicherungspflicht abweichend von der Aufnahme der Beschäfti­
gung erst mit der Bekanntgabe der Entscheidung ein, wenn der 
Antrag eines Beteiligten innerhalb eines Monats nach Aufnahme 
der Tätigkeit gestellt wird, außerdem der Beschäftigte zustimmt, 
und dieser auch für den Zeitraum zwischen Aufnahme der 
Beschäftigung und der Entscheidung eine Absicherung gegen das 
finanzielle Risiko von Krankheit und zur Altersvorsorge vorgenom­
men hat, die der Art nach den Leistungen der gesetzlichen Kran­
kenversicherung und gesetzlichen Rentenversicherung ent­
spricht. 

Die Freiwilligkeit und die Beteiligten 
Eine weitere Besonderheit liegt in der Freiwilligkeit der Antrag­
stellung. Die Beteiligten können einen gemeinsamen Antrag stel­
len. Ein Statusfeststellungsverfahren wird jedoch auch ausgelöst, 
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wenn nur ein Beteiligter einen Antrag stellt. Daraufhin erfolgt die 
zwingende Beteiligung des anderen. 

Die Beteiligten müssen sich dabei aber keineswegs einig sein. 
Nicht selten haben Auftraggeber und Auftragnehmer gegensätz­
liche Auffassungen zum versicherungsrechtlichen Status. 

Beide Beteiligte sind somit zur Vornahme von Verfahrenshandlun­
gen zugelassen. Beide sind Adressat von Ermittlungen, Anhörun­
gen und natürlich des Verwaltungsakts, mit dem über den Status 
des miteinander geschlossenen Vertragsverhältnisses entschie­
den wird. 

Obligatorisches Statusfeststellungsverfahren seit 2005 
Während das allgemeine Statusfeststellungsverfahren auf 
dem Prinzip der Freiwilligkeit beruht, wurde zum 1. Januar 2005 
ein obligatorisches Statusfeststellungsverfahren vorgeschrieben 
(§ 7a Abs. 1 Satz 2 SGB IV). 

Hiernach haben die Einzugsstellen einen Statusantrag zu stellen, 
wenn die Anmeldung einer versicherungspflichtigen Beschäfti­
gung durch den Arbeitgeber ergibt, dass der Beschäftigte ein Ehe­
gatte oder Lebenspartner des Arbeitgebers oder ein geschäfts­
führender Gesellschafter ist. Zum 1. Januar 2008 wurde dies auf 
Abkömmlinge des Arbeitgebers erweitert. 

Fortführung und Zukunft des Statusfeststellungsverfahrens 
Das Bundessozialgericht (BSG) hat in aktueller Rechtsprechung 
(Entscheidungen vom 11. März 2009 und 4. Juni 2009) das Status­
feststellungsverfahren nicht nur als eine Entscheidung über das 
Vorliegen einer Beschäftigung gesehen, sondern auch über das 
Vorliegen der Versicherungspflicht in den einzelnen Zweigen der 
Sozialversicherung. In welcher Form dies geschehen wird, steht 
zurzeit noch nicht fest. SUMMA SUMMARUM wird hierüber infor­
mieren. 

Mit freundlichen Grüßen 

Die Herausgeber 

3 SUMMA SUMMARUM 5·2009 · Statusfeststellungsverfahren 



Polnische Saisonarbeitskräfte: 
Neue Zusatzerklärung 

Bei der versicherungsrechtlichen Beurteilung der in Deutsch­
land beschäftigten polnischen Saisonarbeitskräfte war bisher 
das Mitteilungsschreiben der polnischen ZUS relevant. Diese 
sogenannte Negativbescheinigung diente dem Ausschluss der 
Anwendung der polnischen Rechtsvorschriften. Dieses Mittei­
lungsschreiben wird nun durch eine Zusatzerklärung der Be­
schäftigten abgelöst. 

Die versicherungs- und beitragsrechtliche Behandlung von in 
Deutschland beschäftigten Saisonarbeitskräften aus den EU/EWR-
Mitgliedstaaten und der Schweiz richtet sich nach den Rechts­
vorschriften ihrer Heimatländer, wenn die entsprechenden 
Voraussetzungen der EWG-VO 1408/71 erfüllt sind. In diesen Fäl­
len wird die Anwendung der Vorschriften über die soziale Sicher­
heit der Heimatländer durch die Bescheinigung E101 bestätigt, die 
dem deutschen Arbeitgeber vorzulegen ist. 

EWG-Verordnung 
1408/71 
Die Verordnung 1408/71 
enthält Regelungen für 
Personen, die ihr Recht 
auf Freizügigkeit innerhalb 
der Europäischen Union 
wahrnehmen, und legt 
fest, in welchem Mitglied­
staat sie versichert sind 
und wohin die Beiträge zu 
den einzelnen Sozialver­
sicherungszweigen zu 
zahlen sind. 
Sie gilt für die EU-/EWR-
Staaten und die Schweiz. 

Bisheriges Verfahren bei polnischen Saisonarbeitskräften 
Für polnische Saisonarbeitskräfte wurde bisher in den Fällen, in 
denen das polnische Sozialversicherungsrecht keine Anwendung 
fand und eine Bescheinigung E101 demzufolge nicht auszustellen 
war, von der polnischen Sozialversicherungsanstalt ZUS ein soge­
nanntes Mitteilungsschreiben über die Voraussetzungen für die 
Bescheinigung E101 ausgehändigt. Dieses Mitteilungsschreiben 
wurde auf Anregung des Bundesministeriums für Arbeit und 
Soziales (BMAS) und des polnischen Ministeriums für Arbeit und 
Sozialpolitik im Rahmen von Betriebsprüfungen der Rentenver­
sicherungsträgerde facto als Negativbescheinigung angesehen. Den 
Arbeitgebern wurde empfohlen, dieses Mitteilungsschreiben zu 
den Entgeltunterlagen zu nehmen. Weitere Ermittlungen zur Fest­
stellung des anzuwendenden Sozialversicherungsrechts waren in 
diesen Fällen nicht erforderlich und demzufolge die versiche­
rungsrechtliche Beurteilung nach deutschem Sozialversiche­
rungsrecht vorzunehmen, sofern keine anderslautenden Angaben 
über die maßgebenden tatsächlichen Verhältnisse vorlagen. 

Letzteres lag beispielsweise vor, wenn aus den bestätigten An­
gaben des „Fragebogen zur Feststellung der Versicherungs­
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pflicht/Versicherungsfreiheit polnischer Saisonarbeitnehmer“ 
hervorging, dass der Saisonarbeiter während seiner Tätigkeit in 
Deutschland bezahlten Urlaub in einer Beschäftigung in Polen 
genommen hat. Daraus ergab sich die Notwendigkeit der Anwen­
dung polnischen Sozialversicherungsrechts, weshalb der Arbeit­
geber aufgefordert wurde, den offensichtlichen Widerspruch auf­
zuklären. Dem Mitteilungsschreiben war schließlich – anders als der 
Bescheinigung E101 – keine konstitutive Wirkung beizumessen. 

Neues Verfahren bei polnischen Saisonarbeitskräften 
Das BAMS hat nunmehr dem Vorschlag des polnischen Ministeri­
ums für Arbeit und Sozialpolitik zugestimmt, das Mitteilungs­
schreiben zukünftig durch eine Zusatzerklärung der Saisonar­
beitskraft zu ersetzen. Die Zusatzerklärung wird in den Vordruck 
„Einstellungszusage/Arbeitsvertrag“ der Arbeitsagentur aufge­
nommen. Hierbei erklärt die polnische Saisonarbeitskraft, ob 

➔	 ihr eine Bescheinigung E101 ausgestellt wurde oder 
➔	 sie über eine Bescheinigung E101 nicht verfügt, weil sie in 

Polen weder in einem Beschäftigungsverhältnis steht, noch 
eine selbstständige Tätigkeit bzw. eine Tätigkeit in der Land­
wirtschaft ausübt. 

Zusatzerklärung ohne Beweiskraft – Tatsachenfeststellungen 
gehen vor 
Die unbestätigte Erklärung der Saisonarbeitskraft entfaltet wie 
das bisherige Mitteilungsschreiben der ZUS bei Vorliegen wider­
sprechender Tatsachenfeststellungen keine maßgebende Beweis­
kraft. 

Die Rentenversicherungsträger werden daher im Rahmen der 
Betriebsprüfung der Zusatzerklärung der polnischen Saison­
arbeitskraft in der Einstellungszusage bzw. im Arbeitsvertrag die­
selbe Aussagekraft beimessen, wie dies bisher bei der „de facto 
Negativbescheinigung“, dem bisherigen Mitteilungsschreiben der 
ZUS, der Fall war. 
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Prüfung des Insolvenzschutzes bei 
Wertguthaben 

In der Ausgabe 6/2008 berichtete SUMMA SUMMARUM über die 
am 1. Januar 2009 in Kraft getretene Änderung der Rahmenbe­
dingungen für die Absicherung flexibler Arbeitszeitregelungen. 
Das im Rahmen des „Flexi-II-Gesetzes“ herausgegebene Rund­
schreiben der Spitzenorganisationen der Sozialversicherung 
vom 31. März 2009 wurde in Ausgabe 3/2009 vorgestellt. In die­
ser Ausgabe sollen die neuen gesetzlichen Vorgaben zur Insol­
venzsicherung der Wertguthaben näher betrachtet werden. 

Eines der Hauptanliegen des Gesetzes ist es, die Insolvenzsiche­
rung der Wertguthaben zu verbessern. Dies ist seit 1. Januar 
2009 durch die Rentenversicherungsträger zu überprüfen (§ 7e 
SGB IV). Arbeitgeber haben bei Vorliegen einer Wertguthabenver­
einbarung nach § 7b SGB IV das Wertguthaben einschließlich des 
darin enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrags gegen das 
Risiko der Insolvenz vollständig abzusichern, soweit ein Anspruch 
auf Insolvenzgeld nicht besteht. Dies gilt, wenn die abzusichernde 
Summe die Höhe der monatlichen Bezugsgröße (2009: 2.520 EUR 
West, 2.135 EUR Ost) übersteigt. Eine abweichende Wertgrenze 
kann per Tarifvertrag oder Betriebsvereinbarung festgelegt wer­
den. Eine Insolvenzsicherung ist auch für vor dem 1. Dezember 
2009 geschlossene Wertguthabenvereinbarungen erforderlich. 

Wertguthaben 
Wertguthaben ist im Rah­
men von flexiblen Arbeits­
zeitmodellen das Arbeits­
entgelt aus einer vor oder 
nach einer Freistellung 
von der Arbeitsleistung für 
diese Freistellung er­
brachten Arbeitsleistung 
einschließlich des darauf 
entfallenden Arbeitgeber­
anteils am Gesamtsozial­
versicherungsbeitrag (§ 7 
Abs. 1a i. V. m. § 7d Abs. 1 
SGB IV). 

Geeignete Sicherungsformen für den Insolvenzschutz 
Der Insolvenzschutz hat grundsätzlich durch eine Übertragung 
des Wertguthabens auf Dritte unter Ausschluss der Rückführung 
zu erfolgen. Die gesetzlichen Vorgaben werden insbesondere 
durch Treuhandmodelle gewährleistet. Andere geeignete Siche­
rungsformen sind Versicherungsmodelle oder schuldrechtliche 
Verpfändungs- oder Bürgschaftsmodelle. 

Ungeeignete Sicherungsformen für den Insolvenzschutz 
Als nicht geeignete Sicherungsmittel gelten bilanzielle Rückstel­
lungen sowie zwischen Konzernunternehmen begründete Ein­
standspflichten, insbesondere Bürgschaften, Patronatserklärun­
gen oder Schuldbeitritte. 

Konzernunternehmen 
Unternehmen sind nach 
§ 18 Abs. 1 Aktiengesetz 
Konzernunternehmen, 
wenn ein herrschendes 
und ein oder mehrere 
abhängige Unternehmen 
unter der einheitlichen 
Leitung des herrschenden 
Unternehmens zusam­
mengefasst sind. 
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Maßgebender Gesamtbetrag für die Insolvenzsicherung 
Die Sicherungsmittel dürfen in ihrem Umfang das Wertguthaben 
nicht um mehr als 30 % unterschreiten. Sind Teile des Wertgutha­
bens angelegt, bezieht sich der Wert auf den Betrag des Gesamt­
wertguthabens unter Berücksichtigung des ursprünglich angeleg­
ten Wertguthabenbetrags ohne Beachtung der Wertentwicklung 
(Wertzuwächse oder -verluste). Dies gilt auch bei Wertguthaben­
anlagen mit garantierter Verzinsung. Bei weiterhin in Arbeitszeit 
geführten Zeitguthaben bestimmt sich der maßgebende Gesamt­
betrag nach dem sich nach dem aktuellen Wertmaßstab ergeben­
den Wert des aus dem Zeitguthaben abzuleitenden Entgeltgut­
habens zuzüglich des darauf entfallenden Arbeitgeberbeitrags­
anteils. 

Insolvenzsicherungspflicht umfasst nun auch 
Arbeitgeberbeiträge 
Das Wertguthaben umfasst seit 1. Januar 2009 auch den Arbeit­
geberanteil am Gesamtsozialversicherungsbeitrag. Die Insolvenz­
sicherungspflicht schließt den Arbeitgeberanteil am Sozialversi­
cherungsbeitrag auf das im Wertguthaben enthaltene Entgeltgut­
haben ein. Maßgebend sind hierfür das Bruttoarbeitsentgelt sowie 
die Beitragssätze im Zeitpunkt der Einbringung des Arbeitsent­
gelts in das Wertguthaben. Arbeitsentgelte oberhalb der Beitrags­
bemessungsgrenze werden mit berücksichtigt. Lediglich für steu­
erfreie Arbeitsentgeltbestandteile, die kein Arbeitsentgelt im 
Sinne der Sozialversicherung sind, ist kein Arbeitgeberbeitragsan­
teil in das Wertguthaben einzustellen. 

Arbeitsentgelt 
Zum Arbeitsentgelt gehö­
ren alle laufenden und ein­
maligen Einnahmen aus 
einer Beschäftigung, 
gleichgültig, ob ein 
Rechtsanspruch auf diese 
Einnahmen besteht und 
unter welcher Bezeich­
nung oder in welcher Form 
sie geleistet werden und 
ob sie unmittelbar aus 
dem Beschäftigungsver­
hältnis oder im Zusam­
menhang damit erzielt 
werden. 

Die Insolvenzsicherungspflicht gilt auch für den Arbeitgeberanteil 
am Gesamtsozialversicherungsbeitrag auf bis 31. Dezember 2008 
aufgebautes Wertguthaben, das den Arbeitgeberbeitragsanteil 
bislang noch nicht umfasste. 

Vorlagepflicht von Unterlagen bei einer Betriebsprüfung 
Arbeitgeber müssen bei zukünftigen Betriebsprüfungen bestehende 
Wertguthabenvereinbarungen sowie Nachweise zur Insolvenz­
sicherung dieser Wertguthaben zur Einsichtnahme bereithalten. 

Nicht insolvenzgesicherte Wertguthaben sind aufzulösen 
Die Rentenversicherungsträger prüfen im Rahmen der Betriebs­
prüfung den ausreichenden Insolvenzschutz der Wertguthaben. 
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Sofern für ein Wertguthaben keine Insolvenzschutzregelungen 
getroffen wurden, die gewählten Sicherungsmittel nicht geeignet 
sind, die Sicherungsmittel in ihrem Umfang das Wertguthaben um 
mehr als 30 % unterschreiten oder die Sicherungsmittel nicht den 
im Wertguthaben enthaltenen Gesamtsozialversicherungsbeitrag 
umfassen, fordert der prüfende Rentenversicherungsträger nach 
einer durchzuführenden Anhörung die im Wertguthaben enthalte­
nen und im Störfall zu leistenden Gesamtsozialversicherungs­
beiträge. Der Arbeitgeber hat jedoch zwei Monate Zeit, eine aus­
reichende Insolvenzsicherung nachzuholen: Erfolgt der Nachweis 
nicht innerhalb dieser Frist, so ist die Wertguthabenvereinbarung 
von Anfang an unwirksam. Die Wertguthaben sind dann aufzu­
lösen. 

Anhörung 
(§ 24 Abs. 1 SGB X) 
Bevor ein Verwaltungsakt 
erlassen wird, der in Rech­
te eines Beteiligten ein­
greift, ist diesem Gelegen­
heit zu geben, sich zu den 
für die Entscheidung er­
heblichen Tatsachen zu 
äußern. 

Ausnahmen von der Insolvenzsicherungspflicht 
Bund, Länder, Gemeinden sowie bestimmte juristische Personen, 
Anstalten, Stiftungen und Körperschaften des öffentlichen Rechts 
sind von den Regelungen ausgenommen. 

Darüber hinaus ist die Anwendung der Insolvenzschutzregelungen 
für Wertguthabenvereinbarungen nach dem Altersteilzeitgesetz 
ausdrücklich ausgeschlossen (§ 8a Abs. 1 Satz 1 AltersTZG), da 
das Altersteilzeitgesetz eigenständige Regelungen zur Insolvenz­
sicherung enthält. Vor dem 1. Juli 2004 abgeschlossene Altersteil­
zeitvereinbarungen werden weiterhin von keiner Insolvenzschutz­
regelung erfasst (§ 15g AltersTZG). 
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Jahresarbeitsentgeltgrenze in der KV: 
Rückwirkende Versicherungspflicht 

Wird im Rahmen einer Betriebsprüfung festgestellt, dass 
wegen Unterschreitens der Jahresarbeitsentgeltgrenze Versi­
cherungsfreiheit in der Krankenversicherung (KV) nicht mehr 
gegeben war, so ist eine rückwirkende Erhebung von Kranken­
versicherungsbeiträgen zulässig. Dies verstößt nicht gegen den 
Grundsatz von Treu und Glauben. 

Gegen Arbeitsentgelt Beschäftigte sind in der gesetzlichen Kranken­
versicherung versicherungsfrei, wenn das regelmäßige Arbeitsent­
gelt die in der Krankenversicherung geltende Jahresarbeitsentgelt­
grenze (JAE-Grenze) übersteigt. Diese Regelung gilt entsprechend 
für den Bereich der gesetzlichen Pflegeversicherung. 

Jahresarbeitsentgelt­
grenze (Kranken­
versicherung) 
Beschäftigte, die mit ihrem 
Arbeitsentgelt die Jahres­
arbeitsentgeltgrenze über­
schreiten und auch in den 
drei vorangegangenen Ka­
lenderjahren die jeweilige 
Jahresarbeitsentgeltgren­
ze überschritten haben, 
sind in der Krankenversi­
cherung versicherungs­
frei. Die Jahresarbeitsent­
geltgrenze beträgt im Jahr 
2009 in den alten und in 
den neuen Bundesländern 
48.600 EUR. Für Arbeit­
nehmer, die am 31. De­
zember 2002 wegen Über­
schreitens der JAE-Grenze 
krankenversicherungsfrei 
und ausreichend privat 
krankenversichert waren, 
gilt eine besondere JAE-
Grenze. Sie beträgt 
44.100 EUR im Kalender­
jahr 2009. 

Beginn der Versicherungsfreiheit 
Seit dem 2. Februar 2007 beginnt die Versicherungsfreiheit erst, 
wenn die JAE-Grenze in drei aufeinander folgenden Kalenderjah­
ren überschritten wurde und auch im folgenden, vierten Kalender­
jahr voraussichtlich weiterhin überschritten wird. 

Beispiel 

Eine kaufmännische Angestellte hat seit dem 1. Januar 2006 die nach­
stehende Vergütung im Vergleich zur JAE-Grenze der Kranken­
versicherung erhalten: 

Kalenderjahr Vergütung Jahresarbeitsentgeltgrenze 

2006 48.000 EUR 47.250 EUR 

2007 48.600 EUR 47.700 EUR 

2008 49.200 EUR 48.150 EUR 

2009 (voraussichtlich) 49.800 EUR 48.600 EUR 

Da das Arbeitsentgelt aus der Beschäftigung in den Kalenderjahren 2006 
bis 2008 die jeweilige JAE-Grenze überschritten hat und voraussichtlich 
auch im Jahr 2009 überschreiten wird, besteht in der Beschäftigung ab 
dem 1.1.2009 Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen Kranken- und da­
mit auch in der Pflegeversicherung. 

Zum 31.12.2008 war daher eine Abmeldung mit dem Meldegrund „32“ 
(Wechsel der Beitragsgruppe bei fortbestehendem Beschäftigungsver­
hältnis) und zum 1.1.2009 eine Anmeldung mit dem Meldegrund „12“ und 
den ab diesem Zeitpunkt gültigen Beitragsgruppen zu erstatten. 
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Ende der Versicherungsfreiheit 
Wird die JAE-Grenze im Laufe eines Jahrs nicht nur vorüberge­
hend unterschritten (z. B. bei vertraglicher Herabsetzung der 
Arbeitszeit und entsprechender Reduzierung des Arbeitsentgelts), 
endet die Versicherungsfreiheit sofort – also nicht erst mit Ablauf 
des Kalenderjahrs. Es tritt unmittelbar Versicherungs- und Bei­
tragspflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung 
ein. 

Beispiel 

Eine kaufmännische Angestellte ist seit mehreren Jahren wegen Über­
schreitens der JAE-Grenze in der gesetzlichen Kranken- und damit auch
in der Pflegeversicherung versicherungsfrei. Aufgrund einer Änderung 
des Arbeitsvertrags wird die regelmäßige Arbeitszeit für die Zeit ab 
1.9.2009 um ein Viertel reduziert, sodass ab diesem Zeitpunkt auch nur 
noch ein um ein Viertel reduziertes Arbeitsentgelt (monatlich nun 
3.750 EUR) zusteht. 

Wegen der arbeitsvertraglichen Änderungen wird die JAE-Grenze des 
Kalenderjahrs 2009 (monatlich 4.050 EUR) ab dem 1.9.2009 nicht nur vor­
übergehend unterschritten. Die Versicherungsfreiheit in der gesetzlichen 
Kranken- und damit auch in der Pflegeversicherung endet somit mit dem 
31.8.2009. Ab dem Folgetag besteht in der Beschäftigung Versicherungs­
pflicht in der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung. Eine Be­
freiung von der Krankenversicherungspflicht ist in diesen Fällen ohne 
weitere Voraussetzungen nicht möglich. 
Zum 31.8.2009 war daher eine Abmeldung mit dem Meldegrund „32“ 
(Wechsel der Beitragsgruppe bei fortbestehendem Beschäftigungsver­
hältnis) und zum 1.9.2009 eine Anmeldung mit dem Meldegrund „12“ und 
den ab diesem Zeitpunkt gültigen Beitragsgruppen zu erstatten. 

Wenn das Unterschreiten der JAE-Grenze auf die Anhebung der 
JAE-Grenze zu Beginn eines Kalenderjahrs zurückzuführen ist, 
endet die Versicherungsfreiheit mit Ablauf des vorangegangenen 
Kalenderjahrs. In diesem Fall besteht für den Beschäftigten die 
Möglichkeit, sich auf Antrag bei der zuständigen Krankenkasse von 
der Krankenversicherungspflicht befreien zu lassen. Der Antrag 
ist innerhalb von drei Monaten nach Beginn der Versicherungs­
pflicht zu stellen. Bei verspäteter Antragstellung ist eine 
Befreiung nicht mehr möglich. Es tritt dann in der gesetzlichen 
Krankenversicherung (rückwirkend) ab Jahresbeginn Versiche­
rungspflicht ein. 
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Beispiel 

Eine kaufmännische Angestellte ist seit mehreren Jahren wegen Über­
schreitens der JAE-Grenze in der gesetzlichen Kranken- und damit auch 
in der Pflegeversicherung versicherungsfrei. Das erzielte Arbeitsentgelt 
im Kalenderjahr 2008 betrug 48.300 EUR. Eine Gehaltserhöhung ist für 
das Kalenderjahr 2009 nicht vorgesehen. 

Da unter Beachtung des gleichbleibenden Arbeitsentgelts für das Jahr 
2009 in Höhe von 48.300 EUR die JAE-Grenze für das Jahr 2009 
(48.600 EUR) nicht überschritten wird, endet die Versicherungsfreiheit in 
der Krankenversicherung mit dem 31.12.2008. Ab dem 1.1.2009 besteht in 
der Beschäftigung Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung. 
Zum 31.12.2008 war daher eine Abmeldung mit dem Meldegrund „32“ 
(Wechsel der Beitragsgruppe bei fortbestehendem Beschäftigungsver­
hältnis) und zum 1.1.2009 eine Anmeldung mit dem Meldegrund „12“ und 
den ab diesem Zeitpunkt gültigen Beitragsgruppen zu erstatten. 
Die Beschäftigte konnte allerdings bis zum 31.3.2009 bei der zuständigen 
gesetzlichen Krankenkasse eine Befreiung von der Krankenversiche­
rungspflicht beantragen. Bereits vorgenommene Meldungen sind dann ggf. 
zu korrigieren. 

Pflichten des Arbeitgebers 
Für einen Arbeitgeber bedeutet dies, dass er bei Beschäftigten, 
die wegen Überschreitens der JAE-Grenze krankenversicherungs­
frei sind, eine regelmäßige Prüfungspflicht hat. Dies gilt bei allen 
Änderungen in der tatsächlichen Ausgestaltung der entgeltlichen 
Beschäftigung, außerdem jeweils zu Beginn eines neuen Kalen­
derjahrs. Insbesondere ist dies für Beschäftigte von Bedeutung, 
die ihren Krankenversicherungsschutz bei einem privaten Kran­
kenversicherungsunternehmen (PKV) durchführen. Diesen Be­
schäftigten steht nach § 205 Abs. 2 Versicherungsvertragsgesetz 
ein Sonderkündigungsrecht gegenüber dem privaten Versiche­
rungsunternehmen zu, sobald Versicherungspflicht in der gesetz­
lichen Krankenversicherung eintritt. Das Sonderkündigungsrecht 
muss aber innerhalb von drei Monaten nach Eintritt der Kranken­
versicherungspflicht gegenüber der PKV wahrgenommen werden. 

Feststellungen bei Betriebsprüfungen 
Im Rahmen von Betriebsprüfungen stellen die Rentenversiche­
rungsträger regelmäßig Fälle fest, in denen es Arbeitgeber ins­
besondere zu Beginn eines Kalenderjahrs versäumt haben, das 
voraussichtliche Überschreiten der JAE-Grenze des neuen Kalen­
derjahrs zu überprüfen. Die Rentenversicherungsträger stellen 
dann in den Fällen des Unterschreitens der JAE-Grenze rückwir­
kend die Versicherungspflicht in der gesetzlichen Kranken- und 
Pflegeversicherung fest und erheben die fälligen Beiträge nach. 
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In den Fällen, in denen diese Feststellung nach dem 31. März eines 
Kalenderjahrs getroffen wird, erkennen die privaten Krankenversi­
cherungsunternehmen das Sonderkündigungsrecht der Beschäftig­
ten nicht rückwirkend an, da die Kündigung nicht innerhalb von drei 
Monaten nach dem Eintritt der Versicherungspflicht erfolgt ist. 

Die Arbeitgeber können aufgrund ihrer unterlassenen Überprüfung 
nicht rückwirkend den auf den Beschäftigten entfallenden Anteil am 
Kranken- und Pflegeversicherungsbeitrag vom Arbeitsentgelt einbe­
halten. Ein nachträglicher Beitragsabzug ist nach den bestehenden 
gesetzlichen Regelungen nur bei den nächsten drei Lohn- und 
Gehaltszahlungen zulässig – darüber hinaus nur dann, wenn der 
Arbeitgeber den unterbliebenen Beitragsabzug nicht zu verantwor­
ten hat. Folglich sind in den oben geschilderten Fällen regelmäßig 
die Kranken- und Pflegeversicherungsbeiträge für zurückliegende 
Zeiträume in voller Höhe vom Arbeitgeber alleine zu tragen. 

Rückwirkende Beitragserhebung zur GKV ist zulässig 
Das Landessozialgericht Nordrhein-Westfalen (Urteil v. 8. Juli 2008, 
L 16 (18) R 43/05) entschied mit rechtskräftigem Urteil: Die rück­
wirkende Feststellung der Versicherungs- und Beitragspflicht in 
der gesetzlichen Kranken- und Pflegeversicherung wegen Unter­
schreitens der JAE-Grenze ist auch dann zulässig, wenn wegen 
einer gleichzeitigen privaten Krankenversicherung ein Leistungs­
anspruch gegenüber der gesetzlichen Krankenkasse nicht ge­
geben ist. In diesem Zusammenhang gehe das Solidarprinzip der 
Sozialversicherung dem abgabenrechtlichen Grundsatz, dass zu 
Beiträgen nur herangezogen werden darf, wer von einem be­
stimmten öffentlichen Unternehmen einen wirtschaftlichen Vorteil 
zu erwarten hat, vor. 

Auch ein Verstoß gegen den Grundsatz von „Treu und Glauben“ 
liegt in derartigen Fällen grundsätzlich nicht vor. Die Beitrags­
forderung ist somit regelmäßig nicht verwirkt. 

Fazit: Arbeitgeber müssen Verhältnisse regelmäßig prüfen 
Arbeitgeber müssen die Voraussetzungen für die Versicherungs­
freiheit in der Kranken- und Pflegeversicherung wegen Überschrei­
tens der JAE-Grenze regelmäßig, mindestens jeweils zum Jahres­
wechsel, eingehend prüfen. Das Ergebnis muss in den Entgeltunter­
lagen nachvollziehbar dokumentiert werden. 
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Zwei Jahre Prüfung der Künstlersozialabgabe 
durch die Rentenversicherung 

Rund 140.000 Arbeitgeber erhielten in den vergangenen zwei 
Jahren ein Anschreiben zur Abgabepflicht nach dem Künstler­
sozialversicherungsgesetz (KSVG). Sofern erforderlich wurden 
anschließend ergänzend Prüfungen vor Ort durch die Renten­
versicherungsträger durchgeführt. Damit wurde bereits die 
Hälfte der insgesamt rund 280.000 geplanten Erstprüfungen 
abgeschlossen. 

Allgemeines 
Den Trägern der Deutschen Rentenversicherung wurde zum 1. Juli 
2007 die Überwachung der ordnungsgemäßen Abführung der 
Künstlersozialabgabe als zusätzliche Aufgabe übertragen. 

Dem § 28p SGB IV wurde der Absatz 1a hinzugefügt. Hiernach prü­
fen die Träger der Rentenversicherung bei den Arbeitgebern, ob 
diese ihre Meldepflichten nach dem KSVG ordnungsgemäß erfül­
len und die Künstlersozialabgabe rechtzeitig und vollständig ent­
richten. Die Träger der Rentenversicherung erlassen in diesem 
Zusammenhang die erforderlichen Verwaltungsakte einschließ­
lich der Widerspruchsbescheide und unterrichten die Künstler­
sozialkasse über Sachverhalte, soweit sie Melde- und Abgabe­
pflichten der Arbeitgeber nach dem KSVG betreffen. 

Die Prüfung der Abgabepflicht nach dem KSVG erfolgt zunächst in 
einem zweistufigen Verfahren für ausgewählte Betriebe. Verteilt 
auf vier Jahre wird eine maschinelle Anschreibeaktion durchge­
führt. Dabei wird im Vorjahr der jeweiligen turnusmäßigen Arbeit­
geberprüfung in einem schriftlichen Verfahren, das innerhalb von 
vier aufeinanderfolgenden Anschreibeaktionen in den Jahren 
2007/2008 bis 2010/2011 bei den betroffenen Arbeitgebern durch­
geführt wird, deren Abgabepflicht nach dem KSVG geprüft. 

Erst wenn die in dieser Form durchgeführte Prüfung nicht zum 
Abschluss gebracht werden kann, erfolgt eine Betriebsprüfung vor 
Ort (siehe auch SUMMA SUMMARUM 3/2007 und 4/2007). 

Unterschiede in den Prüfgebieten 
In wesentlichen Teilen weichen die rechtlichen Grundlagen bei 
Prüfungen der Künstlersozialabgabe von denen bei Prüfungen des 
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Gesamtsozialversicherungsbeitrags ab. Besondere Bedeutung 
kommt dabei den nachstehend genannten und voneinander 
abweichenden Regelungen zu: 

➔ Fälligkeit (§ 23 SGB IV und § 27 Abs. 1 Satz 1 KSVG) 

Während das Gesetz für Sozialversicherungsbeiträge eine monat­
liche Fälligkeit vorgibt, existiert für die Fälligkeit der Künstler­
sozialabgabe keine spezielle Vorschrift. Unter Anwendung des 
§ 27 Abs. 1 Satz 1 KSVG, wonach der zur Abgabe Verpflichtete der 
Künstlersozialkasse nach Ablauf eines Kalenderjahrs, spätestens 
bis zum 31. März des Folgejahrs, die Summe der sich nach § 25 
KSVG ergebenden Beträge zu melden hat, wird die Künstlersozial­
abgabe für das abgelaufene Kalenderjahr spätestens am 31. März 
des Folgejahrs fällig. 

Fälligkeit 
Die Sozialversicherungs­
beiträge werden für Ab­
rechnungszeiträume seit 
1. Januar 2006 in der 
voraussichtlichen Höhe 
der Beitragsschuld spä­
testens am drittletzten 
Bankarbeitstag des lau­
fenden Beschäftigungs­
monats fällig. Ein verblei­
bender Restbetrag wird bis 
zum drittletzten Bank­
arbeitstag des Folge­
monats fällig. 

➔ Verjährung (§ 25 SGB IV) 

Aus den unterschiedlichen Fälligkeiten ergeben sich in der Folge 
abweichende Verjährungszeiträume für die unterschiedlichen 
Prüfgebiete. Die Verjährung orientiert sich stets an der Fälligkeit 
der zu leistenden Beiträge bzw. Abgaben. Sie umschließt demzu­
folge bei Prüfungen der Zahlung der Künstlersozialabgabe einen 
Zeitraum von fünf Kalenderjahren vor dem Jahr, in dem die jewei­
lige Prüfung begonnen wurde. 

Verjährung von Beitrags­
ansprüchen 
Nach § 25 SGB IV verjähren 
Ansprüche auf Beiträge in 
vier Jahren nach Ablauf 
des Kalenderjahrs, in dem 
sie fällig geworden sind. 
Ansprüche auf vorsätzlich 
vorenthaltene Beiträge 
verjähren nach 30 Jahren. 

Rechtliche Betrachtungen / Änderungen seit 1. Juli 2007 

➔ Festsetzung der Vorauszahlung (§ 27 Abs. 2 KSVG) 

Der Abgabepflichtige hat eine Vorauszahlung auf die Abgabe an 
die Künstlersozialkasse zu leisten. 

Vorauszahlung 
Der zur Abgabe Verpflich­
tete hat innerhalb von 
zehn Tagen nach Ablauf 
jeden Kalendermonats 
eine Vorauszahlung auf die 
Abgabe an die Künstler­
sozialkasse zu leisten 
(§ 27 Abs. 2 KSVG). 

Zum 1. Januar 2009 wurde § 28p Abs. 1a SGB IV ergänzt, wodurch 
die Träger der Rentenversicherung im Rahmen ihrer Prüfung 
fortan auch Verwaltungsakte zur Vorauszahlung einschließlich der 
Bestimmung ihrer Höhe erlassen. 

Sofern der Rentenvericherungsträger im Zuge seiner Prüfung 
feststellt, dass Abgabepflicht besteht, wird er gleichzeitig prüfen, 
ob auch die Pflicht zur Zahlung einer Vorauszahlung auf die 
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Abgabe nach § 27 KSVG besteht. Die Vorauszahlung wird durch 
den Rentenversicherungsträger rückwirkend für die Zeit ab dem 
1. Januar eines Jahrs festgestellt, sodass eine Nachforderung auf 
die zu zahlende Vorauszahlung entstehen kann. 

Die Vorauszahlung bemisst sich nach dem für das laufende Kalen­
derjahr geltenden Abgabesatz und einem Zwölftel der Bemes­
sungsgrundlage für das vorausgegangene Kalenderjahr. Gemäß 
§ 27 Abs. 3 Satz 2 KSVG ist in den Monaten Januar und Februar 
eines Jahrs die Vorauszahlung in Höhe des Betrags zu leisten, der 
bereits für den Dezember des vorausgegangenen Kalenderjahrs 
zu entrichten war. Das bedeutet, dass grundsätzlich bei erstmali­
ger Feststellung der Vorauszahlungshöhe für deren Ermittlung in 
den Monaten Januar und Februar des laufenden Kalenderjahrs 
auf die Bemessungsgrundlage des vorletzten Kalenderjahrs 
zurückzugreifen ist. 

Die Pflicht zur Zahlung einer Vorauszahlung besteht dann nicht, 
wenn der vorauszuzahlende Monatsbetrag 40 EUR nicht übersteigt. 

Rückwirkend festgestellte Vorauszahlungen in den Monaten 
Januar und Februar eines Jahres, die den Betrag in Höhe von 
40 EUR nicht überschreiten, werden unabhängig davon, dass ggf. 
die laufende Vorauszahlung den genannten Betrag überschreitet, 
nicht gefordert. Im umgekehrten Fall, in dem die festgestellte lau­
fende Vorauszahlung den Betrag in Höhe von 40 EUR nicht über­
schreitet, die Forderung in den Monaten Januar und Februar 
jedoch darüber liegt, erfolgt eine Nachforderung der Vorauszah­
lung allein für diese beiden Monate. 

➔ Herabsetzung der Vorauszahlung 

Nach § 27 Abs. 5 KSVG kann die Künstlersozialkasse die Höhe der 
Vorauszahlung auf Antrag herabsetzen, wenn glaubhaft gemacht 
wird, dass voraussichtlich die Bemessungsgrundlage die für das 
vorausgegangene Kalenderjahr maßgebende Bemessungsgrund­
lage erheblich unterschreiten wird. 

Ebenfalls zum 1. Januar 2009 wurde dem § 27 Abs. 5 KSVG der 
Satz 2 angefügt, wonach die Rentenversicherungsträger die Höhe 
der Vorauszahlungen im Rahmen eines bei ihnen anhängigen 
Widerspruchsverfahrens herabsetzen, sofern die Voraussetzungen 
hierfür vom Arbeitgeber glaubhaft gemacht werden. 
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Künstlersozialabgabe sinkt erneut 

Nach der Künstlersozialabgabe-Verordnung 2010 vom 10. August 
2009 (BGBl I S. 2840) beträgt der Prozentsatz der Künstlersozial­
abgabe für das Jahr 2010 nur noch 3,9 %. 

Seit dem Jahr 2007 obliegt den Rentenversicherungsträgern im 
Rahmen ihrer turnusmäßigen Betriebsprüfungen auch die Über­
wachung der rechtzeitigen und vollständigen Zahlung der Künst­
lersozialabgabe (siehe auch Seite 13 ff. dieser Ausgabe). Die Über­
tragung des Prüfrechts auf die Rentenversicherungsträger hat der 
Gesetzgeber mit der Erwartung verbunden, eine bessere Erfas­
sung der Abgabepflichtigen und damit eine gerechtere Verteilung 
der Abgabelast zu erreichen. Die seitherige Entwicklung des Pro­
zentsatzes der Künstlersozialabgabe zeigt nachhaltig, dass dieses 
Ziel erreicht wird: 

Jahr Künstlersozialabgabe in Prozent 

2006 5,5 % 
2007 5,1 % 
2008 4,9 % 
2009 4,4 % 
2010 3,9 % 
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Schwarz-Gelb an der Regierung

Am 26. Oktober 2009 ist der Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU
und FDP für die 17. Legislaturperiode unterzeichnet worden. Er
trägt den Titel „Wachstum.Bildung.Zusammenhalt“. Nachstehend
werden einige der hieraus ersichtlichen Vorhaben der neuen Bun-
desregierung für die Betriebe und Entgeltabrechner vorgestellt.

Steuer
Die neue Bundesregierung hat sich vorgenommen, das Steuersys-
tem und das Besteuerungsverfahren deutlich zu vereinfachen und
für die Anwender freundlicher zu gestalten. Über die vom Gesetz-
geber bereits beschlossenen Entlastungen in der Lohn- und Ein-
kommensteuer (erweiterte Absetzbarkeit der Krankenversiche-
rungsbeiträge und Einstieg in die Beseitigung der kalten Progres-
sion) hinaus, sollen im Laufe der Legislaturperiode insbesondere
für untere und mittlere Einkommensbereiche sowie für Familien mit
Kindern steuerliche Entlastungen umgesetzt werden (zum 1. Januar
2010: Erhöhung des Kinderfreibetrags auf 7.008 EUR und des Kin-
dergelds um je 20 EUR; zum 1. Januar 2011: Umbau des Einkom-
mensteuertarifs zu einem Stufentarif).

Sozialversicherung
Während das bisherige Gesundheitssystem (Gesundheitsfonds,
einheitlicher Beitragssatz) zumindest 2010 noch weiter gilt, sollen
die Gesundheitskosten zukünftig von den Lohnzusatzkosten abge-
koppelt und der Arbeitgeberanteil festgeschrieben werden. Ziel ist
hierbei die Einführung eines einkommensunabhängigen pauscha-
len Arbeitnehmerbeitrags.

Auch in der Pflegeversicherung will die neue Bundesregierung
neue Wege gehen. Neben dem bestehenden Umlageverfahren soll
eine Ergänzung durch Kapitaldeckung eingeführt werden. Diese
soll verpflichtend, individualisiert und generationengerecht ausge-
staltet werden.

In dieser Legislaturperiode will die neue Bundesregierung ein ein-
heitliches Rentensystem in Ost und West einführen. Diese Fest-
legung greift der Zielsetzung, die Lebensverhältnisse in Deutsch-
land bundesweit bis 2019 weitgehend auszugleichen, insoweit vor.
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Von den Koalitionspartnern wird geprüft, wie die Verpflichtungen und
Grenzwerte des Handels-, Steuer-, Arbeits- und Sozialrechts rechts-
übergreifend harmonisiert werden können (z. B. durch Vereinheit-
lichung des Einkommensbegriffs). Die von Arbeitgebern auszustel-
lenden Bescheinigungen und Entgeltnachweise sollen bis spätes-
tens 2015 in ein elektronisches Verfahren überführt werden.

Schwarzarbeit soll durch wirksame Kontrollen stärker bekämpft
werden. Es sollen bessere Anreize zur Aufnahme einer sozialver-
sicherungspflichtigen Beschäftigung gesetzt werden.

Auch die Arbeitsanreize für gering entlohnte Beschäftigungsver-
hältnisse will die neue Bundesregierung verbessern; in diesem
Zusammenhang wird die Erhöhung und Dynamisierung der
Grenze sozialversicherungsfreier Minijobs geprüft.

Staatliche Anreize zur faktischen Frühverrentung werden hinge-
gen beseitigt. Daher ist eine Verlängerung der staatlich geförder-
ten Altersteilzeit über den 31. Dezember 2009 hinaus von der
Koalition abgelehnt worden.

Der in der letzten Wahlperiode im Insolvenzverfahren beschlos-
sene Schutz der Sozialkassen – Arbeitnehmerbeitragsanteile zur
Sozialversicherung gehören seither nicht mehr zur Insolvenz-
masse – soll wieder beseitigt werden.

Entgeltumwandlungen sollen auch zur Erweiterung der Mitarbei-
terbeteiligung im Unternehmen nutzbar gemacht werden.

Aus den genannten Themen wird erkennbar, dass die Koalitions-
vereinbarung sowohl Reformprojekte – wie die beabsichtigten teil-
weisen Systemumstellungen im Steuer- und Gesundheitswesen
sowie in der Pflegeversicherung – als auch eine Reihe wichtiger
Einzelregelungen anstrebt, die in erheblichem Maße auch die
Betriebe und Entgeltabrechner betreffen. SUMMA SUMMARUM
wird Sie über die weitere Entwicklung informieren.

Mit freundlichen Grüßen

Die Herausgeber
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Einheitliches Beschäftigungsverhältnis

In der Praxis tritt häufig die Frage auf, wie Personen sozial-
versicherungsrechtlich zu beurteilen sind, die beim selben
Vertragspartner gleichzeitig aufgrund unterschiedlicher Ver-
tragsverhältnisse arbeiten. Dies hat vor allem Bedeutung im
Zusammenhang mit der Ausübung einer geringfügigen
Beschäftigung neben einer Hauptbeschäftigung. Dazu wurden
die nachfolgenden, klar abgrenzbaren und einheitlichen Krite-
rien durch die Spitzenorganisationen der Sozialversicherung
aufgestellt.

Beschäftigungen bei demselben Arbeitgeber
Bei mehreren beim selben Arbeitgeber ausgeübten Beschäftigun-
gen liegt sozialversicherungsrechtlich – ohne Rücksicht auf die
arbeitsvertragliche Gestaltung – ein einheitliches Beschäftigungs-
verhältnis vor (Urteil des Bundessozialgerichts vom 16. Februar
1983, 12 RK 26/81). Dabei ist auf den sozialversicherungsrechtli-
chen Begriff des Arbeitgebers abzustellen, der einen eigenständi-
gen Inhalt hat. Eine einheitliche Beschäftigung liegt daher bei
identischem Arbeitgeber vor, und zwar unabhängig davon, ob glei-
che oder funktionsverwandte Arbeiten ausgeführt werden.

Arbeitgeber ist der Vertragspartner des Arbeitnehmers in seinem
Arbeitsverhältnis, zu dem er in persönlicher und regelmäßig auch
wirtschaftlicher Abhängigkeit steht. Zur Bestimmung des Arbeit-
gebers ist daher wesentlich, wer die wirtschaftliche und organi-
satorische Dispositionsbefugnis über die Arbeitsleistung des
Beschäftigten hat. Dabei führt eine Aufspaltung der Arbeit-
geberfunktion durch vertragliche Abreden nicht zu zwei unter-
schiedlichen Arbeitgebern.

Arbeitgeber können natürliche Personen (z. B. Privatperson), ju-
ristische Personen des Privatrechts (z. B. Gesellschaft mit
beschränkter Haftung [GmbH], eingetragener Verein [e. V.]) oder
juristische Personen des öffentlichen Rechts (z. B. Körperschaft
des öffentlichen Rechts [KdÖR]), aber auch Personengesellschaf-
ten (z. B. Kommanditgesellschaft [KG]) sein.

Hat ein Arbeitgeber mehrere Betriebe (z. B. organisatorisch
selbstständige Zweigniederlassungen) oder Betriebsteile (z. B.
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unselbstständige Betriebsstätten), ist unabhängig davon, in wel-
cher dieser Einheiten die jeweiligen Beschäftigungen ausgeübt
werden, von einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis auszu-
gehen. Entscheidend ist allein, dass es sich gesellschaftsrechtlich
um ein und denselben Arbeitgeber handelt.

Beispiel 1

Ein freiberuflich tätiger Arzt (Einzelunternehmer) beschäftigt eine Arbeit-
nehmerin sowohl mit Hilfsarbeiten in seiner Praxis als auch mit Reini-
gungsarbeiten in seiner Privatwohnung.

Es liegt ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis vor, da Arbeitgeber-
identität besteht (dieselbe natürliche Person als Arbeitgeber).

Beispiel 2

Die Auto GmbH betreibt nach ihrem Geschäftszweck eine Kfz-Werkstatt
und eine Autovermietung, also zwei organisatorisch selbstständige Be-
triebe. Ein Mitarbeiter ist vormittags in der Kfz-Werkstatt und nachmit-
tags in der Autovermietung tätig.

Auch er steht in einem einheitlichen Beschäftigungsverhältnis zur Auto
GmbH.

Bei Konzernunternehmen im Sinne des § 18 Aktiengesetz gilt
jedes einzelne Unternehmen als Arbeitgeber.

Beschäftigung und selbstständige Tätigkeit beim selben
Arbeit-/Auftraggeber
Es ist rechtlich möglich, dass eine natürliche Person beim selben
Vertragspartner abhängig beschäftigt und daneben selbstständig
tätig ist. Werden eine Beschäftigung und eine Tätigkeit beim sel-
ben Arbeitgeber unabhängig voneinander ausgeübt, liegt eine
gemischte – versicherungsrechtlich getrennt zu beurteilende –
Tätigkeit vor.

Hier gelten aber strenge Prüfungsmaßstäbe, da einerseits eine
weisungsgebundene Eingliederung aufgrund der Beschäftigung
und andererseits eine weisungsfreie Ausgestaltung der selbst-
ständigen Tätigkeit für denselben Vertragspartner vorliegen muss.
In aller Regel wird jedoch ein einheitliches Beschäftigungsverhält-
nis vorliegen, in dem der Beschäftigte seine Arbeitsleistung regel-
mäßig am selben Betriebsort, für denselben Betriebszweck, unter
Einsatz der Betriebsmittel des Arbeitgebers erbringt.
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Konzernunternehmen
Sind ein herrschendes und
ein oder mehrere abhängi-
ge Unternehmen unter der
einheitlichen Leitung des
herrschenden Unterneh-
mens zusammengefasst,
so bilden sie einen Kon-
zern; die einzelnen Unter-
nehmen sind Konzern-
unternehmen. Gleiches
gilt bei rechtlich selbst-
ständigen Unternehmen,
die unter einheitlicher
Leitung zusammengefasst
sind, ohne dass das eine
Unternehmen von dem
anderen abhängig ist.



Demnach liegt ein einheitliches Beschäftigungsverhältnis vor,
wenn der vermeintlich selbstständige Teil der Tätigkeit

➔ nur aufgrund der abhängigen Beschäftigung ausgeübt wird,
➔ in diese zeitlich, örtlich, organisatorisch und inhaltlich ein-

gebunden ist und
➔ im Verhältnis zur Beschäftigung nebensächlich ist

und daher insgesamt wie ein Teil der abhängigen Beschäftigung
erscheint (BSG-Urteil vom 3. Februar 1994, 12 RK 18/93). Für die
Abgrenzung kommt es maßgebend auf die tatsächlichen Verhält-
nisse und nicht auf die vertraglichen Vereinbarungen an.

Beispiel 3

Firma Tief oHG betreibt eine Kiesgrube, in der Arbeitnehmer Grub als
Baggerfahrer beschäftigt ist. Gleichzeitig führt Grub auf vertraglicher
Selbstständigenbasis Wartungs- und Reparaturarbeiten an den Betriebs-
anlagen durch. Für die Wartungs- und Reparaturleistungen erstellt Grub
eigenständig Rechnungen. Er setzt dafür nur teilweise eigenes Werkzeug
ein. Die Tätigkeit wird zu von der Firma Tief vorgegebenen (wenngleich
auch arbeitnehmerunüblichen) Zeiten ausgeübt, eine Gewerbeanmeldung
liegt vor.

Grub ist betriebsorganisatorisch und -technisch in dem vom Arbeitgeber
zumindest übergeordnet vorgegebenen Betriebsablauf integriert und hin-
sichtlich Art, Ort und Zeit der Tätigkeit Weisungen unterworfen. Eine ein-
heitliche Beschäftigung liegt vor (analog Urteil des Bayerischen Landes-
sozialgerichts vom 31. Juli 2007, L 5 KR 383/06, Namen geändert).

Beschäftigungen bei Arbeitgebern mit besonderen
Verflechtungen
Werden zeitgleich mehrere Beschäftigungen bei verschiedenen
Arbeitgebern ausgeübt, ist grundsätzlich eine getrennte versiche-
rungsrechtliche Beurteilung vorzunehmen. Dies gilt selbst dann,
wenn bei formalrechtlich unterschiedlichen Arbeitgebern die wirt-
schaftliche und organisatorische – eng verflochtene – Disposi-
tionsbefugnis über die Arbeitsleistung des Arbeitnehmers in allen
Beschäftigungen ein und derselben Person oder einer einheit-
lichen Leitung obliegt.
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Beispiel 4

Herr Maier ist geschäftsführender Mehrheitsgesellschafter der X- und der
Y-GmbH. Mitarbeiter Zubrot ist versicherungspflichtig Beschäftigter der
X-GmbH und geringfügig Beschäftigter der Y-GmbH. Beide Beschäftigun-
gen sind – abgesehen vom Umfang – identisch, wobei Herr Maier jeweils
das Direktionsrecht ausübt.

Da es sich um mehrere Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Ar-
beitgebern handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurtei-
lung vorzunehmen.

Beispiel 5

In der Groß KG, auf deren Betriebsgelände sich auch die Klein KG befindet,
ist Frau Schulz (natürliche Person) mit über 60 % als Komplementärin be-
teiligt. Kommanditist ist der mit 40 % beteiligte Herr Moser. In der Klein
KG ist Frau Schulz mit 70 % der Gesellschaftsanteile ebenfalls Komple-
mentärin. Die versicherungspflichtig Beschäftigten der Groß KG sind
gleichzeitig geringfügig Beschäftigte der Klein KG. Beide Gesellschaften
werden durch dieselbe natürliche Person, Komplementärin Frau Schulz,
vertreten.

Da es sich um Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Arbeitgebern
handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurteilung vorzu-
nehmen.

Beispiel 6

Der Dies & Das e. V. hält 100 % der Anteile der Schnell GmbH. Herr Bauer
ist Geschäftsführer der Schnell GmbH und gleichzeitig verantwortlicher
Vorstand des Dies & Das e. V. Frau Koch ist versicherungspflichtig beim
Dies & Das e. V. beschäftigt. Daneben übt sie eine geringfügige Beschäfti-
gung bei der Schnell GmbH aus.

Da es sich um mehrere Beschäftigungen bei rechtlich verschiedenen Ar-
beitgebern handelt, ist eine getrennte versicherungsrechtliche Beurtei-
lung vorzunehmen.

Verbot privatrechtlicher Vereinbarungen zum Nachteil des
Arbeitnehmers
Von den Vorschriften des Sozialgesetzbuchs abweichende privat-
rechtliche Vereinbarungen sind nichtig, soweit sie sich nachteilig
für den Sozialleistungsberechtigten auswirken (§ 32 SGB I). Dies
hat bei der Abgrenzung eines einheitlichen Beschäftigungsver-
hältnisses von mehreren Beschäftigungen insbesondere Bedeu-
tung, wenn die bisherige Beschäftigung in Teilen ausgelagert wird,
um inhalts- und umfangsgleich entweder als vermeintlich recht-
lich selbstständige Tätigkeit oder geringfügige Beschäftigung fort-
geführt zu werden. Durch diese Vorschrift will der Gesetzgeber
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Manipulationsmöglichkeiten zulasten der Solidargemeinschaft
verhindern und Arbeitnehmer besser schützen.

Dies gilt speziell im Fall der Arbeitnehmerüberlassung, wenn ein
Teil des Arbeitsverhältnisses auf ein Leiharbeitsunternehmen
übergeht, welches die Arbeitnehmer „zurück“ verleiht und diese
dort die gleichen bzw. (berufstypisch) vergleichbare Arbeiten unter
gleichen Direktiven wie bisher verrichten.

Beispiel 7

Ein Supermarkt beschäftigt Verkäufer. Für die Regalauffüllung bei Son-
deraktionen entleiht er sich dieselben Mitarbeiter von einer Leiharbeits-
firma als geringfügig Beschäftigte.

Die Beschäftigungen werden als einheitliche Beschäftigungsverhältnisse
ausgeübt, da die berufstypische Mehrarbeit der Arbeitnehmer für den
Supermarkt über ein Verleihunternehmen eine zum Nachteil des sozial-
versicherungsrechtlichen Schutzes der Arbeitnehmer führende Vertrags-
gestaltung darstellt.

Ein-Personen-GmbH bzw. –Limited (Ltd.)
Einer kritischen Prüfung unterzogen werden auch mehrere zeit-
gleich bestehende Arbeits-/Auftragsverhältnisse mit bzw. zu Ein-
Personen-GmbHs bzw. Ein-Personen-Limiteds. Deren Leitung
obliegt zwar rechtlich dem jeweiligen Organ (Geschäftsführer bzw.
director) der jeweiligen juristischen Person (Ein-Personen-GmbH
bzw. -Limited). Faktisch als Geschäftsführer bzw. director sowie
Alleingesellschafter fungiert aber stets ein und dieselbe natür-
liche Person.
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Leiharbeitnehmer stehen
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englischen Rechts, welche
der deutschen GmbH
ähnlich ist.



ELENA ante portas!

In Kürze wird es ernst mit den durch das ELENA-Verfahrensge-
setz neu eingeführten Meldepflichten der Arbeitgeber. Wie
bereits in der SUMMA SUMMARUM Ausgabe 2/2009 berichtet,
trat zum 2. April 2009 das ELENA-Verfahrensgesetz in Kraft,
das eine neue Ära im betrieblichen Bescheinigungswesen ein-
läutet.

Ab 1. Januar 2012 werden nachfolgende Bescheinigungen durch
das Verfahren ELENA ersetzt:

➔ Arbeitsbescheinigung gemäß § 312 SGB III,
➔ Nebeneinkommensbescheinigung gemäß § 313 SGB III,
➔ Auskunft über die Beschäftigung gemäß § 315 Abs. 3 SGB III,
➔ Auskünfte über den Arbeitsverdienst zum Wohngeldantrag

gemäß § 23 Abs. 2 Wohngeldgesetz und
➔ Einkommensnachweise nach § 2 Abs. 7 Satz 4 und § 9 des

Bundeselterngeld- und Elternzeitgesetzes.

Um die Arbeitgeber möglichst umfassend zu entlasten, sollen ab
2013 noch zahlreiche weitere Bescheinigungen folgen.

Wie funktioniert das Verfahren?
Die Arbeitgeber sind gemäß § 97 SGB IV ab 1. Januar 2010 ver-
pflichtet, für jeden Beschäftigten, Beamten, Richter oder Soldaten
monatlich gleichzeitig mit der Entgeltabrechnung eine Meldung
an die sogenannte Zentrale Speicherstelle (ZSS) zu erstatten.
Diese wird als eigenständige Stelle bei der Datenstelle der Träger
der Rentenversicherung (DSRV) in Würzburg eingerichtet. Dort
werden die Entgeltdaten verschlüsselt abgespeichert.

Der leistungsberechtigte Bürger benötigt spätestens ab 1. Januar
2012 eine qualifizierte Signaturkarte und muss sich, um an dem
Verfahren teilnehmen zu können, einmalig bei einer Agentur für
Arbeit anmelden (Anmeldestelle). Die Anmeldestelle gibt die
Daten des Teilnehmers an die von der Informationstechnischen
Servicestelle der gesetzlichen Krankenversicherung (ITSG) betrie-
bene Registratur Fachverfahren (RFV) weiter. Außerdem lässt sie
die Gültigkeit der Karte durch das kartenausstellende Trustcenter
überprüfen.
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ELENA
Dies ist die Abkürzung für
„Elektronischer Entgelt-
nachweis“.

Qualifizierte Signatur-
karte
Diese Karte ermöglicht die
Überprüfung der Integri-
tät, also der inhaltlichen
Unverfälschtheit, einer
elektronischen Nachricht.

Trustcenter
Hierbei handelt es sich um
eine vertrauenswürdige
Stelle des Kartenausstel-
lers, die bei elektronischen
Kommunikationsprozes-
sen die jeweilige Identität
des Kommunikationspart-
ners bescheinigt.



Der Teilnehmer wendet sich mit seiner Signaturkarte beispiels-
weise an eine Arbeitsagentur oder eine Wohngeldstelle zwecks
Leistungsgewährung. Diese Stellen überprüfen über das Trust-
center die Gültigkeit der Karte und rufen dann mit dem Einver-
ständnis des Teilnehmers die erforderlichen Daten bei der ZSS ab.
Die bisherige Bescheinigung des Arbeitgebers in Papierform ent-
fällt dann.

Art und Umfang der Arbeitgebermeldung
Der Arbeitgeber muss ab 1. Januar 2010 monatlich den sogenann-
ten multifunktionalen Verdienstdatensatz (MVDS) an die ZSS über-
mitteln. In diesem Datensatz, der auf der website www.das-elena-
verfahren.de veröffentlicht ist, sind alle Angaben enthalten, die für
die oben genannten Bescheinigungen erforderlich sind. Dabei lehnt
sich das ELENA-Verfahren an das Verfahren zur Übermittlung von
Sozialversicherungsmeldungen und Beitragsnachweisen an Kran-
kenkassen (DEÜV-Verfahren) an. Anders als Sozialversicherungs-
meldungen und Beitragsnachweise wird der MVDS nicht über die
Krankenkassen, sondern unmittelbar an die ZSS übermittelt.

Die Arbeitgebermeldung muss insbesondere:

➔ die Versicherungs- bzw. Verfahrensnummer, den Familien-
namen, den Vornamen, den Geburtstag und die Anschrift des
Beschäftigten,

➔ dessen erfasstes Einkommen, den Beschäftigungszeitraum,
die Art des Einkommens und die Beitragsgruppen sowie

➔ Name und Anschrift des Arbeitgebers und die Betriebs-
nummer des Beschäftigungsbetriebs

enthalten.

Die Meldungen im ELENA-Verfahren sind nach dem gleichen
Prinzip aufgebaut wie die Meldungen nach der DEÜV. Bereits im
DEÜV-Verfahren bestehende und bekannte Datenbausteine wer-
den durch neue ELENA-spezifische Datenbausteine ergänzt. Der
Inhalt der neuen Datenbausteine wird im Großen und Ganzen aus
den Stammdaten der Entgeltabrechnungsprogramme erzeugt
werden können, einzelne Daten müssen aber auch wegen ELENA
in die Stammdaten aufgenommen werden, wie z. B. die für den
Datenbaustein Kündigung/Entlassung erforderlichen Angaben.
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Bei den Beschäftigten kennt der Arbeitgeber üblicherweise die
Versicherungsnummer. Sollte dies nicht der Fall sein, kann der
Arbeitgeber im Wege eines automatisierten Verfahrens die Versi-
cherungsnummer bei der DSRV erfragen.

Auch bei Beamten ist es durchaus nicht unüblich, dass sie bereits
eine Versicherungsnummer erhalten haben. Diese kann ebenfalls
über die DSRV ermittelt werden. Für den Fall, dass noch keine
Nummer vergeben sein sollte, hält das Verfahren ELENA die Mög-
lichkeit bereit, die Vergabe einer sogenannten Verfahrensnummer
anzustoßen, die wie eine Versicherungsnummer aufgebaut ist.

Hinweispflicht des Arbeitgebers
Der Arbeitgeber ist verpflichtet, den Beschäftigten über die Über-
mittlung seiner Daten an die ZSS zu informieren. Dieser Hinweis
kann auf der Entgeltbescheinigung selbst erfolgen. Ein Mustertext
ist im Internet unter www.das-elena-verfahren.de veröffentlicht.

Außerdem sollte der Arbeitgeber den Beschäftigten einmalig bei der
ersten Entgeltabrechnung 2010 oder bei der Neueinstellung die
Grundzüge des ELENA-Verfahrens erläutern. Ein Mustertext ist
hierzu ebenfalls auf der oben genannten Internetseite erhältlich.

Wer bezahlt das Verfahren?
Die Kosten zum Aufbau des Verfahrens trägt zunächst einmal der
Bund. Später – ab dem Jahr 2014 – haben die Behörden, die an
dem Verfahren teilnehmen, Gebühren zu entrichten – quasi als
Ausgleich für den vereinfachten und Verwaltungskosten sparen-
den Datenabruf.

Die Erweiterung des Meldeverfahrens erfordert beim Arbeitgeber
eine Softwareanpassung. Die dadurch zum 1. Januar 2010 entste-
henden Kosten trägt der Arbeitgeber. Demgegenüber soll jedoch
eine deutliche Entlastung der Arbeitgeber durch eine Verringerung
des formularmäßigen Bescheinigungsaufwands eintreten. Die
Kosten der Signaturkarte trägt der leistungsberechtigte Bürger.

Wer hilft bei Anwendungsfragen?
Hilfe finden Arbeitgeber und Steuerberater grundsätzlich auf der
Seite www.das-elena-verfahren.de. Hier sind der Gesetzestext, die
zu ELENA erlassenen gemeinsamen Grundsätze der Spitzenorga-
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nisationen der Sozialversicherung sowie bereits bekannte Frage-
stellungen und Antworten dazu hinterlegt. Sie können auch selbst
Fragen stellen oder Antworten geben.

Weitere Informationen finden sich auf der Website des Bundes-
ministeriums für Wirtschaft und Technologie www.bmwi.de, das
auch eine Hotline geschaltet hat.

Geringfügigkeits-Richtlinien: Was ändert sich?

Zur versicherungs-, beitrags- und melderechtlichen Beurteilung
geringfügig Beschäftigter haben die Sozialversicherungsträger
Geringfügigkeits-Richtlinien herausgegeben, die nun aufgrund
gesetzlicher Änderungen und neuer Auslegungen aktualisiert
wurden.

Der Aktualisierungsbedarf ergab sich aufgrund der Auswirkungen
neuer gesetzlicher Regelungen. Unter anderem wurde das neue
Recht zu flexiblen Arbeitszeitregelungen und der Einzug der Insol-
venzgeldumlage durch die Einzugsstellen relevant. Weitere wich-
tige Punkte sind die Erweiterung des DEÜV-Meldeverfahrens um
Daten zur Unfallversicherung und die Wiedereinführung einer
Sofortmeldung in bestimmten Wirtschaftsbranchen.

Darüber hinaus wurden zwischenzeitlich von den Sozialversiche-
rungsträgern getroffene Auslegungen aufgenommen, die u. a. kon-
krete Kriterien für die Annahme eines einheitlichen Beschäftigungs-
verhältnisses beim selben Arbeitgeber definieren. Weitere wichtige
Änderungen: Bei Beginn oder Ende einer Beschäftigung im Laufe
eines Kalendermonats ist nicht mehr die anteilige, sondern die volle
Geringfügigkeitsgrenze von 400 EUR anzuwenden. Ferner ist es
Arbeitgebern nun möglich, vorausschauende Schätzungen des Jah-
resdurchschnittsentgelts bei schwankendem Arbeitsentgelt auf eine
Kalenderjahresbetrachtung umzustellen. Ebenso wurden inzwi-
schen berücksichtigungsfähige Kalendermonate bei der Berech-
nung des Jahresdurchschnittsentgelts klar definiert. Gleiches gilt für
den Zeitraum der Versicherungspflicht bei sich als unzutreffend
erweisenden Annahmen über die Geringfügigkeit.
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Die neuen Geringfügigkeits-Richtlinien vom 14. Oktober 2009
wurden u. a. unter www.deutsche-rentenversicherung.de (Rubrik:
Arbeitgeber und Steuerberater) veröffentlicht. Über die konkreten
Änderungen wird Sie SUMMA SUMMARUM in der nächsten Aus-
gabe informieren.

Entgeltmeldungen für nur unfallversicherungs-
pflichtig Beschäftigte

In der Ausgabe 1/2009 berichtete SUMMA SUMMARUM über
eine neue Entgeltmeldung für Beschäftigte, die ausschließlich
in der gesetzlichen Unfallversicherung versichert sind. Die
Neuregelung wurde nunmehr vom Gesetzgeber konkretisiert.

In der ursprünglichen Fassung des erweiterten Meldeverfahrens
war vorgesehen, dass Meldungen auch für Personen abzugeben
sind, die lediglich in der gesetzlichen Unfallversicherung als Be-
schäftigte „gelten“. Mit dem Gesetz zur Änderung des Vierten
Buches Sozialgesetzbuch, zur Errichtung einer Versorgungsaus-
gleichskasse und zur Änderung anderer Gesetze vom 15. Juli 2009
(BGBl I S. 1939 ff.) erfolgte dazu eine klarstellende Konkretisie-
rung. Danach ist eine Meldung abzugeben, sofern keine Versiche-
rungspflicht in der Renten-, Kranken-, Pflege- und Arbeitslosen-
versicherung besteht, der Beschäftigte aber in der Unfallversiche-
rung versichert ist und ein beitragspflichtiges Arbeitsentgelt
erzielt (§ 28a Abs. 12 SGB IV).

Durch diese neuen Meldungen können auch die Ausnahmefälle im
Lohnnachweis abgebildet werden, den die Deutsche Rentenver-
sicherung Bund ab dem kommenden Jahr aus den Meldungen
erstellen wird (SUMMA SUMMARUM berichtete in der Ausgabe 4/
2009 ab Seite 9).

Fallgestaltungen zur neuen Meldung
Die Erweiterung des Meldeverfahrens stellt auf alle Beschäfti-
gungsverhältnisse ab, für die bisher keine Meldungen erforderlich
waren. Dies sind zum Beispiel:
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Arbeitsentgelt
Zum Arbeitsentgelt gehö-
ren alle laufenden und ein-
maligen Einnahmen aus
einer Beschäftigung. Da-
bei ist es gleichgültig, ob
ein Rechtsanspruch da-
rauf besteht, unter wel-
cher Bezeichnung oder in
welcher Form sie geleistet
werden und ob sie unmit-
telbar aus dem Beschäfti-
gungsverhältnis oder im
Zusammenhang damit er-
zielt werden.

Lohnnachweis
Die Unternehmer haben
nach § 165 SGB VII nach
Ablauf eines Kalender-
jahrs die Arbeitsentgelte
der Versicherten und die
geleisteten Arbeitsstunden
in der vom Unfallversiche-
rungsträger geforderten
Aufteilung zu melden
(= Lohnnachweis). Auf-
grund dieser Daten
werden die Beiträge zur
Unfallversicherung be-
rechnet, die jährlich im
Wege einer Umlage er-
hoben werden.
Ein bereits zum 1.1.2009
eingeführtes neues Melde-
verfahren löst den Lohn-
nachweis in der bisherigen
Form ab, und zwar nach
einer zweijährigen Erpro-
bungsphase ab dem
1.1.2012.



➔ Studenten in einem vorgeschriebenen Zwischenpraktikum
mit dem Beitragsgruppenschlüssel „0000“. Für die unfall-
versicherungsrechtliche Beurteilung von Praktika ist es un-
erheblich, ob diese in der Studien- oder Prüfungsordnung
zwingend vorgeschrieben sind oder freiwillig geleistet werden.
Es besteht Versicherungsschutz über das Praktikumsunter-
nehmen.

➔ Privat Krankenversicherte in einer geringfügigen Beschäf-
tigung, sofern eine Befreiung von der Rentenversicherungs-
pflicht zugunsten einer Mitgliedschaft in einer berufsständi-
schen Versorgungseinrichtung vorliegt.

➔ Werkstudenten in einer Beschäftigung, sofern eine Befreiung
von der Rentenversicherungspflicht zugunsten einer Mitglied-
schaft in einer berufsständischen Versorgungseinrichtung
vorliegt.

Unfallversicherungspflichtiges Entgelt ist stets das erzielte Brut-
toentgelt bis zur Jahresarbeitsverdienst-Höchstgrenze des Unfall-
versicherungsträgers.

Durchführung des Meldeverfahrens
Neben der An- und Abmeldung sind alle Unterbrechungsmeldungen
und die Jahresmeldung für diese Fallgestaltungen abzugeben. Mit
dem neuen Personengruppenschlüssel „190“ wird dokumentiert,
dass es sich um einen Beschäftigten handelt, der ausschließlich in
der gesetzlichen Unfallversicherung versichert ist (Beitragsgrup-
penschlüssel „0000“). Als zuständige Einzugsstelle gilt diejenige,
bei der zuletzt eine Versicherung bestanden hat. Sofern der
Beschäftigte noch nie Mitglied einer gesetzlichen Krankenversi-
cherung war, wählt der Arbeitgeber die Einzugsstelle aus.

Aufgrund der technischen Umsetzungsarbeiten innerhalb des
DEÜV-Meldeverfahrens sind Meldungen für diesen Personen-
kreis erst für Meldezeiträume nach dem 31. Dezember 2009 abzu-
geben. Meldungen, die einen Zeitraumbeginn vor dem 1. Januar
2010 aufweisen, werden maschinell nicht verarbeitet und zurück-
gewiesen.
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Meldungen im automati-
sierten Verfahren
Meldungen und Beitrags-
nachweise zur Sozialver-
sicherung sind durch
gesicherte und verschlüs-
selte Datenübertragung
aus systemgeprüften
Programmen oder
maschinell erstellten Aus-
füllhilfen zu erstatten.
Rechtsgrundlage ist die
Datenerfassungs- und
-übermittlungsverordnung
(DEÜV).



Anmeldungen zum 1. Januar 2010
Für laufende Bestandsfälle sind Anmeldungen mit einem Versi-
cherungsbeginn „01.01.2010“ abzugeben, damit nachfolgende
Entgeltmeldungen mit dem Personengruppenschlüssel „190“ bei
den Einzugsstellen und der Deutschen Rentenversicherung Bund
verarbeitet werden können. Der Abgabegrund in diesen Fällen ist
„10“.

Keine neue Meldeverpflichtung für Gesellschafter-
Geschäftsführer
Eine erweiterte Meldeverpflichtung für Gesellschafter-Geschäfts-
führer, die per ursprünglichem Gesetzeswortlaut geplant war,
kommt nun doch nicht. Meldungen sind für diesen Personenkreis
weiterhin nur dann abzugeben, sofern der Gesellschafter-
Geschäftsführer in einem Beschäftigungsverhältnis steht. Neben
den Angaben zu den übrigen Zweigen der Sozialversicherung sind
dann auch Daten zur Unfallversicherung zu melden. Ist der
Gesellschafter-Geschäftsführer kein Beschäftigter im Sinne der
Sozialversicherung, ist wie bisher keine DEÜV-Meldung erforder-
lich.
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Auf einen Blick:
Sozialversicherungs-Rechengrößen 2010

Auch zu diesem Jahreswechsel werden viele Rechengrößen der
Sozialversicherung an die wirtschaftliche Entwicklung ange-
passt. Die nachfolgenden Werte geben einen Überblick.

Rechengrößen ab 1. Januar 2010 West Ost

Beitragsbemessungsgrenzen

Allgemeine Rentenversicherung

Monat
Jahr

5.500,00
66.000,00

4.650,00
55.800,00

Knappschaftliche Rentenversicherung

Monat
Jahr

6.800,00
81.600,00

5.700,00
68.400,00

Kranken- und Pflegeversicherung

Monat
Jahr

3.750,00
45.000,00

Versicherungspflichtgrenze, Krankenversicherung1

Jahr 49.950,00

Geringfügigkeitsgrenze

Monat 400,00

Gleitzone

Faktor F 0,7585

Bezugsgröße (Monat)

RV/ALV 2.555,00 2.170,00

KV/PV 2.555,00

Sachbezüge (Monat)

Freie Verpflegung
Freie Unterkunft

215,00
204,00

Beitragssätze

Krankenversicherung
Pflegeversicherung
– Beitragszuschlag für Kinderlose (Arbeitnehmeranteil)
Allgemeine Rentenversicherung
Knappschaftliche Rentenversicherung
Arbeitslosenversicherung
Insolvenzgeldumlage

14,9 % / 14,3 %
1,95 %
0,25 %
19,9 %
26,4 %
2,8 %

0,41 %

1 Für am 31. Dezember 2002 privat krankenversicherte Arbeitnehmer: 45.000 EUR.
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